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Abb. i: Vorder- und Rückseite des Ordens der belarussischen Stiftung 
»Verständigung und Aussöhnung« für ehemalige NS-Opfer (Foto: Tanja Penter). 
Z u m 60. Jahrestag des sowjetischen Sieges im Zweiten Weltkrieg hatte die 
belarussische Stiftung »Verständigung und Aussöhnung« im April 2005 einen 
Orden (siehe Abbildung) in Auftrag gegeben, um damit besonders aktive 
Mitglieder der Opferverbände in Belarus und in Estland zu ehren.1 Sie folgte 
damit der älteren sowjetischen Tradition der Ehrung von Kriegs­ und Ar­
beitshelden. Die Vorderseite des Ordens zeigt vor dem Hintergrund der 
Weltkugel eine Faust, die einen Stacheldraht umklammert hält. Der dazuge­
hörige gestreifte Jackenärmel symbolisiert den KZ­Häftling. Darunter be­
findet sich, umrahmt von einem Lorbeerkranz, das ewige Feuer, das fü r den 
sowjetischen Sieg im »Großen Vaterländischen Krieg«, aber auch für die Eh­
* Für Kommentare und Anregungen danke ich Andreas Hilgen 
1 Zur Konzeption des Ordens vgl. das Protokoll der Vorstandssitzung der belarussi­
schen Stiftung vom 4.4.2005 im Archiv der belarussischen Stiftung in Minsk (AbSt). 
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rung der gefallenen Soldaten und Widerstandskämpfer steht. Auf der Rück­
seite steht die Aufschrift »Belarussische Stiftung Verständigung und Aussöh­
nung< 1945­2005« sowie die Widmung »dem Häftling des Nazismus« (uzniku 
nacizma1). Das Abzeichen verbindet die Symbolik des Sieges mit der des 
Leidens, nimmt aber auch den Widerstand gegen Unterdrückung und Aus­
beutung auf, symbolisiert durch Faust und Stacheldraht. Die gehobene 
geballte Faust gehört zu den ältesten Symbolen der Arbeiterbewegung und 
des Klassenkampfes und fand sich in vielfachen Ausprägungen im Symbol­
bestand der Sowjetunion und der sozialistischen Welt wieder. Der Orden 
der belarussischen Stiftung steht somit sowohl in der Form als auch im 
Inhalt in einer starken Kontinuität zur sowjetischen Tradition. Die Ikono­
graphie des Ordens folgt der sowjetischen Erinnerungskultur, die nicht das 
hilflose und schwache (weibliche) Opfer (zertvd), sondern den bis zuletzt 
Widerstand leistenden, starken (männlichen) »Häftling« (uznik) ehrte. Mit 
den KZ­Häftlingen wurde zudem eine spezifische Opfergruppe heraus­
gegriffen, die ­ anders als ehemalige Zwangsarbeiter oder sowjetische Kriegs­
gefangene — bereits zu Sowjetzeiten eine gewisse Anerkennung und Ehrung 
erfahren hatte. Zugleich verweist die Popularität der Orden unter den ehe­
maligen Zwangsarbeitern aber auch darauf, dass sich auch die Erinnerungs­
kulturen der NS­Opfer bis heute stark an den alten sowjetischen Formen, 
insbesondere den Ehrungen für die Kriegsveteranen, orientieren. 
Das starke Anknüpfen an sowjetischen Traditionen in der institutionellen 
Praxis sowie in der öffentlichen Erinnerungskultur an den Zweiten Welt­
krieg prägte die Rahmenbedingungen des Entschädigungsprogramms für 
ehemalige Zwangsarbeiter in der Republik Belarus und gehörte zum Regie­
rungsprogramm des autoritären Herrschaftssystems von Präsident Aljak­
sandr Lukasenka. Von vielen (älteren) Belarussen war Lukasenka vor allem 
deshalb gewählt worden, weil er eine Rückkehr zum alten Leben in der 
UdSSR versprach und die Restauration des Sowjetischen auch auf der Ebene 
der Symbol­ und Geschichtspolitik deutlich machte. Dies stieß insbeson­
dere bei der älteren Generation auf Zustimmung. Das kollektive Bewusst­
sein vieler Belarussen basiert bis heute stark auf der sowjetischen Sozialisa­
tion, was auch darauf zurückzuführen ist, dass Belarus unter der Sowjetmacht 
eine starke industrielle, kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung erfahren 
hat und zur ökonomischen Vorzeigerepublik der Sowjetunion aufstieg. In 
dieser Hinsicht entspricht die belarussische Bevölkerung also möglicher­
weise am ehesten dem »Sowjet­Volk«, das die politische Führung der UdSSR 
2 Der Begriff »Häftling des Nazismus« oder auch »Häftl ing des Faschismus« bezeich­
nete im sowjetischen Sprachgebrauch ursprünglich nur Personen, die in national­
sozialistischen KZs, Ghettos oder Gefängnissen inhaftiert waren. Zwangsarbeiter 
oder auch Kriegsgefangene, die nicht in einem dieser Lagertypen inhaft iert waren, 
waren also ausgenommen. 
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langfristig schaffen wollte.3 Nach Ansicht von Politikwissenschaftlern präfe­
rieren viele Belarussen bis heute einen starken Staat und eine charismatische, 
personalisierte Herrschaft, während das Vertrauen in staatliche Institutionen 
generell gering ausgeprägt ist.4 
Eine wichtige Besonderheit des Auszahlungsprogramms in Belarus be­
stand also darin, dass die belarussische staatliche Stiftung »Verständigung 
und Aussöhnung« unter der Kontrolle der Lukasenka­Regierung operierte. 
Wissenschaftler sind nicht müde geworden, Lukasenkas Herrschaft, die seit 
1994 einem mehrfachen Wandel unterlag, mit wechselnden Adjektiven und 
Begriffskategorien zu beschreiben. Die Spannbreite der begrifflichen Klas­
sifizierungsversuche, die von »letzter Diktatur Europas«,5 »Nordkorea 
Europas«,6 »akzeptierter Diktatur«7 und »isolationärem Autoritarismus«8 bis 
hin zu »demagogischer Demokratie«,9 »imitierter Demokratie«,10 »liberaler 
Autokratie«11 oder »Sultanismus«12 reichen, verdeutlicht, dass sich das 
Lukasenka­Regime gegen eindeutige Zuordnungen zu sperren scheint. Der 
Charakter des Herrschaftssystems zeigt sich gerade in der Gleichzeitigkeit 
vermeintlich unvereinbarer Gegensätze, wie einem gewissen Grad an Mei­
nungsfreiheit und gesellschaftlichem und politischem Pluralismus einerseits 
und Wahlfälschungen, Verhaftungen und Gewalt gegen Demonstranten 
und Oppositionelle sowie politischen Morden als Repressionsmittel13 und 
dem Fehlen eines unabhängigen Rechtssystems andererseits. Nicht nur in 
Belarus, sondern auch in anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion stoßen 
die typologischen Einordnungsversuche der Transformationsforscher an ihre 
Grenzen. Die klassische Trennung zwischen Demokratie, Autoritarismus 
und Totalitarismus wird durch die zahlreichen Mischformen im postsowje­
tischen Raum aufgehoben, so dass einige Forscher hier von »hybriden Regi­
men« sprechen.14 
3 So konstatierte Donal O'Sullivan vor einigen Jahren in seiner Untersuchung, vgl. 
O'Sullivan (1999). 
4 Lorenz (2001a); Lorenz (2001b). 
5 Marples (2005). 
6 Ingo Petz, Das Nordkorea Europas. Acht Gründe sich trotzdem für Weißrussland 
zu begeistern, in: Süddeutsche Zeitung, 6.3.2006. Der Artikel bezieht sich auf eine 
entsprechende Äußerung des amerikanischen Präsidenten George W. Bush. 
7 Leppert (2008). 
8 Sahm (2002). 
9 Korosteleva (2003). 
10 Furman (2006). 
11 Beichelt (2001), S. 11. 
12 Eke/Kuzio (2000). 
13 Wehner (2001). 
14 Rüb (2002). Für eine kritische Diskussion der verschiedenen Ansätze vgl. auch 
Wiest (2006). 
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In diesem Beitrag kann es nicht darum gehen, die komplizierten innen­
politischen Entwicklungen in Belarus im Detail in den Blick zu nehmen. 
Hier wird viel mehr die Frage nach den komplexen Wechselwirkungen zwi­
schen dem Auszahlungsprogramm für ehemalige Zwangsarbeiter und der 
Lukasenka­Herrschaft untersucht. Welche Auswirkungen hatte das Herr­
schaftssystem unter Lukasenka auf die Umsetzung des Auszahlungspro­
gramms für ehemalige Zwangsarbeiter in Belarus? Inwieweit prägten die 
politischen Rahmenbedingungen die Arbeit der belarussischen Stiftung und 
die Wahrnehmungen und Handlungen der belarussischen NS­Opfer und 
beeinflussten möglicherweise auch das Handeln der deutschen Koopera­
tionspartner ? Welche Rückwirkungen hatte das Auszahlungsprogramm sei­
nerseits auf die Lukasenka­Herrschaft? Trug es zu ihrer Stabilisierung bei 
oder wurden über die rechtsstaatliche Verfahrenspraxis des Auszahlungspro­
gramms möglicherweise zivilgesellschaftliche Elemente in die belarussische 
Gesellschaft hineingetragen? 
Die Arbeit der belarussischen Stiftung bewegte sich in einem beständigen 
Spannungsverhältnis zwischen den deutschen Geldgebern, der eigenen Re­
gierung und einer an Bedeutung gewinnenden Gesellschaft, die längst keine 
rein »staatliche Veranstaltung« mehr darstellte.15 In diesem Spannungsver­
hältnis entwickelte das Entschädigungsprogramm in Belarus sehr komplexe 
und zum Teil auch widersprüchliche Dynamiken, die es im Folgenden ge­
nauer zu untersuchen gilt. 
Aus der Perspektive der Stiftung »Erinnerung, Verantwortung und Zu­
kunft« (EVZ) erwiesen sich die Belarussen als besonders reibungslose Ko­
operationspartner. Meistens wurden die Vorgaben aus Berlin von der bela­
russischen Partnerorganisation widerspruchslos umgesetzt. Es kam selten zu 
kommunikativen Missverständnissen, wie der überschaubare Schriftwechsel 
der deutschen und der belarussischen Stiftung verdeutlicht, der deutlich 
weniger umfangreich war als zum Beispiel der Schriftwechsel zwischen Ber­
lin und Moskau. Der deutsche Botschafter in Minsk, Dr. Helmut Frick, 
schrieb im April 2003 an den Sprecher der Stiftungsinitiative der Deutschen 
Wirtschaft, Dr. Manfred Gentz: 
»Die Zwangsarbeiterentschädigung hat für Belarus eine besonders große 
Bedeutung. Umso erfreulicher ist es, dass hier in Minsk der Grund­
gedanke der Stiftungsinitiative in sehr positiver und reibungsloser Weise 
verwirklicht wird. Bei der Zusammenarbeit zwischen der Bundesstiftung 
>Erinnerung, Verantwortung und Zukunft< und ihrer belarussischen Part­
15 Zur politischen Entwicklung in Belarus vgl. unter anderem die Themenhefte von 
Osteuropa: Der Fall Belarus. Gewalt, Macht, Ohnmacht, Heft 12 (2010); sowie 
Konturen und Kontraste. Belarus sucht sein Gesicht, Heft 2 (2004); Petz (2007); 
Sahm (2006); Marples (2006). 
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nerorganisation Verständigung und Aussöhnung handelt es sich ganz 
zweifelsfrei um eine Erfolgsgeschichte ­ und dies unter den Bedingungen 
durchaus schwieriger politischer Beziehungen zwischen Belarus und allen 
EU­Ländern, also auch Deutschland. Es steht außer Frage, dass die zügig 
voranschreitende Auszahlung der Leistungen nachhaltig positive Auswir­
kungen auf die Beziehungen zwischen den Menschen in Deutschland 
und in Belarus hat und einen großen Schritt zur weiteren Annäherung 
der beiden Völker trotz der tragischen Geschichte darstellt.«16 
Im Vorstand der Stiftung EVZ und auf der Mitarbeiterebene teilte man 
diese positive Einschätzung des Auszahlungsverfahrens in Belarus und lobte 
das Engagement und die Kompetenz der belarussischen Kollegen.17 An an­
derer Stelle vermeldete die deutsche Botschaft in Minsk, dass die Zwangsar­
beiterentschädigung sich sehr positiv auf das Deutschlandbild der Belarus­
sen ausgewirkt habe und Deutschland in Meinungsumfragen kontinuierlich 
das beliebteste westliche Land sei.18 
Auch gegenüber dem Bochumer Forschungsprojekt zeigten die Belarussen 
von Beginn an demonstrative Kooperationsbereitschaft und Transparenz. 
Sie waren die ersten, die neben anderen Dokumenten auch ihre Vorstands­
protokolle offenlegten und der Bearbeiterin in Form von sorgfältig gebun­
denen Aktenordnern zur Verfügung stellten. Die gesamte Dokumentation 
der belarussischen Stiftung wurde in einem gut geordneten und gepflegten 
Archiv im Stiftungsgebäude in Minsk aufbewahrt, was davon zeugt, dass 
man sich der großen Bedeutung einer lückenlosen Dokumentation der 
eigenen Tätigkeit für die Legitimation gegenüber der eigenen politischen 
Führung und den deutschen Geldgebern sowie gegenüber einer sich zu­
nehmend formierenden Öffentlichkeit (zum Beispiel in Form der Opfer­
verbände) bei der belarussischen Stiftung sehr wohl bewusst war.19 
Die Geschichte der Zwangsarbeiterentschädigung in Belarus wird im Fol­
genden auf drei unterschiedlichen Ebenen untersucht. Auf der ersten, der 
16 Schreiben vom 29.4.2003, Archiv der Stiftung »Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft« (= EVZ) 501.10 (2003). 
17 Vgl. zum Beispiel das Schreiben des Vorstandsvorsitzenden Michael Jansen an die 
deutsche Botschaft in Minsk vom 19.6.2003, EVZ 501.10 (2003). 
18 Bericht der Botschaft zum zehnjährigen Jubiläum der belarussischen Stiftung vom 
12.6.2003, EVZ 520.00. BEL. 
19 Allerdings hatte diese Transparenz auch Grenzen. So wurden die Protokolle der 
Kontrollratssitzungen, an denen auch Regierungsvertreter teilnahmen, der Bearbei­
terin trotz mehrfacher Anfragen leider nicht zur Verfügung gestellt. Nach der 
Schließung der Stiftung sind die Unterlagen an das Belarussische Staatsarchiv in 
Minsk abgegeben worden. Die Aktenbestände im damaligen Archiv der belarussi­
schen Stiftung in Minsk waren leider nicht nummeriert. Im Folgenden erfolgt daher 
als Fundort jeweils nur der Hinweis auf das Stiftungsarchiv (AbSt). 
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institutionengeschichtlichen Ebene stellt die belarussische Stiftung »Verstän­
digung und Aussöhnung« eine Institution dar, die mit ihrem starren hierar­
chischen Aufbau und ihrem Anknüpfen an sowjetische Traditionen in ihrer 
Organisationskultur und Arbeitsweise in vielfacher Hinsicht eine Art Ge­
genmodell zu modernen Bürokratien repräsentiert. Die Institutionenge­
schichte beginnt mit der Gründung der Stiftung im Jahr 1993 im Zuge des 
ersten Auszahlungsprogramms für ehemalige NS­Opfer. Auf einer zweiten 
Ebene werden die gesellschaftlichen Veränderungen in den Blick genom­
men, die sich an die Entschädigungsprogramme knüpften. Zum einen wer­
den die Auswirkungen der Auszahlungsprogramme auf die offizielle Ge­
schichtspolitik und die Pluralisierung der Erinnerungskultur zum Zweiten 
Weltkrieg untersucht. Zum anderen wird der Frage nachgegangen, ob über 
die Auszahlungsprogramme Elemente von Demokratie und Zivilgesellschaft 
in die belarussische Gesellschaft einfließen konnten. 
Auf der dritten Ebene wird die individuelle Wahrnehmungsperspektive 
der Antragsteller und NS­Opfer selbst, und zwar sowohl derjenigen, die eine 
Entschädigung erhalten konnten als auch derjenigen, die aus unterschied­
lichen Gründen nicht berücksichtigt wurden, untersucht. Diese Ebene ist, 
obgleich sie hier aus praktischen Gründen erst am Schluss des Beitrags steht, 
die wichtigste, weil sie verdeutlicht, wie die Wiedergutmachungsbestrebun­
gen tatsächlich bei den Opfern ankamen. Hier wird die Geschichte von 
Menschen erzählt, die zuweilen höchst komplexe Verfolgungsschicksale auf­
wiesen und damit auf ein deutsches Stiftungsgesetz stießen, das in seinen 
Kategorienbildungen diesen Realitäten oft nicht gerecht wurde. 
Die Gründung der belarussischen Stiftung 
und das erste Auszahlungsprogramm 
Die Vorgeschichte des ersten Auszahlungsprogramms der 1990er Jahre stellt 
für Belarus, wie für Russland und die Ukraine, einen wichtigen Erfahrungs­
hintergrund dar. Die Verhandlungen um die Entschädigung von NS­Op­
fern können als Modellfall für die internationale Positionierung der gerade 
erst entstandenen Nachfolgestaaten der Sowjetunion gesehen werden. Im 
Zuge der internationalen Verhandlungen waren mit der Schaffung von drei 
staatlichen Stiftungen in Belarus, der Ukraine und Russland die institutio­
nellen Grundlagen für alle weiteren Entschädigungsprogramme bereits zu 
Beginn der 1990er Jahre geschaffen worden. Zudem erwarben diese Stiftun­
gen erste Erfahrungen auf dem Feld der Entschädigung von NS­Opfern, 
insbesondere bei der Kategorienbildung, sammelten erste Daten über po­
tentielle Entschädigungsberechtigte bzw. erstellten Datenbanken, auf die 
bei nachfolgenden Programmen zurückgegriffen werden konnte. Zugleich 
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machten aber auch die NS-Opfer in den postsowjetischen Staaten erste Er­
fahrungen mit der Entschädigung und mit den Entschädigungsstiftungen, 
die ihre Erwartungshaltungen für das folgende Auszahlungsprogramm prä­
gen sollten. Insbesondere stieß es auf Unverständnis bei den Beteiligten, 
wenn Personengruppen, die im ersten Programm eine Auszahlung erhalten 
hatten, nun beim zweiten Programm nicht mehr berücksichtigt wurden. 
Die belarussische Stiftung »Verständigung und Aussöhnung« war am 
14. Juni 1993 im Zuge der internationalen Verhandlungen vom belarussi­
schen Ministerrat ins Leben gerufen worden.20 Die Gründung der Stiftung 
erfolgte somit bereits unter der Vorgänger­Regierung Aljaksandr Lukasenkas, 
der erst im Sommer 1994 die Regierungsgeschäfte in Belarus übernahm. Mit 
der Organisation der Stiftung wurden zunächst ehemalige Offiziere aus 
einem Komitee beim Ministerrat, das sich um die soziale Absicherung von 
ehemaligen Angehörigen des Militärs und der Sicherheitsorgane kümmerte, 
betraut.21 Zu der siebenköpfigen Arbeitsgruppe zählte auch der erste Vor­
sitzende der Stiftung, Valentin Jakovlevic Gerasimov, der die Stiftung bis zu 
ihrem Ende leitete. Gerasimov, der 1943 in Lettland geboren wurde, hatte 
bis Anfang der 1990er Jahre, zuletzt als Oberst und Politoffizier, in der Sow­
jetarmee gedient und war mit mehreren Orden ausgezeichnet worden. In 
einer offiziellen Charakteristik seines Vorgesetzten heißt es über ihn, er sei 
»prinzipientreu, ehrlich und respektvoll gegenüber den Leuten« und genieße 
»verdientermaßen Autorität unter seinen Mitarbeitern und bei den ehema­
ligen NS­Opfern«.22 Das war eine Bewertung, die in den Aussagen vieler 
ehemaliger NS­Opfer Bestätigung findet. Die Tatsache, dass die belarussi­
sche Regierung ehemalige Offiziere für diese Aufgabe auswählte, weil diese 
laut Gerasimov »besonders diszipliniert und verlässlich waren und keinerlei 
Neigung zu Machenschaften und Korruption besaßen«,23 zeugt davon, dass 
der Entschädigungsfrage von Anfang an besonderes politisches Gewicht bei­
gemessen wurde. Das sollte auch unter dem neuen Präsidenten Lukasenka 
so bleiben. 
Der gesellschaftliche Auftrag der belarussischen staatlichen Stiftung fand 
in ihrem Statut Ausdruck, in dem die Organe der Stiftung ­ Kontrollrat, 
Vorstand, Expertenkommission und Beschwerdekommission ­ klar in ihren 
Aufgabenbereichen umrissen wurden. Der elfköpfige Kontrollrat setzte sich 
aus Repräsentanten der staatlichen Exekutivorgane sowie aus Vertretern ei­
20 Verordnung des Ministerrats der Republik Belarus Nr. 390 »über die Gründung der 
Stiftung Verständigung und Aussöhnung*«, AbSt. 
21 Verfügung (Rasporjazenie) Nr. i25r des Ministerrats der Republik Belarus vom 
18.2.1993, AbSt. 
22 Biographie und Charakteristik über Valentin Gerasimov vom ehemaligen Minister 
VP. Lokis, AbSt. 
23 Interview mit Valentin Gerasimov am 19.11.2007 in Minsk. 
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niger Opferverbände zusammen und war für die Ernennung des ebenfalls 
elfköpfigen Stiftungsvorstandes sowie der Mitglieder der Beschwerdekom­
mission und eines unabhängigen Revisors, der die Buchhaltung der Stiftung 
überprüfte, zuständig. Neben seiner Kontrollfunktion über die Stiftungs­
arbeit und das Budget legte der Kontrollrat auch die Kriterien für die Höhe 
der Auszahlungen fest. Der Stiftungsvorstand war hingegen hauptsächlich 
für das operative Geschäft verantwortlich. Alle wichtigen Entscheidungen 
wurden im Kontrollrat getroffen. Der erste Kontrollrat stand unter dem 
Vorsitz des vielfach ausgezeichneten belarussischen Akademie­Malers und 
Buchenwald­Überlebenden24 Michail Savickij. Zudem gehörten dem Kon­
trollrat Vertreter einzelner Opferverbände (der minderjährigen Zwangs­
arbeiter und der Minsker jüdischen Wohltätigkeitsvereinigung »Gilf«) sowie 
ein Vertreter des Sowjets der Veteranen an. Später kamen noch weitere Ver­
treter von Opferverbänden hinzu.25 Insgesamt wurde der Kontrollrat jedoch 
klar durch die Entsandten der staatlichen Exekutive dominiert: Neben dem 
stellvertretenden Sozialminister und dem stellvertretenden Außenminister 
zählten ein Vertreter des Finanzministeriums, der Leiter des Archivkomitees, 
der stellvertretende Staatssekretär für Belange der GUS­Staaten und der Lei­
ter des Komitees für Staatssicherheit zu den Mitgliedern. Der Vorstandsvor­
sitzende der Stiftung, Gerasimov, gehörte ebenfalls dem Kontrollrat an.26 
Auch im Vorstand der Stiftung waren mit Aleksandr Klimovic und Pavel 
Vasilevskij zwei ehemalige Häftlinge des KZ Buchenwald vertreten. Mitte 
der 1990er Jahre kam noch Alina Znarko hinzu, die das KZ Graevo überlebt 
hatte. Der Beschwerdekommission gehörte neben fünf Vertretern aus ver­
schiedenen Ministerien auch der angesehene Vizepräsident des Verbandes 
jüdischer KZ­ und Ghetto­Überlebender, Michail Abramovic Trejster, an.27 
Insgesamt dominierten unter den Opfervertretern in der Stiftung somit 
zunächst die ehemaligen nicht­jüdischen und jüdischen KZ­Häftlinge, die 
gemessen an der Gesamtzahl der Entschädigungsempfänger eine vergleichs­
weise kleine Gruppe repräsentierten. Diese Dominanz der KZ­Häftlinge 
erklärt sich aus der älteren Organisationskultur dieser Opfergruppe, der be­
reits in der Sowjetunion staatliche Anerkennung und gewisse Repräsenta­
tionsrechte gewährt worden waren. Wenngleich die Regierungsvertreter in 
24 Den Buchenwald­Uberlebenden kam aufgrund des dort geleisteten Widerstandes in 
der sowjetischen Erinnerungskultur eine besondere Bedeutung zu. 
25 l995 gehörten dem Kontrollrat der Präsident der Assoziation jüdischer KZ­ und 
Ghetto­Uberlebender, F. Ja Lipskij, die Präsidentin der Assoziation ehemaliger min­
derjähriger Häftlinge, Nina A. Lyc, und die Präsidentin der Vereinigung ehemaliger 
Häftlinge des Faschismus Les, Olga A. Nechaj, an. 
26 Sostav Kontrol'nogo Soveta, in: Belarusskij Respublikanskij Fond »Vzaimoponima­
nie i primirenie«, Bjulleten' vyplat (1.2.1995), S. 10, AbSt. 
27 Bjulleten1 vyplat Nr. 4 (3.10.1995), S. 15, AbSt. 
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den Stiftungsgremien in der Überzahl waren und die politische Linie der 
belarussischen Stiftung bestimmten, lag es offenbar in der politischen Ab­
sicht, sich mit prominenten »Aushängeschildern« zumindest nach außen 
den Anschein einer gesellschaftlichen Opferorganisation zu geben. 
Im Statut der Stiftung wurde zudem ausdrücklich auf die Entschei­
dungsunabhängigkeit der Expertenkommission und der Beschwerdekom­
mission hingewiesen sowie darauf, dass die Verwaltungskosten der Stiftung 
auf ein Minimum beschränkt bleiben sollten. Zudem wurden die Auszah­
lungen von Steuerabgaben befreit ­ ähnliche Bestimmungen fehlten bei­
spielsweise im Statut der russischen Stiftung. 
Zur Einstufung verschiedener Haftstätten hatte die Administration des 
Präsidenten im März 1995 zudem eine wissenschaftliche Kommission einge­
setzt, der neben Vertretern aus der Stiftung, den Staatsarchiven und einzel­
nen Opferverbänden auch Historiker aus der Akademie der Wissenschaften 
angehörten.28 
Die belarussische Stiftung publizierte in ihrem Bjulleten' zudem regel­
mäßig Listen über Kontrollen durch die Administration des Präsidenten, die 
Steuerinspektion, einzelne Ministerien und durch die deutsche Botschaft.29 
Der belarussische Präsident Lukasenka hatte kurz nach seinem Amtsantritt 
im Sommer 1994 gegenüber der Bundesregierung massive Vorwürfe gegen 
die Arbeit der belarussischen Stiftung erhoben. Der Kontrolldienst des Prä­
sidialamtes hatte die Arbeit der Stiftung überprüft, nachdem in Bürgerbrie­
fen eine schleppende Auszahlungspraxis und unnötige Ausgaben bei Dienst­
reisen kritisiert worden waren. Die Vorwürfe erwiesen sich jedoch als 
ungerechtfertigt: In Belarus schritten die Auszahlungen deutlich schneller 
voran als in Russland oder der Ukraine.30 Es handelte sich bei diesem Ma­
növer wohl vor allem um einen geschickten außen­ und innenpolitischen 
Schachzug des neuen Präsidenten, der damit einerseits gegenüber der Stif­
tung klare Machtverhältnisse schuf und sich andererseits gegenüber den 
Deutschen als verlässlicher Partner in Sachen Anti­Korruptionspolitik emp­
fahl, indem er sich das Verdienst zurechnete, mit seiner rigorosen Kontroll­
politik die Arbeit der Stiftung zu verbessern. Zugleich sorgte der neue Prä­
sident aber auch dafür, dass die über 110 Mio. DM Restmittel der Stiftung 
im Sommer 1996 entgegen den Einwänden der deutschen Botschaft und des 
belarussischen Premierministers und unter Androhung von Entlassungen 
von der bisher zuständigen AKB Priorbank auf die ihm nahestehende ASB 
Belarusbank transferiert wurden. Dies führte zunächst zu mehrmonatigen 
Verzögerungen bei den Auszahlungen. Insgesamt brachte der Wechsel aber 
28 Informacionnyj Bjulleten' Nr. 5 (1.1.1996), S. 11, AbSt. 
29 Informacionnyj Bjulleten' Nr. 6 (2.4.1996), S. 23, AbSt. 
30 Schreiben des Staatsministers Hoyer an MdB Gernot Erler vom 4.4.1995, AbSt. 
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wohl eine Erleichterung des Auszahlungsverfahrens für die Empfänger mit 
sich, da die ASB Belarusbank über ein landesweit dichteres Filialnetz ver­
fügte.31 Die belarussischen Stiftungsvertreter arbeiteten die gesamte Zeit 
über unter dem wachsamen Auge des Präsidenten und standen unter sehr 
großem politischem Druck. 
In einer Auszahlungsverordnung wurden die Kriterien für die zu ent­
schädigenden Opfergruppen und die Auszahlungshöhe detailliert festgelegt: 
Neben ehemaligen Insassen von Konzentrationslagern, Gefängnissen und 
Ghettos sollten vor allem ehemalige Zwangsarbeiter, die ins Reich oder in 
andere gegen die UdSSR kriegführende oder von Deutschland besetzte Staa­
ten deportiert worden waren, berücksichtigt werden. Letztere Kategorie 
schloss Zwangsarbeiter in der Industrie und in der Landwirtschaft sowie 
auch deportierte Kinder mit ein sowie auch Personen, die für die Verbünde­
ten des Deutschen Reiches Zwangsarbeit geleistet hatten, beispielsweise In­
sassen finnischer Arbeitslager in Karelien und im Gebiet Leningrad. Auch 
die Uberlebenden des Todeslagers Ozarici,32 die in Belarus eine starke poli­
tische Lobby besaßen, wurden explizit aufgenommen, nicht jedoch die 
Kriegsgefangenen. Der Kreis der potentiell Entschädigungsberechtigten 
wurde also einerseits viel größer definiert als im späteren deutschen Stif­
tungsgesetz. Andererseits wurden diejenigen, die »freiwillig nach Deutsch­
land gefahren waren«, ausdrücklich von einer Entschädigung ausgeschlossen. 
Im deutschen Stiftungsgesetz wurden diese moralischen Unterscheidungen 
hingegen nicht mehr getroffen, da die historische Forschung gezeigt hatte, 
dass sich die Lebensbedingungen der »Freiwilligen« am Deportationsort 
nicht von denen der Zwangsdeportierten unterschieden. Die individuelle 
Auszahlungshöhe wurde nach einer komplizierten Rechenformel berechnet, 
bei der sowohl der Haftort als auch die Dauer der Verfolgung, das Alter des 
Verfolgten und der Grad seiner aus der nationalsozialistischen Verfolgung 
resultierenden Gesundheitsschäden Berücksichtigung fanden. Bei der Krite­
rienfestlegung für die Auszahlungshöhe wurden von der belarussischen Stif­
31 Schriftwechsel des Premierministers M. Cigir' mit dem belarussischen Präsidenten 
vom Juni/Juli 1996, AbSt, sowie Belarusskij respublikanskij fond »Vzaimoponima­
nie i primirenie«, Istoriceskaja spravka (2008), S. 31. 
32 Dieses Lager für zumeist Frauen, Kinder und alte Menschen aus der belarussischen 
Zivilbevölkerung, das nur über wenige Tage entlang der deutschen Verteidigungs­
linie bei Ozarici bestand, wurde von den Deutschen quasi als »Schutzwall« gegen die 
vorrückende Rote Armee errichtet. Auf die Bedeutung dieses Lagers in der belarus­
sischen Erinnerungskultur wird im Folgenden noch ausführlich eingegangen. Für 
eine Kurzbeschreibung des Lagers vgl. Spravocnik o mestach prinuditel'nogo soder­
zanija grazdanskogo naselenija na okkupirovannoj territorii Belarusi 1941­1944// 
Handbuch der Haftstätten für Zivilbevölkerung auf dem besetzten Territorium von 
Belarus 1941­1944 (2001), S. 111. 
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tung neben dem nationalsozialistischen Verfolgungsschicksal auch soziale 
Faktoren, wie das Ausmaß der erlittenen Gesundheitsschäden und die aktu­
elle materielle Lage der potentiellen Entschädigungsempfänger, ausdrück­
lich mitberücksichtigt.33 Außerdem wurde eine bestimmte Reihenfolge der 
Auszahlungen festgelegt, nach der KZ­Überlebende, Invaliden der höchsten 
Stufe, Personen, die das 80. Lebensjahr überschritten sowie Personen, die 
unter der Tschernobyl­Katastrophe gelitten hatten bzw. in radioaktiv ver­
seuchten Gebieten lebten, zuerst berücksichtigt wurden.34 
Insgesamt zahlte die belarussische Stiftung beim ersten Auszahlungs­
programm an über 147.000 Entschädigungsberechtigte 97,6 Mio. Euro aus 
(102,2 Mio. Euro hatte Deutschland bereitgestellt).35 Interessant ist zudem, 
dass die Auszahlungen in den belarussischen Gesetzestexten ausdrücklich 
nicht als »Entschädigung für materielle, körperliche und moralische Schä­
den«, sondern als »einmalige humanitäre Hilfsleistung« bezeichnet wurden.36 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass bereits das erste Auszahlungspro­
gramm, das in Eigenregie der beteiligten Staaten und ohne Kontrolle der 
Deutschen stattfand, in Belarus professionell und zuverlässig umgesetzt 
wurde. Dies war bekanntermaßen in Russland und der Ukraine, wo Millio­
nenbeträge einfach verschwanden, nicht der Fall. Laut Angaben der Stiftungs­
mitarbeiter orientierte sich die belarussische Stiftung damals vor allem am 
polnischen Vorbild. Im institutionellen Aufbau der Stiftung waren mit der 
Experten­ und der Beschwerdekommission bereits in den 1990er Jahren 
wichtige Gremien geschaffen worden, die ihre Tätigkeit beim zweiten Aus­
zahlungsprogramm fortsetzen konnten. Zudem verfügten die Belarussen aus 
diesem ersten Auszahlungsprogramm bereits über eine umfassende Daten­
bank zu den NS­Opfern und konnten ­ anders als die Russen ­ in den fol­
genden Verhandlungen über die Plafond­Summe beim zweiten Auszahlungs­
programm mit überzeugendem Zahlenmaterial aufwarten. Bei den deutschen 
Verhandlungspartnern genossen sie in der Folge aufgrund der positiven 
früheren Erfahrungen zudem einen gewissen Vertrauensvorsprung, der in 
einem eigentümlichen Gegensatz zu dem ansonsten eher misstrauischen Ver­
hältnis der Deutschen gegenüber dem politischen System in Belarus stand. 
33 Ustav Belorusskogo respublikanskogo fonda »Vzaimoponimanie i primirenie«, 
Minsk 1994, AbSt. Weitere gesetzliche Verordnungen regelten detailliert die Zusam­
mensetzung und Aufgabenfelder aller Stiftungsorgane. Vgl. zudem das Statut der 
russischen Stiftung: Ustav Fonda vzaimoponimanie i primirenie, utverzden posta­
novleniem Soveta Ministrov ­ Pravitel'stva Rossijskoj Federacii Nr. 1116 vom 
4.11.1993, AbSt. 
34 Polozenie o vyplatach vom 14.4.1994, AbSt. 
35 Vgl. Svedenija o naznacenii finansovoj pomosci byvscim uznikam nacizma iz sredstv, 
vydelennych pravitel'stvom FRG v i993­94gg, AbSt. 
36 Polozenie o vyplatach vom 14.4.1994, Artikel 4, S. 4, AbSt. 
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Bei den internationalen Verhandlungen über die Zwangsarbeiterentschä­
digung 1999 bis 2000 waren die Belarussen kaum sichtbar und agierten 
zumeist im Zusammenschluss mit den anderen MOE­Delegationen.37 Die 
belarussische Stiftung hatte der deutschen Seite während der internationalen 
Verhandlungen allerdings mehrfach signalisiert, dass sie trotz des Drängens 
amerikanischer Anwälte keine Pläne verfolgte, Klagen gegen deutsche Unter­
nehmen anzustrengen. Auch die Pressepolitik war in Belarus betont zurück­
haltend.38 
Aus den Lambsdorff­Akten ist ersichtlich, dass die deutsche Seite separate 
Gespräche nur mit den politisch gewichtigen Russen, die unabhängig von 
dem Anwalt Hausfeld und den anderen MOE­Staaten agierten, führte, 
nicht jedoch mit den Belarussen oder Ukrainern. Dennoch konnten die 
Belarussen bei den Verhandlungen über die Verteilung des Stiftungspla­
fonds überraschend gut ihre Interessen durchsetzen. 
»Meinem lieben Freund und Lehrer« — 
Das Auszahlungsprogramm der Stiftung EVZ 
und die Kooperation zwischen Minsk und Berlin 
Ein Brief, den der belarussische Stiftungsvorsitzende Gerasimov im Juli 2008 
an seinen Kollegen Saathoff schrieb und in dem er um die Fortsetzung der 
Kooperation bat, bringt den Kern der belarussisch­deutschen Zusammen­
arbeit gut zum Ausdruck. Darin heißt es: 
»Sehr geehrter Herr Günter Saathoff, mein lieber Freund und Lehrer! 
[...] Ich denke, dass die Jahre der Arbeit mit Ihnen mich vieles gelehrt 
haben. [...] Zusammen haben wir viel Gutes vollbracht, diejenigen, die 
gelitten haben, glaubten an uns und zwischen unseren Völkern kam es 
zur gegenseitigen Verständigung.«39 
Dieser Brief, der in seiner Form und Semantik bis hin zum Topos der »Völ­
kerverständigung« stark einer sowjetischen Tradition verhaftet ist, beschreibt 
den Charakter der gegenseitigen Beziehungen nicht als Verhältnis gleich­
berechtigter Partner, sondern vielmehr als Lehrer­Schüler­Verhältnis. Diese 
Rhetorik der demonstrativen Unterordnung, gepaart mit einer Praxis der 
widerspruchslosen Umsetzung der Vorgaben aus Berlin, die sich durch die 
gesamte Zusammenarbeit zog, war natürlich auch eine Strategie der Belarus­
37 Vgl. zu den Verhandlungen ausführlich den Beitrag von Henning Borggräfe in 
Band 1. 
38 Bericht der deutschen Botschaft in Minsk vom 7.10.1999, Berichte der AV des AA 
(A­G), EVZ Lambsdorff­Akten. 
39 Brief von Gerasimov an Saathoff vom 16.7.2008, EVZ 501.10 (2008). 
"5 
T A N J A P E N T E R 
sen. Sie trug maßgeblich dazu bei, dass die Kooperation mit den Belarussen 
- anders als bei den Russen - aus der Perspektive der EVZ-Mitarbeiter als 
besonders unkompliziert und mustergültig wahrgenommen wurde.40 Hinzu 
kam, dass die Führung der belarussischen Stiftung über den gesamten Aus­
zahlungszeitraum weitgehende personelle Kontinuität aufwies und die meis­
ten Mitarbeiter bereits im vorherigen Auszahlungsprogramm wichtige Er­
fahrungen gesammelt hatten. Die Kooperation mit »der Diktatur« verlief 
somit weitgehend reibungslos, während die Kommunikation mit den jun­
gen Demokratien in Osteuropa für die Akteure der Stiftung EVZ zuweilen 
sehr anstrengend und aufreibend war. So konnte nicht nur der Partnerver­
trag zwischen der belarussischen und der deutschen Stiftung zügig geschlos­
sen werden, sondern auch der Kooperationsvertrag zwischen den Belarussen 
und dem estnischen Roten Kreuz, das in Tallin eine zentrale Antrags­
annahmestelle für die Anträge aus Estland einrichtete.41 
Förderlich mag sich außerdem ausgewirkt haben, dass das belarussisch­
deutsche Kooperationsprojekt in gewisser Weise an ältere Kooperations­
erfahrungen im Rahmen der Tschernobyl­Hilfe anknüpfen konnte. Die 
deutschen Tschernobyl­Hilfe­Projekte waren in bedeutendem Maße aus 
christlichen Versöhnungsinitiativen hervorgegangen, die die Aufarbeitung 
des nationalsozialistischen Unrechts in Belarus mit ihrer aktiven Hilfe bei 
der Bewältigung der Folgen der Tschernobyl­Katastrophe verknüpften. Auf 
diese Weise entstand in Belarus bereits seit Ende der 1980er Jahre eine kom­
plizierte und nicht immer konfliktfreie Wechselbeziehung zwischen belarus­
sischen NS­Opfern, Siegern im Zweiten Weltkrieg und Opfern der Tscher­
nobyl­Katastrophe auf der einen Seite und deutschen NS­Tätern bzw. ihren 
Nachkommen, Kriegsverlierern und Tschernobyl­Helfern auf der anderen 
Seite, die weiterer Erforschung harrt.42 Die Tschernobyl­Initiativen stellten 
für die staatlichen Akteure ebenso wie für die NS­Opfer in Belarus einen 
wichtigen Erfahrungshintergrund internationaler Zusammenarbeit dar. 
Die Kommunikation zwischen der belarussischen und der deutschen Stif­
tung verlief häufig so, dass die Belarussen lange Listen mit Fragen, auf die sie 
im Verlauf ihrer Auszahlungspraxis gestoßen waren, nach Berlin schickten. 
Diesen folgten dann ebenso detaillierte wie sachliche Antworten der Mit­
arbeiter der Stiftung EVZ, die im Gegenzug in Belarus möglichst genau um­
40 Im September 2004 berichtet beispielsweise ein EVZ­Mitarbeiter an den EVZ­Vor­
stand, dass die »gesamte inhaltliche Arbeit der PO bezüglich der Antragsbearbeitung 
wenig Probleme bereitet hat«, EVZ 501.10 (2004). 
41 Die Verhandlungen zwischen der russischen Stiftung und ihren Kooperationspart­
nern in Lettland und Litauen gestalteten sich, vor allem aus politischen Gründen, 
hingegen wesentlich schwieriger und zeitaufwendiger, vgl. dazu meinen Beitrag zur 
russischen Stiftung in diesem Band. 
42 Arndt (2010), S. 299­301. 
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gesetzt wurden. Im Laufe der erfolgreichen Zusammenarbeit entwickelte 
sich nicht nur zwischen den Vorständen, sondern auch auf Mitarbeiterebene 
ein vertrauensvoller und manchmal sogar freundschaftlicher Umgang mit­
einander. So schrieb der Vorstandsvorsitzende Michael Jansen nach einem 
Besuch in Belarus am 19. Juni 2003 an den Botschaftsreferenten in Minsk: 
»Unsere weißrussischen Kollegen sind sehr engagiert und kompetent und 
die Freude über das schon Erreichte wurde in der Festveranstaltung zu recht 
auch gebührend gefeiert. Das Auswärtige Amt hat mir inzwischen Ihren Be­
richt zukommen lassen, der das Ergebnis meines Besuches und die gute 
Stimmung (feucht/fröhlich) sehr treffend wiedergibt.«43 Ähnlich positive 
Bewertungen liest man auch in den Prüfberichten zur Arbeit der belarus­
sischen Stiftung. Da heißt es beispielsweise unter »allgemeiner Eindruck«: 
»Die Stiftung ist sehr gut organisiert, die Fälle sind sehr gut dokumen­
tiert: Alle Akten haben einen Pappumschlag, auf dem alle wichtigen Da­
ten festgehalten sind, wie persönliche Daten, beigelegte Dokumente und 
anderes. In den Akten befanden sich die fertig ausgefüllten Bescheide in 
doppelter Ausführung, die Anträge auch in Doublette und alle wichtigen 
Dokumente. Es war in keinem Fall notwendig nach weiteren Dokumen­
ten zu fragen.«44 
Nach Ansicht der EVZ­Akteure trug das Lukasenka­Regime als »Repres­
sionspotential und Angstfaktor im Hintergrund« maßgeblich dazu bei, dass 
die belarussische Stiftung sich nicht auf bilaterale Konflikte mit den Deut­
schen einließ.45 Auf der Grundlage dieser weitgehend konfliktlosen Zusam­
menarbeit gelang es der belarussischen Stiftung aber nichtsdestoweniger, 
ihre politischen und institutionellen Interessen an entscheidenden Stellen 
durchzusetzen. Deutlich wird dies insbesondere bei der Ausgestaltung der 
Offnungsklausel, die in Belarus besonders umfangreich genutzt wurde, bei 
der Verwendung von Restmitteln oder auch bei der Anerkennung anderer 
Haftstätten, insbesondere des Lagers Ozarici, dem eine hohe innenpolitische 
Bedeutung in Belarus zukam. Im Folgenden wird auf diese Aspekte noch 
näher eingegangen. 
43 EVZ 501.10 (2003). 
44 Gesprächsnotizen über die Prüfreise einer EVZ­Mitarbeiterin nach Minsk im 
Februar 2003, EVZ 520.10.01.01, Bei. iA SP. 
45 Interview mit Günter SaathofF, aufgezeichnet im August 2009 in Berlin. 
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Die Beziehungen zwischen der belarussischen Stifiung 
und der Lukasenka-Regierung 
I S 
Abb. 2: Treffen der Partnerorganisationen im Konferenzsaal der belarussischen Stifiung 
mit Lukasenka-Porträt im Hintergrund, abgedruckt in einer Jubiläumsbroschüre 
zum is-jährigen Bestehen der belarussischen Stiftung (2008). Belorusskij respublikanskij fond 
»vzaimopoimanie iprimirenie« 15 let (14 ijunja 1993-14 ijunja 2008), Minsk 2008, S. 14. 
Die Zwangsarbeiterentschädigung diente der Lukasenka­Regierung als poli­
tisches Vorzeigeprojekt nach innen und außen, mit dem man einerseits in 
Gestalt der NS­Opfer eine bedeutende Wählerklientel zufriedenstellen und 
andererseits auf internationalem Parkett Ansehen gewinnen konnte. Der 
Präsident Lukasenka präsentierte sich der nationalen und internationalen 
Öffentlichkeit als Förderer der Entschädigungsprogramme, nicht zuletzt 
weil er dadurch indirekt auch das marode belarussische Sozialsystem sub­
ventionieren lassen konnte.46 Die belarussische Stiftung arbeitete unter der 
strengen Kontrolle und Aufsicht der Regierung, was bildlich darin zum 
Ausdruck kam, dass Porträts des Präsidenten den Konferenzraum der bela­
russischen Stiftung und das Büro des Stiftungsvorsitzenden zierten. Auch in 
ihrer Außendarstellung präsentierten sich die Stiftungsmitarbeiter gern mit 
Lukasenka­Porträt im Hintergrund, wie das Foto in einer Broschüre zum 
15­jährigen Bestehen der Stiftung verdeutlicht.47 In der alltäglichen politi­
schen Praxis war das Verhältnis zwischen der belarussischen Stiftung und der 
Regierung jedoch viel komplizierter und zum Teil auch widersprüchlicher. 
Die belarussische Stiftung operierte in einem komplexen Beziehungsgeflecht 
46 So hatte Lukasenka die Empfänger von Entschädigungszahlungen per Erlass Nr. 233 
vom 3.5.2001 von Einkommensteuern befreit. Zudem bestätigte der Sozialminister, 
dass die Entschädigungszahlungen nicht auf reguläre Sozialleistungen angerechnet 
werden sollten, was de facto in der Praxis aber später doch eintrat, vgl. Schreiben des 
Ministers für Sozialschutz vom 21.9.2001, EVZ 501.10 (2001). 
47 Porträts des Präsidenten sind in Belarus vielerorts anzutreffen und verweisen nicht 
zwingend auf besondere Regimetreue. 
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aus wechselseitigen Abhängigkeiten und Interessen einerseits zur eigenen 
Regierung und andererseits zu den deutschen Geldgebern. Dabei lässt sich 
beobachten, dass die belarussische Stiftung im Verlauf des Auszahlungspro­
zesses zunehmend eigenständig und unabhängig die Interessen ihrer Klientel 
sowie institutionelle Eigeninteressen vertrat. 
Am Beispiel verschiedener Schlüsselsituationen lässt sich diese Dynamik 
deutlich machen: Im August 2001 weigerte sich die belarussische Stiftung 
erfolgreich, den zahlreichen Gesuchen des KGB nachzukommen, vorab Na­
menslisten aller Geldempfänger bekannt zu geben, damit die Sicherheits­
organe angeblich bessere Maßnahmen zu deren Schutz ergreifen konnten. 
Tatsächlich war es in Belarus ebenso wie in Russland und der Ukraine seit 
Beginn der Auszahlungen zu Raubüberfällen an ehemaligen NS­Opfern 
gekommen, die in einigen Fällen sogar tödlich endeten. Die belarussische 
Presse sprach sogar von einer »Jagd auf die Opfer des Nazismus«.48 Der Vor­
sitzende der belarussischen Stiftung Gerasimov forderte die Geldempfänger 
in der Presse auf, das Geld auf den Bankkonten zu lassen und sich beim 
Gang zur Bank von Verwandten begleiten zu lassen. Die Stiftung befürch­
tete, dass eine Weitergabe der Namen der Zahlungsempfänger an die Polizei 
das Problem nicht lösen würde. Am 13. September 2001 fand eine gemein­
same Besprechung dieser Frage mit Vertretern des Innenministeriums statt, 
bei der die Stiftung ihre Datenschutz­Position behaupten konnte. Auch als 
2005 eine erneute Anfrage des KGB in Vitebsk eintraf mit der Bitte, wenigs­
tens im Nachhinein die Namen der Geldempfänger bekannt zu geben, wei­
gerte sich die belarussische Stiftung erneut mit Verweis auf das deutsche 
Stiftungsgesetz, das eindeutige Bestimmungen über den Verbleib der Daten 
vorsah.49 Die belarussische Stiftung positionierte sich hier also erfolgreich 
als Interessensvertreterin ihrer Klientel, auch gegen den Widerstand anderer 
staatlicher Behörden. 
Auch bei weiteren Gelegenheiten setzte sich die Stiftung für die ehema­
ligen Zwangsarbeiter ein. Beispielsweise unterstützte die Stiftung Versuche 
des größten Opferverbandes, ein eigenständiges Gesetz für die »Opfer der 
NS­Verfolgung« durchzubringen, das bestimmte staatliche Privilegien für 
minderjährige und erwachsene NS­Opfer sowie staatliche Unterstützung 
für die Opferverbände festschrieb. Artikel 11 dieses Gesetzesentwurfs 
sicherte zudem die institutionelle Zukunft der belarussischen Stiftung, die 
nach Abschluss der deutschen Auszahlungsprogramme als Zentrum zur 
sozial­psychologischen Unterstützung und Interessenvertretung der NS­Opfer 
48 Zum Beispiel der Artikel in der Komsomolskaja Pravda vom 24.8.2001. 
49 Sovmestnoe sovescanie predstavitelej Ministerstva vnutrennych del Respubliki Bela­
rus' i Belorusskogo respublikanskogo fonda »Vzaimoponimanie i primirene«, 13.9.2001; 
sowie Schreiben der belarussischen Stiftung an das KGB der Republik Belarus vom 
30.6.2005, AbSt. 
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mit belarussischer staatlicher Unterstützung fortbestehen sollte. In Belarus 
gelang es, anders als in der Ukraine, jedoch nicht, ein solches Gesetz für die 
»NS­Opfer«, das für das belarussische Staatsbudget mit erheblichen Kosten 
verbunden gewesen wäre, zu verabschieden.50 
Wie das letzte Beispiel zeigt, war der Einsatz der belarussischen Stiftung 
für ihre Klientel nicht ganz selbstlos, sondern entsprang auch institutio­
nellen Eigeninteressen, die darauf abzielten, über das deutsche Auszahlungs­
programm hinaus auf längere Sicht den institutionellen Fortbestand der 
Stiftung zu sichern. Besonders deutlich wurde dies in der Frage der Verwen­
dung der Restmittel aus den von der Bundesregierung in den 1990er Jahren 
für die NS­Opfer in Belarus bereitgestellten 200 Mio. DM, die fast kuriose 
Züge annahm. Der belarussische Stiftungsvorsitzende Gerasimov hatte sich 
aus eigener Initiative an Günter Saathoff gewandt und ihm von der Existenz 
von Restmitteln in Höhe von etwa fünf Mio. Euro berichtet. Er brachte da­
mit auch die generelle Unsicherheit der belarussischen Stiftung zum Aus­
druck, wie mit diesen Restmitteln, die nicht mehr an individuelle Opfer 
ausgezahlt werden konnten, nun rechtlich korrekt weiter zu verfahren sei.51 
Die Bundesregierung hatte bei diesem ersten Auszahlungsprogramm weder 
einen Verwendungsnachweis gefordert, noch Ansprüche auf eventuelle Rest­
mittel erhoben: »Die deutsche Leistung war als ergänzende Reparation oder 
Globalleistung von Staat zu Staat gedacht, deren Verwendung ­ wie bei Re­
parationen immanent ­ ausschließlich dem Empfängerland obliegt, das für 
Reparationsleistungen allein empfangsberechtigt ist und daher auch allein 
die Abschlusserklärung zu Lasten seiner Staatsbürger verantworten kann 
und muss«, hatte das BMF bereits im Oktober 2002 verlauten lassen.52 Die 
deutsche Seite konnte also nicht mit rechtlichen, sondern höchstens mit 
politischen Mitteln auf die Zweckbestimmung der Restmittel drängen. Nach 
Ansicht von Saathoff hätte die Bundesregierung jedoch von sich aus in die­
ser Hinsicht gar nichts unternommen, wenn er nicht im Schulterschluss mit 
Gerasimov hier die Initiative ergriffen hätte.53 
Aktuelle Brisanz gewann die Frage im Herbst 2004, nachdem Pläne der 
belarussischen Regierung bekannt geworden waren, die Restmittel zur Un­
terstützung von Krankenhäusern für Kriegsveteranen zu verwenden und 
ganz der Aufsicht der Stiftung zu entziehen und an das Gesundheitsministe­
50 Gesetzesprojekt: Zakon Respubliki Belarus' o zertvach nacistskich presledovanij, 
AbSt. 
51 Am Jahresende 2003, nach Abschluss dieses Auszahlungsprogramms, berechnete die 
belarussische Stiftung die verbleibenden Mittel auf 5.136.052 Euro, vgl. Protokoll der 
Kontrollratssitzung vom 23.12.2003, AbSt. 
52 E­Mail von Otto Löffler, dem zuständigen Ministerialrat im BMF, an Günter Saat­
hon vom 28.10.2002, EVZ 501.10 (2002). 
53 Interview mit Günter Saathoff im März 2010. 
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rium zu transferieren.54 Um dagegen zu intervenieren, schickte die Bundes­
regierung auf Drängen Saathoffs zunächst am 18. Oktober 2004 eine Note 
an das belarussische Außenministerium. Als diese erfolglos blieb, folgte am 
9. Dezember 2004 eine weitere Note, in der die Bundesregierung nach­
drücklich darauf verwies, dass die verbliebenen Restmittel allein den NS­
Opfern zugutekommen sollten. Der Inhalt der Note war zuvor zwischen 
Saathoff, der inzwischen als Bevollmächtigter der Bundesregierung in allen 
Fragen hinsichtlich der Verwendung der Restmittel in Belarus fungierte, 
und Gerasimov abgestimmt worden.55 Zugleich richtete Gerasimov im No­
vember ein Schreiben an die Administration des belarussischen Präsidenten, 
in dem er die institutionellen Eigeninteressen der Stiftung deutlich machte 
und sich dabei auf die deutschen Zielvorgaben berief.56 Nach monatelangen 
zähen Verhandlungen führte ein Gespräch zwischen Saathoff, Gerasimov 
und einem belarussischen Regierungsvertreter schließlich zur Einigung dar­
über, dass die Restmittel für humanitäre, medizinische und soziale Projekte 
zugunsten der NS­Opfer verwendet werden sollten. Dabei sollte die belarus­
sische Stiftung Projektvorschläge erarbeiten, die von Saathoff jeweils ge­
nehmigt werden mussten.57 Der erzielte Kompromiss mit dem Gesundheits­
ministerium bestand darin, dass die Restmittel zwar zum größten Teil für 
den Ankauf von medizinischen Geräten für verschiedene Veteranen­Kran­
kenhäuser verwendet wurden, allerdings mit der Auflage, dass neben ehe­
maligen Kriegsgefangenen und Veteranen vor allem NS­Opfer von der Be­
handlung profitierten, worüber regelmäßig an die deutsche Botschaft Bericht 
zu erstatten war.58 Während Gerasimov sein vorrangiges Ziel, die Monopol­
stellung der Stiftung bei der Verteilung der deutschen Gelder zu sichern, 
vollständig erreichte, mussten bei den geförderten Projekten Zugeständnisse 
gemacht werden. Diese kamen nun nicht mehr allein der Unterstützung von 
NS­Opfern durch medizinische Leistungen zugute, sondern auch den 
Kriegsveteranen. Letztlich wurde also mit diesen Restmitteln die defizitäre 
Gesundheitspolitik der belarussischen Regierung subventioniert. 
54 Ende November wurde eine entsprechende Verordnung erlassen. Demnach sollten 
zudem einige Planstellen bei der belarussischen Stiftung wegfallen, vgl. Anordnung 
des belarussischen Ministerrates vom 25 .11 .2004 , AbSt. 
55 Schreiben von Günter SaathofFan Hückmann vom AA und Lömer vom BMF sowie 
Schreiben von Gerasimov an Saathoff (jeweils undatiert), EVZ 501.10 ( 2 0 0 4 ) . 
56 Schreiben von Gerasimov an die Administration des Präsidenten vom 2 2 . 1 1 . 2 0 0 4 , 
AbSt. 
57 Gesprächsnotiz und Ergebnisprotokoll von Gerasimov über das Gespräch am 
12 .4 .2005 , E V Z 501.10 ( 2 0 0 5 ) . 
58 Schreiben von Gerasimov an das Gesundheksministerium vom 2 7 . 4 . 2 0 0 5 , AbSt. 
Die medizinischen Geräte gingen auch nicht in den Besitz der Kliniken über, son­
dern waren als Leihgabe der Stiftung zu betrachten. 
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Die Geschichte ist in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert: Sie zeigt, wie 
die deutsche und die belarussische Stiftung zu Verbündeten beim Schutz der 
Interessen der NS­Opfer gegen die belarussische Regierung wurden. Dabei 
verstand es Gerasimov als geschickter Diplomat hervorragend, die Deut­
schen im Sinne seiner Interessen als Verbündete zu instrumentalisieren und 
seine Handlungsspielräume auszunutzen, um sich Regierungswünschen (vor 
allem den Interessen konkurrierender Ministerien) erfolgreich zu widerset­
zen. Die belarussische Stiftung agierte hier nicht wie eine staatliche Behörde, 
sondern eher gemäß dem Selbstverständnis und der Logik einer unabhän­
gigen Organisation, der es um die Interessen ihrer Klientel und ebenso um 
ihre eigene Existenzsicherung ging. 
Steht dieses Beispiel nun für einen ansatzweisen Import von zivilgesell­
schaftlichen Elementen in das autoritäre politische System von Belarus über 
die Praxis der Entschädigungsprogramme? Oder ist es vielmehr Ausdruck 
eines »Machtgerangeis« konkurrierender staatlicher Apparate ? Festzustellen 
bleibt, dass die staatliche und die gesellschaftliche Sphäre in Belarus bis 
heute stark miteinander verflochten sind, so dass wir hier manchmal auf un­
durchsichtige und komplexe Gemengelagen stoßen, bei denen die Grenzen 
verwischen.59 Auch sollten die tatsächlichen Handlungsspielräume der bela­
russischen Stiftung gegenüber der Lukasenka­Regierung nicht überbewertet 
werden. Bemerkenswert erscheint zudem die Tatsache, dass die Belarussen es 
offenbar gut verstanden, die Erwartungshaltungen und »Spielregeln« der 
deutschen Geldgeber zu bedienen. Dies kam beispielsweise in dem wieder­
holten Bemühen der belarussischen Stiftung um Transparenz und demons­
trative Rechtsförmlichkeit gegenüber den Deutschen zum Ausdruck, mit 
dem es gelang, trotz der für diese inakzeptablen politischen Bedingungen in 
Belarus bei den EVZ­Akteuren ein gewisses Vertrauen in diese Institution 
aufzubauen.60 Diese demonstrative Transparenz der Stiftung gegenüber den 
Deutschen herrschte allerdings nicht immer gleichermaßen auch gegenüber 
der belarussischen Öffentlichkeit.61 
59 In den Ausführungen zu den Opferverbänden weiter unten wird auf diesen Sach­
verhalt noch genauer eingegangen. 
60 Erwähnenswert erscheint zudem die Tatsache, dass es auch länderübergreifende 
Kooperationsbemühungen der drei postsowjetischen Stiftungen im Interesse ihrer 
Klientel gab. So hatten die drei Vorstandsvorsitzenden der belarussischen, russischen 
und ukrainischen Stiftung am 24.6.1997 ein gemeinsames Schreiben an die Prä­
sidenten ihrer drei Staaten sowie ein weiteres an Rita Süssmuth und Helmut Kohl 
gerichtet, in denen sie umfassendere und ernsthafte Bemühungen um eine Entschä­
digung für NS­Opfer in ihren Staaten einforderten. Die Briefe sind abgedruckt in: 
Informacionnyj Bjulleten', Vyp. vtoroj, Minsk, Moskva, Kiev 1998, S. 56­59. 
61 Hier gab es offenbar deutliche Lücken in der Informationspolitik, die dafür verant­
wortlich sind, dass eine bedeutende Zahl von potentiell Leistungsberechtigten ihre 
Anträge zu spät stellte, vgl. zur Problematik der »Fristversäumer« weiter unten. 
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Die Organisationskultur der belarussischen Stiftung: 
Im Zeichen sowjetischer Tradition - . 
Prämien, Subbotniki und Geschenkediplomatie 
Die nationalen Versöhnungsstiftungen in Russland, der Ukraine und Bela­
rus unterschieden sich nicht nur im Hinblick auf ihre personelle Struktur, 
sondern wiesen zudem verschiedene Organisations­ und Uberlieferungs­
kulturen auf. An den Brüchen oder Kontinuitäten zur sowjetischen Verwal­
tungstradition zeigten sich auch die unterschiedlichen politischen Wege, die 
die Staaten nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion eingeschlagen hat­
ten. Die stärkste Kontinuität zur sowjetischen Verwaltungstradition und 
Organisationskultur lässt sich in Belarus feststellen. In der belarussischen 
Stiftung wurden Entscheidungen streng hierarchisch getroffen, so dass selbst 
Vorgänge von untergeordneter Bedeutung vom Stiftungsvorsitzenden Ge­
rasimov persönlich abgezeichnet werden mussten. Dabei konnte sich Gera­
simov jedoch auf sehr kompetente und zuverlässige Mitarbeiter stützen, 
allen voran seinen Stellvertreter Konstantin Prochorenko (t) und die Juristin 
Anzelika Anosko, die oft »hinter den Kulissen« die Arbeit der belarussischen 
Stiftung maßgeblich mitprägten, was auch den EVZ­Mitarbeitern nicht ver­
borgen blieb. 
Die Organisationskultur der belarussischen Stiftung erschließt sich aus 
den Protokollen der Vorstandssitzungen. Diese erinnern in Stil und Tonfall 
stark an die sowjetische Aktenüberlieferung:62 Entscheidungen des Vor­
standes wurden demnach nahezu in allen Fällen »einstimmig« getroffen. In 
regelmäßigen Abständen finden sich Statistiken zur Arbeitsnorm und zur 
Normerfüllung. Zumeist wurde die Arbeitsnorm übererfüllt, was mit ent­
sprechenden kollektiven Prämienausschüttungen für die Mitarbeiter hono­
riert wurde. Die Prämien wurden den Mitarbeitern regelmäßig, bis auf we­
nige Ausnahmen, im maximalen Umfang gewährt. Darüber hinaus erhielten 
die Mitarbeiter kleine Geschenke zum Neujahrstag, Zulagen zum interna­
tionalen Frauentag, Medaillen und Abzeichen oder erfuhren Würdigungen 
in Form gemeinsamer Freizeitaktivitäten. Die Gewährung von Prämien war 
häufiger Tagesordnungspunkt auf den Vorstandssitzungen. Ein komplexes 
Prämiensystem, das es ermöglichte, den niedrigen Grundlohn durch ent­
sprechende (manchmal auch vermeintliche) Normerfüllungen beträchtlich 
aufzubessern, war bereits fester Bestandteil des sowjetischen Lohnsystems 
gewesen und setzte sich in der postsowjetischen staatlichen Verwaltungs­
62 Vgl. für die folgenden Ausführungen die Vorstandsprotokolle der belarussischen 
Stiftung für die Jahre 2000­2007, AbSt. 
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kultur von Belarus nahtlos fort.63 Darüber hinaus gab es weitere sowjetische 
Traditionen, an die angeknüpft wurde, beispielsweise den Subbotnik, den 
»freiwilligen« Samstagsarbeitsdienst, der an einem oder mehreren Wochen­
enden im Jahr vom Ministerrat der Republik für alle Mitarbeiter staatlicher 
Einrichtungen angeordnet wurde. Bei diesen Subbotniki wurden in der Regel 
einfache Instandhaltungs­ und Reinigungsarbeiten im Gebäude und auf dem 
Grundstück ausgeführt, an denen sich alle Mitarbeiter beteiligen mussten.64 
Der vergleichende Blick auf die Organisationskulturen und Arbeitsorga­
nisation der Entschädigungsstiftungen in Russland und der Ukraine zeigt al­
lerdings, dass auch dort ­ unter scheinbar demokratischeren politischen Ver­
hältnissen — zum Teil gleichermaßen an sowjetische Verwaltungstraditionen 
(beispielsweise das alte Prämiensystem) angeknüpft wurde. Der Bruch mit 
der Sowjetzeit war also auch hier nicht total, und die politischen Entwick­
lungen nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion waren wohl insgesamt 
viel komplizierter und widersprüchlicher als vom Westen in seinem dichoto­
mischen Weltbild oft wahrgenommen. 
Die Vorstandsprotokolle der belarussischen Stiftung liefern Einblicke in 
die Haupttätigkeitsfelder der Stiftung. Neben den beiden deutschen staat­
lichen Programmen zur Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiter betreute 
die belarussische Stiftung auch zahlreiche weitere Programme für NS­Opfer, 
wie zum Beispiel Zuwendungen des Schweizer Bankenfonds, des Osterrei­
chischen Versöhnungsfonds, der JCC sowie Hilfsprogramme verschiedener 
deutscher Kommunen, des Maximilian­Kolbe Werks, des Vereins Kontakte ­
Kontakty e.V, der für ehemalige Kriegsgefangene eintrat, und anderer 
Initiativen. Überraschen mag, dass auf den Vorstandssitzungen kaum über 
Probleme der aktuellen Auszahlungsprogramme gesprochen wurde. Viel­
mehr ging es dort zum überwiegenden Teil um die detaillierte Besprechung 
einer Vielzahl von sonstigen Unterstützungsgesuchen. Dies war dem bereits 
erwähnten besonderen Umstand geschuldet, dass in Belarus umfangreiche 
Restmittel aus dem ersten Auszahlungsprogramm übrig geblieben waren, 
deren Zinsgewinne regelmäßig von der Stiftung ausgeschüttet werden konn­
ten.65 Die Unterstützungsgesuche kamen von den Opfer­ oder Veteranen­
verbänden, von Einzelpersonen, aber in vielen Fällen auch von Ministerien 
und Behörden. Im Ergebnis wurden neben Einzelgesuchen ehemaliger NS­
Opfer auch Projekte des Denkmalbaus (zum Beispiel für gefallene Grenz­
soldaten oder für die Überlebenden des Lagers Ozarici), Unterstützung für 
63 Komplexe Prämiensysteme bestanden allerdings auch bei den staatlichen Stiftungen 
in Russland und der Ukraine fort. 
64 Programm für den Subbotnik der Stiftungsmitarbeiter am 19.4.2003. 
65 Aus Zinseinkünften der Gelder des ersten Auszahlungsprogramms hatte die Stiftung 
1996 zudem als Residenz ein repräsentatives Gebäude in der Minsker Innenstadt für 
knapp zwei Mio. US­Dollar erworben. 
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Kinderheime, Kliniken und Sanatorien, Förderung von wissenschaftlichen 
und populären Publikationen zur Kriegs­ und Besatzungszeit,66 Hilfe für 
Tschernobyl­Opfer und Kriegswaisen, verschiedene Hilfsprogramme des 
Ministeriums für Arbeit­ und Sozialschutz, Prämienzahlungen für die Mit­
arbeiter des KGB­Archivs oder auch verschiedene Feierlichkeiten zum 
60. Jubiläum des Sieges von der Stiftung finanziert. Individuelle Hilfsleis­
tungen wurden dabei oft nach sozialen Kriterien vergeben, die insbesondere 
Kriegswaisen sowie NS­Opfer, die im radioaktiv verseuchten Gebiet lebten, 
an Krebserkrankungen litten oder durch Brände ihr gesamtes Eigentum ver­
loren hatten, vorrangig berücksichtigten. 
Auch einige der belarussischen und estnischen Opferverbände erhielten 
in den Jahren 2003 bis 2007 jährliche Unterstützungszahlungen, wie aus den 
Vorstandsprotokollen hervorgeht. Die Einzelzuteilungen variierten dabei in 
ihrer Höhe zwischen 200 und 6.000 Euro, wobei die estnischen Opferver­
bände in der Regel deutlich geringere Summen erhielten als die belarus­
sischen.67 Die Kriterien für die jeweilige Höhe der Zuwendungsvergabe 
bleiben in der Aktenüberlieferung intransparent und richteten sich offenbar 
auch nicht nach der Mitgliederzahl des Verbandes. Laut Aussagen von Kura­
toriumsmitgliedern oblag diese Entscheidung allein dem Ermessen des Stif­
tungsvorsitzenden.68 
Es ist zu vermuten, dass diese vielfältigen anderen Förderaktivitäten, de­
nen die belarussische Stiftung ­ anders als die Stiftungen in Russland und 
der Ukraine ­ dank der Zinseinkünfte aus den Restmitteln nachgehen 
66 Beispielsweise erreichten die Stiftung zahlreiche Gesuche ehemaliger Zwangsarbei­
ter, die um Zuschüsse für die Drucklegung ihrer Memoiren oder deren Ubersetzung 
ins Deutsche baten. 
67 Aufstellung der belarussischen Stiftung über Mittelzuteilungen an Opferverbände, 
2003­2007, AbSt. 
68 Der Eindruck, dass die Gelder aus den Zinseinkünften zuweilen eher willkürlich 
verteilt wurden und nicht immer den NS­Opfern zugutekamen, ergibt sich auch 
aus einer entsprechenden Aufstellung der Stiftung für das Jahr 2005, die einen Ge­
samtbetrag von 329.161 Euro anführt. Demnach wurden (auf Beschluss des Stif­
tungsvorstandes und des Kontrollrates) ausgewählte Opferverbände mit insgesamt 
48.000 Euro und wohltätige und humanitäre Projekte mit knapp 70.000 Euro ge­
fördert, während die Feierlichkeiten und Ausgaben zum »Tag des Häftlings und 60. 
Jubiläum des Sieges« allein etwa 60.000 Euro betrugen. (Davon diente die Hälfte 
zur Finanzierung der Feierlichkeiten. Die andere Hälfte ging als Spende an das »Re­
publikanische Internat für Kriegs­ und Arbeitsveteranen«.) Knapp 11.000 Euro wur­
den zur Finanzierung von zwei Buchpublikationen bereitgestellt, weitere 8.000 Euro 
für Dienstreisen. Unter den weiteren Empfängern kleinerer Beträge findet sich dann 
auch die belarussische Basketballföderation mit einer Zuwendung von 2.000 Euro, 
und weitere 30.000 Euro figurieren ohne nähere Bezeichnung unter »sonstige Aus­
gaben«, vgl. die Aufstellung für 2005 in den Vorstandsprotokollen der Stiftung, AbSt. 
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konnte, nicht unerheblich zu ihrem deutlich positiveren Ansehen sowohl bei 
den belarussischen und estnischen NS-Opfern und ihren Verbänden als 
auch in der belarussischen Öffentlichkeit beigetragen haben. Die belarussi­
sche Stiftung wandelte sich zunehmend zu einem allgemeinen »Wohltäter 
der Nation« und kompensierte in einigen Bereichen die mangelhafte staat­
liche Sozial­ und Kulturpolitik. 
Der Stiftungsvorsitzende Valentin Gerasimov betrieb in seiner Amtszeit 
überaus erfolgreich eine Diplomatie der Gefälligkeiten und kleinen Ge­
schenke. Und so finden sich in den Vorstandsprotokollen auch regelmäßig 
Vermerke über kleine Jubiläumsgeschenke für den Bankdirektor, Geburts­
tagsgrüße für Mitarbeiter aus der Präsidentenadministration, materielle Un­
terstützung für einen erkrankten Minister oder auch Zeitungsgratulationen 
zur goldenen Hochzeit ehemaliger Zwangsarbeiter. Auch die EVZ­Mitarbei­
ter schätzten die sprichwörtliche Gastfreundschaft der Belarussen auf ihren 
Besuchsreisen, wobei sie ­ geprägt durch ihre Sozialisation in der deutschen 
Verwaltungstradition ­ sehr genau darauf achteten, dass hier nicht im ent­
ferntesten der Anschein von Bestechlichkeit entstehen konnte. Sie erkann­
ten vermutlich aber nicht, dass es sich bei dieser belarussischen »Geschenke­
Diplomatie« um ein bereits zu Sowjetzeiten erprobtes System zur Herstellung 
personifizierter Klientelbeziehungen handelte, an das sich zugleich gewisse 
Loyalitätserwartungen knüpften. Die »Gabe« verlangte nach Erwiderung, 
was, wenn diese ausblieb, zu Enttäuschungen führen konnte.69 Und so 
fühlte sich Valentin Gerasimov nach eigenen Aussagen am Ende von den 
Deutschen hintergangen, als diese nach erfolgreich abgeschlossenem Aus­
zahlungsprogramm nun keine Veranlassung mehr sahen, die enge Koopera­
tion mit einer staatlichen Stiftung in einem autoritären politischen System 
fortzusetzen, zumal sich die neuen Förderprogramme der Stiftung EVZ nun 
stärker auf die Förderung von Demokratie und Menschenrechten verlager­
ten. Mit dem Wandel des EVZ­Leitbildes hin zu allgemeinen Menschen­
rechtsfragen war die belarussische Stiftung für die Deutschen nicht mehr 
»gesellschaftsfähig« und sah sich mit einem fundamentalen Rollentausch 
konfrontiert. Die Einladungen der Berliner Stiftung, sich auf öffentlichen 
Podiumsveranstaltungen über den Stand der Menschenrechte in Belarus zu 
äußern, lehnte Gerasimov entrüstet ab.70 
Es ist insgesamt symptomatisch für die Stiftungen in den Nachfolgestaa­
ten der Sowjetunion, dass sie es nicht wie die Stiftungen in Polen und Tsche­
chien verstanden haben, ihren Fortbestand und ihre gesellschaftliche Legiti­
mation über den Abschluss des Auszahlungsprogramms und das Ende der 
69 Mauss (1990). 
70 Interview mit Valentin Gerasimov im September 2008 in Minsk. 
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deutschen Finanzierung hinaus zu sichern.71 In Belarus mag dies vor allem 
auch daran gelegen haben, dass der nach traditionellem sowjetischem Muster 
funktionierende sperrige Behördenapparat der Stiftung nach dem Verlust 
seiner Monopolstellung in Belarus nicht mehr in der Lage war, die Anforde­
rungen an eine moderne N G O unter Konkurrenzbedingungen zu erfüllen. 
Die Statistik des Auszahlungsprogramms 
Die belarussische Stiftung hat im Rahmen des Auszahlungsprogramms der 
Stiftung EVZ im Zeitraum vom 8. August 2001 bis zum 31. Dezember 2006 
an insgesamt etwa 129.000 Leistungsberechtigte Auszahlungen in Höhe von 
345,3 Mio. Euro geleistet. Der Großteil der Antragsteller kam aus Belarus, 
9.239 kamen aus Estland, das mit in die Zuständigkeit der belarussischen 
Stiftung fiel, und 1.108 der Leistungsempfänger kamen aus anderen Staaten 
der GUS. Außerdem zahlte die belarussische Stiftung innerhalb des Pro­
gramms für Opfer »sonstiger Personenschäden«, in dem vor allem die Opfer 
medizinischer Experimente berücksichtigt werden sollten, an 338 Personen 
insgesamt 2.213.477 Euro aus.72 
Die Leistungsempfänger des Auszahlungsprogramms wiesen eine spezifi­
sche Alters­ und Geschlechterstruktur auf, die nicht unbedingt derjenigen 
der ehemaligen Zwangsarbeiter entsprach und auf demographische Faktoren 
zurückzuführen war: So waren über 80 Prozent der Leistungsempfänger 
Personen, die während der Zwangsarbeit noch minderjährig waren. Zwei 
Drittel der Leistungsempfänger waren Frauen, nur ein Drittel Männer. Uber 
32.000 ehemalige Zwangsarbeiter (26 Prozent) verstarben während des Aus­
zahlungsprogramms. So ging in einem Viertel der Fälle die Auszahlung an 
ihre sogenannten »Sonderrechtsnachfolger«.73 In Russland und der Ukraine 
lag die Sterberate unter den Antragstellern mit 31 bzw. knapp 40 Prozent 
noch deutlich höher, was auf bessere Lebensbedingungen der NS­Opfer in 
Belarus verweist. 
71 Allerdings hatte der ehemalige stellvertretende Stiftungsvorsitzende Prochorenko (t) 
2007 in Absprache mit Gerasimov eine »gesellschaftliche Organisation« ins Leben 
gerufen, die sich um Förderprogramme der Stiftung EVZ bewerben sollte, dabei 
nun aber keine Monopolstellung mehr besaß, sondern mit anderen NGOs konkur­
rierte. 
72 Das einzelne Opfer »sonstiger Personenschäden« erhielt also am Ende in Belarus 
einen Betrag von 13.000 DM (6.693 Euro), vgl. Statistik der belarussischen Stiftung 
vom 31.12.2006, AbSt. 
73 Anerkannt wurden laut Stiftungsgesetz Ansprüche von Personen, die nach dem 
15.2.1999 verstorben waren. Bereits während des ersten Auszahlungsprogramms im 
Zeitraum von 1993 bis 1999 waren 25.482 der registrierten NS­Opfer (17,3 Prozent 
der Leistungsempfänger) verstorben. 
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Kategorie Zahl der Leistungs-
empfanger 
Summe der 
Auszahlungen 
Kategorie A 10.207 66.526.738 
Davon: Häftlinge in KZ und Ghettos 2.783 21.296.590 
Häftlinge anetkannter „andeter Haftstätten" 7 4 2 . 4 45.230.148 
Kategorie B 
Depottation in das Deutsche Reich odet in vom Deutschen Reich 
besetzte Gebiete, Zwangsarbeit in Haft, unter haftähnlichen oder 
vergleichbar schlechten Lebensbedingungen, Zwangsarbeit in 
Industrie, Bergbau, öffentlichem Sektor 
41.314 105.328.745 
Kategorie C 
Öffhungsklausel 
77.964 173.482.534 
Davon: Deportierte Zwangsarbeiter in der Land­ und Forstwirt­
schaft und im Gartenbau in Deutschland oder in den von ihm 
besetzten Staaten (außer UdSSR in den Grenzen von 1937), 
Aufenthalt det nach Deutschland oder in ein besetztes Gebiet 
deportierten oder dort geborenen Kinder, deren Eltern Zwangs­
arbeit in der Land­ und Forstwirtschaft oder im Gartenbau leisteten 
34­643 76.918 .406 
Häftlinge von Gefängnissen und Straflagern in Deutschland 
sowie in den besetzten Staaten ohne Nachweis der Zwangsarbeit 
(z.B. Lager bei Ozarici, Kinderlager in Krasnyj Bereg u.a.), 
Zivilisten in Kriegsgefangenenlagern in Deutschland oder in den 
von ihm besetzten Staaten, die nicht deportiert wurden oder keine 
Zwangsarbeit leisteten, 
Insassen von anderen Lagern in Deutschland oder in den besetzten 
Staaten, die keine Zwangsarbeit leisteten odet nicht deportiert 
wurden (außer UdSSR in den Grenzen von 1937) 
21.919 55.916.681 
Lager für Zivilbevölkerung und andere vergleichbare Haftstätten 
in der UdSSR in den Grenzen von 1937 
2 .769 3.534.050 
Deportation nach Deutschland oder in die besetzten Staaten 
und Zwangsarbeit ohne Nachweis der Axt der Zwangsarbeit 
2.016 4­473­477 
Zwangsarbeit außerhalb der Grenzen des eigenen Verwaltungs­
bezirks auf dem Gebiet der UdSSR in den Grenzen von 1937 
3­134 4 .002 .841 
Zwangsdeportation nach Finnland und der damit verbundene 
Aufenthalt in Quarantänelagern 
3­934 4­955­634 
Juden, Sinti und Roma, die sich auf besetztem Gebiet versteckt 
hielten 
2.316 5.892.129 
Aufenthalt der nach Deutschland oder in die besetzten Staaten 
deportierten oder dort geborenen Kinder, deren Eltern in Industrie, 
Handwerk oder öffentlichem Bereich Zwangsarbeit leisteten 
4 . 0 0 0 10.205.260 
Deportation in die baltischen Staaten oder in das Gebiet Belostok 
und Zwangsarbeit ohne Nachweis über Art der Zwangsarbeit 
2 . 0 6 2 4.595.615 
Arbeitskolonnen, Kommandos und Bataillone auf dem Gebiet 
der UdSSR in den Grenzen von 1937 
1.171 2.988.437 
Insgesamt 129.485 345.338.018 
Tabelle 1: Zahl der Leistungsempfänger der belarussischen Stiftung 
und Summe der Auszahlungen in den einzelnen Kategorien?74 
74 Anlage 1 zur 21. Kuratoriumssitzung im Juni 2007 sowie die Aufstellung »Kategorien 
und Beträge der Belarussischen Stiftung »Verständigung und Aussöhnung««, EVZ 
Kuratorium. 
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Die Leistung und Effizienz von Bürokratien lassen sich nur schwer anhand 
objektiver Parameter messen, da in der individuellen Wahrnehmung der Be­
troffenen zumeist die subjektiven Faktoren überwiegen. Dennoch soll im 
Folgenden anhand der Verwaltungskosten kurz auf die Frage des überlegten 
und sparsamen Ressourceneinsatzes eingegangen werden. Dies scheint ins­
besondere geboten, da sich in vielen Aussagen von belarussischen NS­Op­
fern, insbesondere bei denjenigen, deren Anträge abgelehnt wurden, gegen­
über der belarussischen Stiftung immer wieder der unterschwellige Verdacht 
der Selbstbereicherung und Korrumpierbarkeit findet. 
Die Verwaltungskosten der Partnerorganisationen berechneten sich nach 
ihrem Plafondanteil und durften 2,5 Prozent dieser Summe nicht überschrei­
ten; dies wurde jedoch nicht von allen Partnerorganisationen eingehalten. 
Allerdings gelang es nur der ukrainischen Stiftung, diesen Betrag deutlich zu 
unterschreiten. Die belarussische Stiftung hatte bis Ende 2007 etwa 9,07 Mio. 
Euro Verwaltungskosten geltend gemacht, was 2,56 Prozent ihres Plafond­
anteils entsprach. Im Hinblick auf sparsame Verwaltungsausgaben wurden 
die Belarussen damit nur noch von den Ukrainern übertroffen. Ein etwas 
anderes Bild ergibt sich, wenn man die Verwaltungskosten auf die Zahl der 
Leistungsempfänger umrechnet. Pro Leistungsempfänger fielen in Belarus 
ca. 70 Euro Verwaltungskosten an, während es in Russland und in der Ukra­
ine, trotz ihrer viel größeren territorialen Ausdehnungen (und im russischen 
Fall auch höheren Mitarbeitergehälter) 67 bzw. 31 Euro waren. Bei der JCC 
und der IOM lagen die Verwaltungskosten pro Leistungsempfänger, bedingt 
durch ihre internationale Klientel und die höheren Gehälter, allerdings noch 
wesentlich höher. Generell begünstigte eine Berechnung von Verwaltungs­
kosten, die sich am Plafondanteil der Partnerorganisation und nicht an der 
Zahl ihrer Auszahlungsempfänger orientierte, diejenigen Partnerorganisa­
tionen, die überwiegend KZ­ und Ghetto­Überlebende der höchsten Aus­
zahlungs­Kategorie betreuten, wie die JCC. Wenn man davon ausgeht, dass 
sich mit einer besseren Ausstattung des Apparats und entsprechend höheren 
Verwaltungsausgaben auch eine bessere individuelle Betreuung der Antrag­
steller gewährleisten ließ (beispielsweise in Form von Unterstützung bei der 
Beschaffung von Archivnachweisen), gewinnt dieser Aspekt durchaus an Be­
deutung. 
Diese Zahlen allein sagen allerdings wenig über die bürokratische Effi­
zienz der Stiftungen aus, in die zudem geographische und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen in den Staaten, Besonderheiten der Klientel sowie un­
terschiedliche Organisationskulturen und Leitbilder einzubeziehen sind. In 
der Reihe der Partnerorganisationen stand die belarussische Stiftung für eine 
Institution, die mit ihrem militärisch straffen, hierarchischen Aufbau und 
ihrer an sowjetischen Vorbildern angelehnten Organisationskultur in ge­
wisser Weise einen Gegenpol zu modernen Bürokratien westlichen Typs bil­
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dete, mit ihren Methoden jedoch unter den belarussischen Verhältnissen 
durchaus effizient war und zudem ein vergleichsweise hohes Ansehen bei 
ihrer Klientel besaß. 
Partnerorgani­
sation (PO) 
Plafond in 
Mio. Euro 
(Anteil am 
Gesamt­
plafond in%) 
Auszahlungen 
an ehem. 
Zwangs­
arbeiter in 
Mio. Euro 
Verwaltungs­
kosten in 
Mio. Euro 
Anteil der 
Verwaltungs­
kosten am 
Plafond der 
PO (in%) 
Zahl der 
Leistungsemp­
fänger (gerundet) 
(Anteil an 
Gesamtzahl der 
Leistungsemp­
fänger in %) 
Verwal­
tungskosten 
pro 
Leistungs­
empfänger 
(in Euro) 
Ukrainische PO 88z (21,3%) 867 14,98 1,70 471.000 
(28,2%) 
ca. 31 
Russische PO 443 (10,3 %) 426 17,22 3,88 256.000 
(15.3%) 
ca. 67 
Belarussische PO 354 (8,6%) 345 9.07 2,56 129.000 
(7.7%) 
ca. 70 
Tabelle 2: Auszahlungen und Verwaltungskosten der Stiftungen in Belarus, 
Russland und der Ukraine.75 
Öffnungsklauseln, politische Gestaltungsräume 
und Nachweispraxis 
Die Auszahlungsstatistik (Tabelle 1) verdeutlicht, dass in Belarus über 60 Pro­
zent der Leistungsempfänger erst über die im deutschen Stiftungsgesetz an­
gelegte Möglichkeit der Öffnungsklausel aufgenommen wurden. Sie erhiel­
ten insgesamt mehr als die Hälfte der ausgezahlten Gelder. Die Belarussen 
hatten die Möglichkeiten der Offnungsklausel besonders extensiv ausge­
schöpft und weitere zehn Kategorien von NS­Opfern darin begünstigt, wäh­
rend dies in Russland und in der Ukraine nicht in gleichem Maße möglich 
war.76 Zudem hatten die Belarussen im Vergleich zur Ukraine und Russland 
die großzügigsten Öffnungsklauseln und konnten durch Uberschüsse die 
Auszahlungssummen in einigen Kategorien auch nachträglich noch erhö­
hen. Innerhalb der belarussischen Öffnungsklauseln stellten Zwangsarbeiter 
in der Landwirtschaft sowie Häftlinge aus Lagern mit besonders schweren 
Haftbedingungen, in denen jedoch keine Zwangsarbeit geleistet wurde, wie 
das Todeslager bei Ozariä oder die Kinder­Blutentnahmelager in Krasnyj 
75 Anlagen zur 21. Kuratoriumssitzung der Stiftung EVZ im Juni 2007, EVZ Kurato­
rium. 
76 Die russische Stiftung nahm sechs weitere Kategorien in die Offnungsklausel auf, 
die ukrainische Stiftung sieben. 
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Bereg die größten G r u p p e n dar. So gelang es der belarussischen Stif tung, 
über die Öffnungsklause ln auch Zehntausende ehemalige Häft l inge, die 
keine Zwangsarbeit geleistet hat ten oder diese nicht nachweisen konn ten , 
aufzunehmen . Z u d e m wurden in Belarus auch Personen entschädigt , die auf 
d e m Gebiet der U d S S R (und auch in Finnland) Zwangsarbei t geleistet hat­
ten, in dort igen Haf ts tä t t en inhaft ier t gewesen waren oder innerhalb der 
Sowjetunion deport ier t worden waren. In Russland k o n n t e n diese Perso­
nengruppen angesichts fehlender Überschüsse im Pla fond hingegen nicht 
entschädigt werden. In Belarus bekamen die Leis tungsempfänger der glei­
chen Kategorie in der Regel auch etwas höhere Beträge als in Russland u n d 
der Ukraine. Die Häft l inge der K Z u n d Ghet tos erhielten überall einheitl ich 
15.000 D M , weil dies im Stiftungsgesetz so vorgeschrieben war. Dieser An­
spruch der Vergleichbarkeit der Auszahlungssumme, auf den m a n sich im 
Hinbl ick auf die jüdischen K Z ­ u n d Ghet to ­Über lebenden bereits bei den 
internat ionalen Verhandlungen verständigt hatte, wurde bei den anderen 
Opfer­Kategor ien außer Acht gelassen. 
Bei den Antragstellern hat ten diese Unterschiede in der H ö h e der Aus­
zahlungssumme, der Nachweispraxis u n d der Ausgestal tung der O f f n u n g s ­
klausel zwischen den Stif tungen in Belarus, Russland u n d der Ukra ine sehr 
negative Auswirkungen auf die W a h r n e h m u n g des Auszahlungsprogramms. 
O b w o h l dieses Problem von der St i f tung E V Z durchaus w a h r g e n o m m e n 
wurde u n d auch bei den Partnerorganisat ionen Einsicht darüber herrschte, 
dass hier Einheit l ichkeit anzustreben war, konn te keine Lösung erreicht wer­
den. Das lag auch daran, dass die Sti f tungen in den jungen Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion bestrebt waren, über das Ins t rumen t der Offnungsklause l 
ihre politischen Vorstellungen über die Bedeutung verschiedener N S ­ O p f e r ­
gruppen in das Auszahlungsprogramm einfl ießen zu lassen. Die O f f n u n g s ­
klausel wurde hier quasi z u m Werkzeug von nationaler Geschichtspoli t ik 
u n d Nationsbildungsprozessen, vorausgesetzt natürl ich, dass die Stif tungen 
über entsprechende freie Mitte l im Pla fond verfügten . 
Die Zahlenverhältnisse verdeutl ichen auch, dass in Belarus nach der Aus­
zahlung an alle laut Stiftungsgesetz berechtigten Leis tungsempfänger offen­
bar noch größere Überschüsse (über 50 Prozent) vorhanden waren, die f ü r 
andere G r u p p e n von N S ­ O p f e r n im R a h m e n der Offnungsklause l verwen­
det werden konn ten . In Russland u n d der Ukraine war dies nicht gleicher­
maßen der Fall. Hier s tanden f ü r die O p f e r g r u p p e n der jeweiligen natio­
nalen Öffnungsklause ln nur 27 bzw. 20 Prozent der Auszahlungssumme zur 
Verfügung . Die günstige Situation in Belarus ist auch darauf zurückzu­
führen , dass die belarussischen Verhandlungsführe r bei den Gesprächen zur 
Plafondauf te i lung durchsetzen konn ten , dass die über 13.000 Über lebenden 
des Todeslagers O z a r i ä , die nur über die Offnungsklausel berücksichtigt 
werden konnten , bereits in die Pla fondberechnung a u f g e n o m m e n worden 
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waren.77 Insgesamt gelang es den Belarussen bei den Verhandlungen (vor 
allem durch das Vorlegen überzeugender Zahlengrundlagen), ihren Anteil 
an der Gesamtsumme, die den postsowjetischen Stiftungen zugeteilt wurde, 
im Vergleich zum ersten Auszahlungsprogramm leicht zu erhöhen. Im Rück­
blick lässt sich feststellen, dass die in den Verhandlungen von den Belarus­
sen angegebene Zahl der voraussichtlichen Leistungsberechtigten in der Re­
alität dann deutlich niedriger war: So waren die Berechnungen von über 
80.000 Leistungsberechtigten der Kategorie B (Zwangsarbeit) ausgegangen ­
in der Realität waren es dann aber nur etwa die Hälfte.78 
Das Verhandlungsgeschick der Belarussen erscheint umso erstaunlicher, 
da die Plafondverteilung auch in großem Maße durch politische Faktoren 
beeinflusst wurde und Belarus damals sicher zu den Staaten zählte, die den 
geringsten politischen Einfluss geltend machen konnten. Und so ist das 
unverhoffte Glück der Belarussen wohl auch auf die insgesamt kleinere 
Größenordnung ihrer Forderungen zurückzuführen. Im Kreise der postsow­
jetischen Stiftungen waren es vor allem die Ukrainer, die zwar die höchsten 
Verfolgtenzahlen vorweisen konnten, aber politisch einflusslos waren, die 
im Streit um die Plafondverteilung Einbußen hinnehmen mussten.79 Die 
Tatsache, dass auch die politisch gewichtigen Russen bei der Plafondvertei­
lung deutlich schlechter wegkamen als die Belarussen, hat wohl vor allem 
zwei Gründe: Einerseits konnten die Russen kein überzeugendes Zahlen­
material vorlegen, und andererseits begegnete man dem russischen Stiftungs­
vorsitzenden, unter dessen Verantwortung beim ersten Auszahlungspro­
gramm Millionenbeträge verloren gegangen waren, mit entsprechendem 
Misstrauen.80 
Ein beständiges Problem des Auszahlungsverfahrens stellten in allen 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion verspätet eingegangene Anträge dar. Die 
Stiftungen bemühten sich kontinuierlich, im Sinne ihrer Klientel Fristver­
längerungen zu erreichen, was auch mehrfach gelang. Dennoch konnten in 
Belarus über 14.000 potentielle Leistungsberechtigte, deren Anfragen nach 
Fristende eingingen und die aufgrund der negativen Antworten gar keinen 
regulären Antrag mehr gestellt hatten, nicht berücksichtigt werden. Das wa­
ren immerhin elf Prozent der Leistungsempfänger. Es handelte sich dabei 
vor allem um sogenannte »Dislozierte«, die innerhalb der Sowjetunion de­
portiert worden waren und Zwangsarbeit geleistet hatten und im Rahmen 
77 EVZ, Graf Lambsdorff, Zwangsarbeiterstatistiken, AS Sl­Zw­St 7.3. 
78 Vgl. für die von Lutz Niethammer für die Partnerorganisationen zusammengestell­
ten Daten, die der Plafondaufteilung zugrunde lagen: EVZ, Zwangsarbeiterstatis­
tiken, AS Sl­Zw­St 7.3. 
79 Vgl. dazu ausführlich den Beitrag von Henning Borggräfe in Band 1. 
80 Vgl. dazu ausführlich meinen Beitrag zur russischen Partnerorganisation in diesem 
Band. 
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der Öffnungsklausel berücksichtigt werden konnten. Ihre Anfragen erreich­
ten die Stiftung zumeist in den Jahren 2003 und 2004.81 Über die Gründe 
für diese (auch im Vergleich mit Russland und der Ukraine) hohe Zahl von 
verspätet eingegangenen Anträgen lässt sich nur spekulieren. Die belarussi­
sche Stiftung führte dies vor allem auf eine schlechte Informationspolitik 
und die mangelhafte Arbeit der Antragsannahmestellen in den Regionen 
zurück. Die Vorgaben der Stiftung EVZ bezüglich des Umgangs mit nach 
Fristende eingegangenen Anträgen in Belarus waren allerdings nicht ganz 
eindeutig. Zunächst hatte die Stiftung EVZ im Juni 2002 die belarussischen 
Stiftungsmitarbeiter auf die Möglichkeit einer Ausnahmeregelung in be­
gründeten Härtefällen hingewiesen.82 Diese sollte angewendet werden, wenn 
Personen schuldlos die Antragsfrist versäumt hatten, beispielsweise aus 
Krankheits­ oder Haftgründen oder weil sie von den Antragsannahmestellen 
falsch informiert worden waren. In einem Schreiben einer Stiftungsmitar­
beiterin vom Dezember 2003 an Valentin Gerasimov hieß es dazu: »Da aber 
bei der belarussischen Stiftung genügend Plafondmittel vorhanden sind, ist 
die Gewährung einer Ausnahmeregelung im Interesse der Opfer möglich.«83 
Im Januar 2005 entschied das Kuratorium der Stiftung EVZ jedoch, dass 
Fristversäumer auch aus Restmitteln keine individuellen Zahlungen mehr 
erhalten sollten, da dies ansonsten zu massiven Ungleichbehandlungen füh­
ren könnte.84 So blieben am Ende mehr als 14.000 Anträge von potentiellen 
Leistungsberechtigten in Belarus unberücksichtigt. Die Zahl der »Dislozier­
ten« war von der belarussischen Stiftung, ebenso wie von den meisten ande­
ren Partnerorganisationen, deutlich unterschätzt worden. Man war hier im 
Vorfeld von nur knapp 3.000 Menschen ausgegangen, was darauf zurückzu­
führen ist, dass es an wissenschaftlichen Untersuchungen zu dieser Gruppe 
bis heute mangelt und sie auch im ersten Auszahlungsprogramm nicht be­
rücksichtigt worden war.85 
Die Praxis des Auszahlungsverfahrens in Belarus und die Kommunika­
tion zwischen der belarussischen und der deutschen Stiftung spiegelt einen 
permanenten Aushandlungs­ und Anpassungsprozess wider. Im Kontakt mit 
den Antragstellern war die belarussische Stiftung immer wieder mit viel 
81 Arbeitsbericht der belarussischen Stiftung Verständigung und Aussöhnung bis zum 
31.12.2006, erstellt von K.I. Prochorenko, AbSt. 
82 Schreiben von Saathoff an Gerasimov vom 24.6.2002, EVZ 501.10 (2002). 
83 Schreiben von Elisa Manukjan an Valentin Gerasimov vom 10.12.2003, EVZ 501.10 
(2003). 
84 Schreiben von Saathoff an Gerasimov vom 4.2.2005, EVZ 501.10 (2005). 
85 Vgl. die von Lutz Niethammer zusammengestellten Zahlen zu den 1999 noch leben­
den Zwangsarbeitern auf Grundlage der Arbeitstagung mit Vertretern der Partner­
organisationen in Florenz im September 1999, EVZ Zwangsarbeiterstatistiken, AS 
Sl­Zw­St 7.3. 
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komplexeren historischen Realitäten konfrontiert als sie das Stiftungsgesetz 
vorsah. Es musste daher ständig nachjustiert werden. In den Nachfolgestaa­
ten der Sowjetunion stieß man zudem auf spezifische Probleme, die mit den 
Spezifika der sowjetischen Aktenüberlieferung zusammenhingen. So fand 
sich in einigen der Filtrationsakten ehemaliger Zwangsarbeiter in den frühe­
ren KGB­Archiven der Vermerk, dass diese »freiwillig« nach Deutschland 
gefahren seien. Beim ersten Entschädigungsprogramm waren solche Ver­
merke von der belarussischen Stiftung zum Anlass genommen worden, die 
Auszahlung zu verweigern. Das Stiftungsgesetz sah jedoch keine Unterschei­
dung zwischen »freiwilligem« und »unfreiwilligem« Arbeitseinsatz vor und 
enthielt auch keine Ausschlussklausel für Kriegsverbrecher oder Kollabora­
teure. Trotzdem blieb diese Unterscheidung in der Praxis manchmal erfor­
derlich, wenn man keine Leistungen an entsprechend belastete Personen 
auszahlen wollte. Die Stiftungen in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
nahmen also auch weiterhin Unterscheidungen auf Grundlage der KGB­Ak­
ten vor, die allerdings von der Stiftung EVZ nicht immer geteilt wurden. 
Die Unsicherheiten wurden dadurch verstärkt, dass die Kollaboration von 
Sowjetbürgern im Zweiten Weltkrieg bis heute einen nahezu »weißen Fleck« 
in den Geschichtsschreibungen der postsowjetischen Staaten darstellt. Auf 
einer Kuratoriumssitzung in Berlin wurde das Problem der »Freiwilligkeit« 
ausführlich diskutiert. Es wurde beschlossen, dass für belarussische, ukrai­
nische und russische »Ostarbeiter« ab Oktober 1941 per se ein Deporta­
tionstatbestand unterstellt werden sollte, sofern es keine dokumentarischen 
Hinweise darauf gäbe, dass sie im Rahmen einer Tätigkeit für deutsche Be­
satzungsbehörden, Wehrmacht­ oder SS­Formationen nach Deutschland 
gelangt waren.86 Die Stiftung EVZ wies zu Recht auf die zweifelhafte Glaub­
würdigkeit der sowjetischen Filtrationsakten hin sowie auf den Umstand, 
dass auch Personen, die sich aus verschiedenen Gründen zunächst freiwillig 
zum Arbeitseinsatz gemeldet hatten, die gleichen Lebensumstände und Dis­
kriminierungen trafen wie die zwangsverschleppten »Ostarbeiter«. 
Bald zeigte sich jedoch, dass die historische Realität der Kriegsschicksale 
noch weitaus komplizierter war. So stellten die Stiftungen anhand einiger 
Anträge fest, dass Phasen von Kollaboration, Zwangsarbeit oder auch Wi­
derstand in den Kriegsbiographien zum Teil nahtlos ineinander übergingen, 
was eine eindeutige Qualifizierung als »Kollaborateur«, »Zwangsarbeiter« 
oder auch »Widerständler« schwierig machte. So beispielsweise im Fall des 
Fedor U. aus dem Gebiet Vitebsk, der unter deutscher Besatzung zunächst 
in der Hilfspolizei gedient hatte, dann aber von den Deutschen aufgrund 
des Verdachts, Kontakte zu Partisanen zu unterhalten, verhaftet und zur 
Zwangsarbeit in einer Aluminiumfabrik bei München verschleppt wurde. 
86 Protokoll der Kuratoriumssitzung vom 21.6.2001, EVZ Kuratorium. 
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Nach der Befreiung durch die Rote Armee wurde er erst für die Armee 
mobilisiert und 1948 dann von einem sowjetischen Militärtribunal als Kolla­
borateur zu zehn Jahren Arbeits­ und Erziehungslager verurteilt.87 
Zudem kam es vor, dass innerhalb derselben Familie Verfolgungs­ und 
Täterschicksale aufeinandertrafen, wie im Falle einer belarussischen Antrag­
stellerin, die mit ihrer Mutter nach Lettland verschleppt wurde, während ihr 
Vater mit anderen Geschwistern in Belarus verblieb und nach dem Krieg als 
Kollaborateur verurteilt wurde.88 Der Tatbestand der zwangsweisen Depor­
tation, der die Grenze zwischen Zwangsarbeit und Kollaboration markieren 
sollte, war in vielen Fällen gar nicht eindeutig zu bestimmen, und nicht 
wenige Kriegsbiographien zeichneten sich durch die Gleichzeitigkeit des 
Ungleichzeitigen aus. Interessant ist in diesem Zusammenhang zudem, dass 
einige Denunziationen aus der Bevölkerung bei den belarussischen Sicher­
heitsorganen eingingen, in denen die irrtümliche Auszahlung von Entschä­
digungsleistungen an verurteilte Kollaborateure angeprangert wurde.89 Die 
Fälle zeigen, dass das Auszahlungsprogramm zuweilen auch die sowjetische 
Nachkriegspraxis der gerichtlichen Verurteilung von Kollaborateuren einer 
(unbeabsichtigten) Revision unterzog. Eine umfassende gesellschaftliche 
Debatte über die Frage der Kollaboration im Zweiten Weltkrieg fand in 
Belarus allerdings bisher nicht statt, und auch von belarussischen Histori­
kern wurde das Thema bisher kaum bearbeitet. 
Die Kooperation mit den Regionen 
Bei der Aufnahme von Anträgen in den belarussischen Regionen kooperierte 
die Minsker Stiftung mit sogenannten Qualifikationskommissionen, die 
bereits im Rahmen des ersten Auszahlungsprogramms bei den Sozialämtern 
in den Regionen eingerichtet worden waren. Ihre Aufgabe bestand in der 
Annahme und entsprechenden Weiterleitung der individuellen Anträge, der 
korrekten Informationsverbreitung sowie der allgemeinen Unterstützung 
der Antragsteller. 106 Kreis­ und sechs Gebietskommissionen sowie die 
Minsker Stadtkommission fungierten bei den Sozialämtern als Antragsan­
87 Schreiben des Komitees für Staatssicherheit der Republik Belarus im Gebiet Vitebsk 
an die belarussische Stiftung vom 30.1.2002, AbSt. 
88 Schreiben von Jansen an Gerasimov vom 9.5.2003, EVZ 501.10 (2003). Dabei musste 
die Verurteilung als »Kollaborateur« durch ein sowjetisches Militärtribunal ebenfalls 
nicht bedeuten, dass dieser Sachverhalt tatsächlich als erwiesen gelten kann. Vgl. zu 
den sowjetischen Nachkriegsprozessen gegen Kriegsverbrecher und Kollaborateure: 
Penter (2008); sowie Penter (2005). 
89 Schreiben des Sicherheitsrates der Republik Belarus an den Kuratoriumsvorsitzen­
den der belarussischen Stiftung vom 21.3.2001, AbSt. 
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nähme­ und Beratungsstellen für die belarussische Stiftung. Die Finanzie­
rung dieser Qualifizierungskommissionen war angeblich für die Stiftung 
sehr viel sparsamer als die Einrichtung von entsprechenden Filialen der Stif­
tung in den Regionen. Zudem waren die NS­Opfer den Mitarbeitern der 
Sozialämter aufgrund früherer Renten­Berechnungen zumeist bereits be­
kannt.90 
Die Kooperation mit den Regionen verlief offenbar weitgehend konflikt­
frei. Nur in einem Fall wurde ein kleiner Skandal bekannt: Der Sekretär der 
Qualifikationskommission in Grodno hatte Dokumente gefälscht, um sei­
nen Geschwistern eine Entschädigungszahlung zukommen zu lassen. Der 
Betrug war jedoch noch vor Auszahlung der Geldmittel von einem Standes­
amt aufgedeckt und der Schuldige wegen Amtsmissbrauchs zu fünf Jahren 
Freiheitsentzug sowie Einzug des gesamten Besitzes verurteilt worden. Die 
Presse berichtete umfangreich über den Vorfall und die vergleichsweise harte 
Bestrafung.9' Dieser Vorfall verdeutlichte erneut die immense innenpoliti­
sche Bedeutung des Auszahlungsprogramms in Belarus. 
Die Tatsache, dass am Ende 14.000 potentielle Entschädigungsberech­
tigte aufgrund von Fristüberschreitungen in Belarus leer ausgingen, führte 
die belarussische Stiftung vor allem auf die teilweise schlechte Informations­
politik der regionalen Qualifikationskommissionen zurück. In den Regio­
nen wies die Informationspolitik der belarussischen Stiftung somit massive 
Probleme auf. 
Die soziale Lage der Kriegsgeneration in Belarus 
Die Frage nach der Bedeutung des Auszahlungsprogramms für die NS­Op­
fer lässt sich erst vor dem Hintergrund der allgemeinen sozialen Situation 
der Kriegsgeneration in Belarus beantworten. Jeder vierte Einwohner von 
Belarus ist heute Rentner. Wie in den meisten Nachfolgestaaten der Sowjet­
union ist das Bevölkerungswachstum auch in Belarus negativ: 2009 betrug 
der Rückgang ­0,5 Prozent (in Russland ­0,4 und in der Ukraine ­0,7 Pro­
zent). Dem Problem der Überalterung der Gesellschaft wird bisher jedoch 
kaum politische und gesellschaftliche Aufmerksamkeit beigemessen. Die 
durchschnittliche Lebenserwartung beträgt in Belarus 68 Jahre für Männer 
und 75 Jahre für Frauen.92 Von den 2,5 Mio. in Belarus lebenden Rentnern 
90 Schreiben von Gerasimov an Saathoff vom 11.6.2001, EVZ 501.10 (2001). 
91 Zum Beispiel der Bericht in der Zeitung Respublika, 13.9.2002, S. 1. 
92 In Russland und der Ukraine liegt sie mit 60 Jahren für Männer und 73 Jahren für 
Frauen, bzw. 63 und 74 Jahren deutlich darunter, vgl. United Nations Population 
Devision, Department of Economic and Social Äffairs: World Population Policies 
2009 (2010), zitiert nach: Sidorenko (2010), S. 135. 
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haben 2,15 Mio. den rechtlichen Status von Veteranen.93 Die Veteranen des 
Zweiten Weltkriegs erhalten kostenlos Medikamente, Kuraufenthalte, Zeit­
fahrkarten für den Nah­ und Regionalverkehr (und einmal jährlich für den 
Fernverkehr), Ermäßigungen bei Wohnnebenkosten, kommunalen Gebüh­
ren und Telefontarifen. Sie haben zudem durch entsprechende Zulagen 
deutlich höhere Altersbezüge als andere Gruppen von Rentnern.94 
Für die Veteranen des Zweiten Weltkriegs lag die durchschnittliche mo­
natliche Altersrente im Juni 2009 bei 592.000 belarussischen Rubeln (BYR) 
(ca. 150 Euro), die eines Kriegsinvaliden bei 712.000 BYR (ca. 180 Euro), 
während die durchschnittliche Altersrente bei 409.000 BYR (ca. 103 Euro) 
lag. Das Existenzminimum betrug 227.380 BYR (56,58 Euro). Die Durch­
schnittsrente war also fast doppelt so hoch wie das Existenzminimum. Die 
Zahlen zeigen zudem, dass gemessen am Rentenniveau die Entschädigungs­
beträge, die selbst in den untersten Kategorien zumeist ein jährliches Ren­
teneinkommen überstiegen, in materieller Hinsicht für die Empfänger be­
deutsam waren. Häufig hört man daher unter den NS­Opfern die Aussage, 
das Geld »habe sehr zum Leben geholfen«. 
Die Rentner, die etwa ein Drittel der belarussischen Wählerschaft stellen, 
gehören zur wichtigsten Wählerklientel der Lukasenka­Regierung. Stabile, 
wenngleich niedrige Rentenzahlungen stellen somit ein wichtiges Instru­
ment zur Stabilisierung und Legitimierung des belarussischen Staates dar.95 
Unter den Nachfolgestaaten der Sowjetunion kann Belarus zudem eine ver­
gleichsweise niedrige Armutsquote, die geringsten Unterschiede zwischen 
den Einkommensgruppen und eine niedrige Korruptionsquote aufweisen. 
Auf der Grundlage von Haushaltsbefragungen aus dem Jahr 2005 kamen 
Wissenschaftler zu dem Ergebnis, dass Haushalte älterer Menschen insge­
samt in Belarus weniger von Armut betroffen waren als die von jüngeren.96 
Die relativ hohen Lebenshaltungskosten und das niedrige Renteneintritts­
alter führen allerdings dazu, dass ein Viertel der belarussischen Rentner noch 
etwa fünf Jahre weiterhin einer geregelten Arbeit nachgeht. 
Jenseits der Wirtschaftsstatistiken ist die individuelle Lebenssituation 
alter Menschen in Belarus jedoch sehr unterschiedlich und hängt neben der 
Rentenhöhe und der vorhandenen oder fehlenden häuslichen Gemeinschaft 
mit Angehörigen97 auch vom Wohnort ab. In Belarus existiert ein sehr star­
kes Stadt­Land­Gefälle, wobei die Lebensbedingungen auf dem Dorf deut­
93 Zwei Mio. sind Veteranen der Arbeit, 74.500 Veteranen des Zweiten Weltkriegs, 
100.000 Veteranen der Streitkräfte und Justizorgane. 
94 Sinel'nikova (2010), S. 253­262. 
95 Scheer (2010). 
96 Sinel'nikova (2010), S. 260. 
97 Familien sind gesetzlich verpflichtet, Angehörige ersten Grades im Alter zu versor­
gen ­ oft sind familiäre Gemeinschaften daher aus wirtschaftlicher Not erzwungen. 
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lieh schlechter sind als in der Stadt, was sich in allgemein höherer Sterblich­
keit und besonders hohen Selbstmordraten ausdrückt. Von den schlechteren 
Lebensverhältnissen auf dem Land sind insbesondere alte Menschen betrof­
fen, deren Bevölkerungsanteil hier ungefähr doppelt so hoch liegt wie in 
den Städten.98 
Häufig leiden besonders alleinstehende und kranke ältere Menschen un­
ter Armut und Verwahrlosung, da sie durch die staatlichen Sozialfürsorge­
systeme nur unzureichend aufgefangen werden. Ehemalige NS­Opfer liefen 
statistisch häufiger Gefahr (zum Beispiel aufgrund von Zwangssterilisatio­
nen und Traumata), nach dem Krieg keine Familien mehr gründen zu kön­
nen. Laut einer (allerdings wenig repräsentativen) Umfrage unter 60 ehema­
ligen Zwangsarbeitern in Minsk lebte etwa ein Drittel allein. Zwei Drittel 
bezeichneten ihren Gesundheitszustand als schlecht, wobei die meisten dies 
auf Kriegsfolgen zurückführten. Fast die Hälfte der Befragten klagte über 
Einsamkeit. Die meisten sind mit den staatlichen Sozialsystemen unzu­
frieden und wenden sich zumeist gar nicht erst an diese." 
Die Arztin einer Poliklinik in Minsk schrieb im September 2001 ein Un­
terstützungsgesuch an Gerasimov, in dem sie mit Besorgnis auf die drama­
tischen Verschlechterungen im staatlichen Gesundheitswesen, von denen 
vor allem ältere Menschen betroffen seien, hinwies. Durch die Einrichtung 
kommerzieller medizinischer Einrichtungen, die Verringerung der durch 
das Staatsbudget finanzierten stationären Plätze und die allgemeine Unter­
finanzierung des staatlichen Gesundheitswesens würden alte Menschen oft 
nicht mehr die nötige medizinische Behandlung und Aufmerksamkeit er­
fahren.100 Zahlreiche Briefe ehemaliger NS­Opfer an die belarussische und 
deutsche Stiftung zeugen ebenfalls von der großen Bedürftigkeit der alten 
Menschen, unter der manchmal selbst die privilegierteren Rentner leiden. 
So schrieb im Dezember 2005 ein verzweifelter Kriegsveteran, der nach 
Kriegsende fünf Jahre lang in Österreich gedient hatte und nun durch einen 
schweren Unfall ans Bett gefesselt war, an die belarussische Stiftung: 
»Wir haben es sehr schwer. Ich bekomme 360.000 Rubel Pension, aber al­
lein für die >Pampers< zahlen wir 120.000, aber von den >Pampers< be­
komme ich Dermatitis, deshalb muss man jeden Tag mit medizinischem 
Alkohol abreiben. Sämtliche Tabletten, Salben und Alkohol kosten mich 
200.000, manchmal auch noch mehr für Spritzen. [...] Könnten Sie 
nicht nach Österreich schreiben, vielleicht würden sie wenigstens die 
>Pampers< schicken?« 
98 Kröhnert/Sievert (2010), S. 82­83. 
99 Erdmann­Kutnevic (2010). 
100 Schreiben der Ärztin an Gerasimov vom 1.9.2001, AbSt. 
138 
DIE BELARUSSISCHE STIFTUNG »VERSTÄNDIGUNG U N D AUSSÖHNUNG« 
Briefe wie diese finden sich massenhaft in den Akten der belarussischen Stif­
tung und korrigieren das verbreitete Bild von der Stabilität der Sozialsysteme 
unter Lukasenka. 
Generell ist zu konstatieren, dass die Fähigkeit des Regimes, die Grund­
bedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen, ausschlaggebend für dessen Ak­
zeptanz in der Wählerschaft ist. Die Forderung nach einem demokratischen 
Rechtsstaat ist für viele offenbar von nachrangiger Bedeutung. Unter 
Lukasenkas Herrschaft erfuhren die Belarussen bisher ein Mindestmaß an 
sozialer Sicherheit, das, wenngleich auf niedrigem Niveau angesiedelt, die 
Leistungen in anderen GUS­Staaten deutlich überstieg. Vor allem aus dieser 
Tatsache erklären sich die größere Zufriedenheit der Belarussen mit ihrem 
Lebensstandard (im Vergleich zur Ukraine und Russland) und die weitge­
hende Stabilität der Lukasenka­Herrschaft.101 Es ist kaum zu übersehen, dass 
Entschädigungsprogramme für ehemalige NS­Opfer ebenso wie Hilfs­
programme für Tschernobyl­Opfer das staatliche Sozialsystem nicht un­
maßgeblich subventionieren und damit auch zur Stabilisierung der 
Lukasenka­Herrschaft beitragen. Dafür spricht auch die offenbar verbreitete 
belarussische Behördenpraxis, ausländische Zahlungen und Hilfen mit staat­
lichen Leistungen zu verrechnen.102 
Gesetzliche Anerkennung und Versorgungsprivilegien 
von NS-Opfern in Belarus 
Die gesetzliche Zuerkennung von bestimmten Versorgungsprivilegien er­
zielten sowjetische NS­Opfer erstmals in der ausgehenden Sowjetunion. Die 
Vergünstigungen bezogen sich allerdings nur auf die »minderjährigen Häft­
linge«103 von Konzentrationslagern, Ghettos und anderen Haftstätten des 
Zweiten Weltkriegs.104 In der unabhängigen Republik Belarus hatten alle KZ­
und Ghetto­Uberlebenden sowie ehemalige minderjährige Zwangsarbeiter 
101 Im Mai 2006 gaben bei einer Meinungsumfrage 70 Prozent der befragten Belarus­
sen an, mit ihrem Lebensstandard zufrieden zu sein. Unter den ukrainischen Be­
fragten gaben dies nur 30 Prozent an und unter den russischen Befragten nur 
41 Prozent, vgl. Leppert (2008), S. 112­113. 
102 EVZ­Mitarbeitern war diese Praxis mehrfach von belarussischen NS­Opfern zuge­
tragen worden. Ähnliches berichten auch Aktivisten der Tschernobyl­Hilfe. 
103 »Minderjährig« bedeutete laut dieser Verordnung bis zum Alter von 16 Jahren zum 
Zeitpunkt der Befreiung. In der Praxis des belarussischen Ministeriums für Sozial­
schutz wurde 1994 dann eine viel weitere Definition gewählt. Als »Minderjährige« 
galten für das Ministerium nun alle, die zum Zeitpunkt der Deportation unter 18 
waren, vgl. Schreiben des Ministeriums für Sozialschutz an Olga Nechaj vom 
1.9.1994, AbSt. 
104 Verordnungen des Ministerrats der UdSSR vom 6.10.1989 und vom 13.8.1990, AbSt. 
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im Rahmen des Veteranengesetzes dann ähnliche Versorgungsprivilegien 
zuerkannt bekommen wie die Kriegsveteranen.105 Diese Privilegien waren 
besonders im Hinblick auf die medizinische Versorgung für die alten Men­
schen von großer Bedeutung. Sie beinhalteten kostenlose Medikamente auf 
Rezept, Bevorzugung bei Klinik­ und Sanatorienaufenthalten, kostenlose 
Zahnprothesen und anderes. Die Vergünstigungen waren sowohl in materi­
eller als auch in symbolischer Hinsicht für die von ihnen profitierenden ehe­
maligen NS­Opfer weitaus wichtiger als die einmaligen Zahlungen aus 
Deutschland, weil sie die Anerkennung ihres besonderen Leidensschicksals 
in der eigenen Gesellschaft und die Gleichstellung mit den Veteranen im­
plizierten. Die erwachsenen Zwangsarbeiter blieben von diesen belarussi­
schen staatlichen Leistungen jedoch ausgeschlossen. Die Versuche des größ­
ten Zwangsarbeiterverbandes, der Belarussischen Assoziation ehemaliger 
minderjähriger Häftlinge des Faschismus, ähnlich wie später in der Ukraine 
1997 mit Unterstützung der belarussischen Stiftung ein eigenständiges Ge­
setz für alle (zivilen) »Opfer des Faschismus« durchzubringen, scheiterten.106 
Infolge der Finanzkrise wurden die gesetzlich gewährten Privilegien für NS­
Opfer im Dezember 2007 vom Präsidenten Lukasenka zurückgenommen 
und durch (für den Staat preiswertere) gezielte Einzelhilfen nach Bedürf­
tigkeit ersetzt, was bei den Opferverbänden auf massive Proteste stieß. Im 
Gegensatz zu den NS­Opfern blieben Kriegsveteranen und Widerstands­
kämpfer von diesen Einschnitten unberührt.107 
Die deutschen Entschädigungsprogramme überlagerten sich in Belarus, 
ebenso wie in der Ukraine und in Russland, mit einheimischen Gesetz­
gebungen, die bei der Kategorienbildung abweichende Prinzipien zugrunde 
legten, zum Teil andere Opfergruppen berücksichtigten und unterschied­
liche Nachweise erforderten. Die Gewährung einer Entschädigungsleistung 
aus Deutschland zog nicht automatisch die gesetzliche Anerkennung als NS­
Opfer (mit entsprechender versorgungsrechtlicher Privilegierung) in Belarus 
nach sich und umgekehrt. 
Die absolute Rechtshoheit des deutschen Stiftungsgesetzes führte in Bela­
rus ebenso wie in Russland und der Ukraine in verschiedenen Bereichen zu 
105 Gesetz der Republik Belarus: Über die Veteranen, vom 17.4.1992, § 21. 
106 Auch dieser Gesetzentwurf des Verbandes nahm eine Hierarchisierung der Opfer 
nach ihrem Alter vor: Zur obersten Kategorie zählten die unter 14­jährigen Kinder 
sowie alle KZ­ und Ghetto­Überlebenden. Die zweite Kategorie bildeten die 14­ bis 
18­jährigen und in der dritten und niedrigsten Kategorie mit den geringsten Privi­
legien fanden sich die erwachsenen Zwangsarbeiter, vgl. Zakon proekt »O social'noj 
zascite byvsich uznikov fasistskich konclagerej, getto i drugich mest prinuditel'nogo 
soderzanija v gody vtoroj mirovoj vojny ­ zertv fasizma« (1997), AbSt. 
107 Ukaz prezidenta »O nekotorych merach gosudarstvennoj podderzki naselenija«, 
14.12.2007, AbSt. 
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Konflikten mit der nationalen Gesetzgebung. Dies betraf zunächst Gerichts­
urteile, die im Zuge des ersten Auszahlungsprogramms gefällt worden 
waren. Damals hatten NS­Opfer, die ihr Verfolgungsschicksal nicht mit 
Dokumenten nachweisen konnten, ihre Anerkennung per Gerichtsbeschluss 
auf der Grundlage von Zeugenaussagen durchsetzen können. Aus den mas­
senhaften Gerichtsurteilen, die vor allem der Bewilligung von Zusatzrenten 
dienten, ging häufig nicht hervor, auf welcher Beweisgrundlage die Ent­
scheidung basierte. Zudem wurden in den Verfahren zahlreiche Lager von 
den Gerichten als »KZ« anerkannt, die von der Stiftung EVZ (auf der 
Grundlage der BEG­Liste) dann nicht mehr als solche akzeptiert werden 
konnten. Am politisch besonders brisanten Beispiel des Lagers Ozarici wird 
dies an anderer Stelle im Beitrag näher ausgeführt. Im Resultat musste die 
belarussische Stiftung zahlreiche Gerichtsentscheide aus den 1990er Jahren 
für ungültig erklären. Auch diese Praxis stieß bei vielen Antragstellern auf 
nachvollziehbares Unverständnis. Sie untergrub in ihren Augen die Autori­
tät der belarussischen Gerichte. Dies führte jedoch nicht zu einer prinzipiel­
len politischen Debatte, sondern der Sachverhalt wurde von der belarussi­
schen Seite weitgehend widerspruchslos akzeptiert. 
Weitere Konfusion und Unverständnis bei den Antragstellern rief die 
Tatsache hervor, dass die im Rahmen des deutschen Stiftungsgesetzes ge­
regelte Sonderrechtsnachfolge (im Todesfall des Antragstellers) im Wider­
spruch zum nationalen Erbrecht in Belarus stand. Für die NS­Opfer war 
dieses Nebeneinander verschiedener konkurrierender Rechtssysteme, in de­
nen sich auch unterschiedliche Vorstellungen von historischer und sozialer 
Gerechtigkeit manifestierten, oftmals kaum noch durchschaubar, geschweige 
denn vermittelbar, wie in zahlreichen Briefen Betroffener deutlich wird. 
Die Anerkennung »anderer Haftstätten« und das Lager Ozarici 
Im Zuge des Auszahlungsverfahrens wurden neben den laut Bundesentschä­
digungsgesetz anerkannten Konzentrationslagern zahlreiche weitere Haftstät­
ten (in Deutschland und in den besetzten Gebieten) von der Stiftung EVZ 
anerkannt. Das Stiftungsgesetz sah dies ausdrücklich vor. Drei Kriterien 
mussten der Einstufung als »andere Haftstätte« zugrunde liegen: unmensch­
liche Haftbedingungen, unzureichende Ernährung und fehlende medizini­
sche Versorgung. Die Frage der Zwangsarbeit wurde bei der Anerkennung 
zunächst ausgeklammert. Häftlinge von anerkannten »anderen Haftstätten« 
konnten jedoch nur eine Auszahlung in der Kategorie A erhalten, wenn sie 
gleichermaßen auch ihre geleistete Zwangsarbeit nachweisen konnten. Bei 
bestimmten Haftstätten wurde jedoch auf Kuratoriumsbeschluss die Zwangs­
arbeit per se unterstellt. Das Anerkennungsverfahren der »anderen Haft­
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Stätten« erwies sich schnell als viel aufwendiger als erwartet. Die Stiftung 
EVZ hatte zunächst die Partnerorganisationen aufgefordert, entsprechende 
Vorschläge einzureichen. Mit Unterstützung mehrerer ausgewiesener Fach­
historiker konnten einige der vorgeschlagenen Haftorte (auf der Grundlage 
verfügbarer Forschungsarbeiten) bereits im Januar 2001 eingestuft und vom 
Kuratorium als »andere Haftstätten« anerkannt werden. 
Im Zuge des Auszahlungsverfahrens stieß man dann auf zahlreiche wei­
tere Haftstätten, die in der Forschung bis dahin keine Beachtung gefunden 
hatten. Insbesondere in den osteuropäischen Staaten tat sich hier ein ganz 
neuer »Kontinent des Grauens« auf. Die Prüfung, Anerkennung und zum 
Teil auch Umqualifizierung von Haftstätten aufgrund neuer Erkenntnisse 
blieb somit über den gesamten Zeitraum ein wichtiger Bestandteil des Aus­
zahlungsverfahrens. Insbesondere bei Mehrfachnutzungen von Lagern, die 
in der besetzten Sowjetunion keine Seltenheit dargestellt hatten, fiel es 
manchmal schwer, Zwangsarbeitstatbestände zu überprüfen. Die Mitarbei­
ter der Stiftung EVZ konnten sich bei der Einstufung von Haftstätten aber 
auf hilfsbereite Experten aus der ganzen Welt stützen.108 Bis zum Ende des 
Auszahlungsprogramms wurden auf Beschluss des Kuratoriums etwa 4.000 
»andere Haftstätten« anerkannt. 
Die belarussische Stiftung erwies sich bei der Anerkennung »anderer 
Haftstätten« als sehr kompetent und erreichte auf belarussischem Territo­
rium eine Anerkennung von zahlreichen Lagern für nichtjüdische Zivilisten 
sowie von Gefängnissen. Im Ergebnis stellten die Häftlinge »anderer 
Haftstätten« in Belarus über 70 Prozent der Leistungsempfänger in der Ka­
tegorie A. Die Belarussen konnten sich auf viele Erfahrungen ihrer eigenen 
Haftstättenkommission stützen, die 1995 im Zuge des ersten Auszahlungs­
programms eingerichtet worden war. Dieser Kommission gehörten neben 
Vertretern der belarussischen Stiftung und einiger Opferverbände auch Wis­
senschaftler aus der Akademie der Wissenschaften und Vertreter der Staats­
archive an. Für die Einstufung von Haftstätten wurden von der Kommis­
sion ausschließlich Archivdokumente zugrunde gelegt. 1998 war in Belarus 
ein erstes Verzeichnis der Lager, Ghettos und anderen Haftstätten auf dem 
besetzten belarussischen Territorium erschienen, das 2001 eine umfangreich 
108 Vgl. Bericht des Vorstands der Stiftung EVZ zur Anerkennung »anderer Haftstät­
ten«, EVZ 505.10. Darin heißt es: »Bei der Prüfung der vorgelegten Anträge [...] 
war und ist die Bundesstiftung auf die Zusammenarbeit mit Historikern und Ex­
perten aus aller Welt angewiesen. Hier können wir nach wie vor auf eine äußerst 
gute Zusammenarbeit und die sehr hohe Hilfsbereitschaft verweisen. Gutachten 
wurden der Bundesstiftung trotz hoher Rechercheaufwendungen teilweise kosten­
los zur Verfügung gestellt, gleiches gilt für noch nicht veröffentlichte Forschungs­
ergebnisse.« 
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erweiterte Neuauflage erhielt.109 Die Federführung bei der Erstellung dieser 
Lagerverzeichnisse hatte der Historiker Dr. Vladimir Adamusko, der das 
belarussische Staatskomitee für Archive und Aktenführung leitete und seit 
2000 sein Land auch im Kuratorium der Stiftung EVZ vertrat.110 
Bei der Anerkennung »anderer Haftstätten« hatte insbesondere die An­
erkennung des Todeslagers Ozarici aus Sicht der Belarussen eine herausge­
hobene innenpolitische Bedeutung. Die Bemühungen der belarussischen 
Stiftung um eine möglichst hohe Entschädigung der Ozarici­Uberlebenden 
spiegeln somit auch die damaligen geschichtspolitischen Debatten zum 
Zweiten Weltkrieg in Belarus wider. Der Name Ozarici steht für drei beim 
gleichnamigen Dorf aufgefundene Todeslager für die nicht­jüdische Zivil­
bevölkerung, die von der Wehrmacht beim Rückzug im März 1944 im Hin­
terland der Front angelegt worden waren.111 In diese Lager, die auf einem 
mit Stacheldraht eingezäunten, unbebauten Sumpfgelände errichtet wur­
den, trieb die Wehrmacht laut sowjetischen Angaben über 50.000 Frauen, 
Kinder und Alte, die nicht zur arbeitsfähigen Bevölkerung gehörten und 
überließ sie dort ohne jegliche Versorgung unter freiem Himmel sich selbst. 
Sie sollten gewissermaßen als menschliche Schutzschilde gegen die vor­
rückende Rote Armee dienen. Das Lager bestand insgesamt nur neun Tage. 
Das Verbrechen war von der Sowjetunion noch zu Kriegszeiten im In­ und 
Ausland öffentlich angeprangert worden. Die sowjetische Presse hatte be­
reits 1944 umfangreich über die Lager berichtet. Dabei wurden die Lager 
mit Bezug auf das andernorts von den Deutschen praktizierte Ersticken von 
Menschen in speziellen Gaswagen als »massenhafter Gaswagen« bezeichnet, 
109 Spravocnik o mestach prinuditel'nogo soderzanija grazdanskogo naselenija na ok­
kupirovannoj territorii Belarusi i94i­i944//Handbuch der Hartstätten für Zivil­
bevölkerung auf dem besetzten Territorium von Belarus 1941­1944 (2001). Der 
Band ist zweisprachig russisch­deutsch und enthält zu jedem Eintrag umfangreiche 
Archivnachweise. 
110 Adamusko war es neben anderen Historikern auch zu verdanken, dass in Belarus 
bereits in den Jahren 1996 bis 1998 eine erste vierbändige Quellenedition zu den 
»Belarussischen Ostarbeitern« erscheinen konnte, die neben den Umständen der 
Verschleppung und dem Arbeitseinsatz in Deutschland auch zahlreiche Doku­
mente zur Repatriierung umfasste. Vgl. Knatko u.a (1996­1998). In Russland und 
der Ukraine mangelt es bis heute an ähnlich umfassenden Dokumenteneditionen. 
Vgl. außerdem die Monographie zum Thema von Knat'ko/Adamusko/Bonda­
renko/Selemenev (2001). 
in Die belarussische Stiftung hat gemeinsam mit dem belarussischen Nationalarchiv 
und dem Staatlichen Museum für die Geschichte des »Großen Vaterländischen 
Kriegs« zu Ozarici einen zweisprachigen russisch­deutschen Dokumentenband her­
ausgegeben: Barkun (1999). 
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um die Parallelen zum Massenmord an den Juden hervorzuheben.112 Von der 
Außerordentlichen Staatskommission113 (CGK), die die deutschen Verbre­
chen untersuchte, war die Anklage erhoben worden, die Wehrmacht habe 
bewusst Typhuskranke neben Gesunden in die Lager gebracht, um die Seu­
che unter den Lagerinsassen zu verbreiten und dadurch eine Typhusepide­
mie unter den vorrückenden Soldaten der sowjetischen Armee zu erzeugen. 
Diese Aussagen, die eine starke propagandistische Absicht verfolgten, lassen 
sich bisher jedoch nicht durch deutsche Dokumente belegen. Auch während 
der Nürnberger Prozesse hatte der sowjetische Hauptankläger das Verbre­
chen zur Sprache gebracht. 1946 war zudem einer der deutschen Hauptver­
antwortlichen für die Verbrechen bei Ozarici, der kommandierende General 
der 35. Infanterie­Division Richert, in einem großen Prozess in Minsk von 
einem sowjetischen Militärtribunal zum Tode verurteilt worden. 
Im ersten Auszahlungsprogramm hatten die Ozarici­Opfer eine Entschä­
digung gemäß der höchsten Kategorie erhalten. Das Lager war 1995 von der 
belarussischen Haftstättenkommission als ein mit Konzentrationslagern 
vergleichbares »Spezielles Todes­/Vernichtungslager an vorderster Linie der 
deutschen Verteidigung« anerkannt worden. Auch deshalb war es für die 
Ozarici­Überlebenden schwer vermittelbar, warum ihnen dieser Status im 
zweiten Auszahlungsprogramm nun nicht mehr zugestanden werden sollte. 
Viele beriefen sich zudem darauf, dass Ozarici bereits in den Nürnberger 
Prozessen als Konzentrations­ und Vernichtungslager bezeichnet worden sei. 
Im Zuge des ersten Auszahlungsprogramms hatten die Ozarici­Überlebenden 
1996 zudem staatliche Mittel für den Bau eines Gedenkkomplexes mit 
Denkmal und Museum erhalten.114 Im Januar 2 0 0 0 war in Minsk eine »Ge­
sellschaftliche Organisation für die Bereitstellung sozialer Hilfen für ehe­
malige minderjährige Häftlinge des Konzentrationslagers Ozarici« gegrün­
det worden."5 
112 Ozarici­Überlebende, die sich mit ihren Entschädigungsforderungen an die bela­
russische und deutsche Stiftung wandten, legten ihren Schreiben manchmal Ko­
pien der sowjetischen Presseberichte von 1944 bei. 
113 Die offizielle Bezeichnung lautete »Außerordentliche Staatskommission zur Fest­
stellung und Untersuchung der Verbrechen der deutsch­faschistischen Eindring­
linge und ihrer Komplizen sowie des Schadens, den sie den Bürgern, Kolchosen, 
öffentlichen Organisationen, staatlichen Betrieben und Einrichtungen der UdSSR 
zugefügt haben«. 
114 Anordnung der Administration des Präsidenten Nr. 10/7­2346 vom 24.9.1996, 
AbSt. Der Bau des Gedenkkomplexes sollte neben staatlichen Geldern auch durch 
Mittel der belarussischen Stiftung und private Spenden finanziert werden. 
115 Satzung des Verbandes vom 6.2.2007, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
Laut dieser Satzung nahm der Verband auch nur ehemalige minderjährige Häft­
linge in seine Reihen auf. Diese Exklusion der erwachsenen Ozarici­Überlebenden 
erklärt sich vermutlich daraus, dass erwachsene Sowjetbürger, die sich 1944 noch 
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Der belarussische Stiftungsvorsitzende Gerasimov und der belarussische 
Kurator Adamusko hatten das Ozarici­Problem seit Beginn des Auszah­
lungsprogramms immer wieder und mit Nachdruck eingebracht. Zunächst 
war versucht worden, eine offizielle Anerkennung als »Konzentrationslager« 
zu erreichen. Dies lag jedoch nicht in der Kompetenz der deutschen Stif­
tung, obwohl sie das Anliegen prinzipiell durchaus unterstützte.116 Das Bun­
desfinanzministerium hatte die Klassifizierung des Lagers als KZ mit Ver­
weis auf die »präjudizierende Wirkung auf andere ähnlich beschriebene 
Haftstätten« bereits 2001 abgelehnt.117 Daher beantragte die belarussische 
Stiftung bei der Stiftung EVZ eine Einstufung als »andere Haftstätte«. Aber 
auch in dieser Kategorie hätte die Mehrzahl der Ozarici­Uberlebenden keine 
Auszahlung erhalten können, da in den Lagern (mit wenigen Ausnahmen) 
keine Zwangsarbeit geleistet wurde. Als letzte Alternative nahm die belarus­
sische Stiftung die etwa 11.000 Ozarici­Opfer schließlich in die Offnungs­
klausel auf, und zahlte ihnen den in dieser Kategorie vorgesehenen Maxi­
malbetrag von 2.556 Euro (5.000 DM) aus — das war ein Drittel der Summe, 
die die KZ­Überlebenden erhielten. 
Den Ozarici­Uberlebenden ging es, ihren zahlreichen Schreiben an die 
belarussische und deutsche Stiftung nach zu urteilen, nicht vorrangig um 
materielle Aspekte. Viel bedeutsamer waren für viele die symbolische Gleich­
stellung mit den (jüdischen) KZ­Häftlingen und die Anerkennung ihres be­
sonders schweren Leidensschicksals. So richteten drei Ozarici­Überlebende 
und Funktionäre des Opferverbandes im November 2002 einen Aufruf an 
die Stiftung EVZ und den Deutschen Bundestag, in dem es hieß: 
»Allen ist bekannt, welche unmenschlichen Leiden und Qualen die ehe­
maligen Häftlinge dieser >Fabrik des Todes< erleben mussten, obwohl es 
da keine Krematorien gegeben hat. In Bezug auf die Unmenschlichkeit 
und die Leiden der Kinder, Frauen und älteren Menschen kann man 
dieses Lager mit den aller Welt bekannten Lagern Auschwitz, Majdanek, 
Buchenwald und anderen vergleichen.«"8 
Ein anderer Ozarici­Uberlebender brachte die Bedeutung des Lagers für die 
belarussische Erinnerungskultur in einem Zeitungsartikel folgendermaßen 
im besetzten Gebiet befanden, bis heute in Belarus mit dem Verdacht der Kollabo­
ration mit den Deutschen behaftet sind. 
116 Schreiben einer Stiftungsmitarbeiterin an das deutsche Finanzministerium vom 
31.8.2006, EVZ 501.10, 2006. Darin heißt es: »Würde man heute prüfen, ob das 
Lager Ozaritschi als KZ anerkannt werden könnte, würde die Stiftung dies wegen 
der dortigen fürchterlichen Lebensumstände befürworten.« 
117 Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen an die Ozarici­Überlebende 
Valentina P.A. vom 21.12.2001, AbSt. 
118 Schreiben der Ozarici­Überlebenden vom 20.11.2002, EVZ 501.10 (2002). 
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auf den Punkt: »Der Genozid, der von den Faschisten Anfang März 1944 im 
höllischen Dreieck der speziellen Konzentrationslager bei Ozarici angerich­
tet wurde ­ das ist faktisch der Holocaust des belarussischen Volkes, unser 
belarussisches >Auschwitz<, wenn nicht schlimmer!«119 
Für viele war nicht nachzuvollziehen, dass das Kriterium der Zwangs­
arbeit für die Höhe der Geldleistung ausschlaggebend sein sollte. Die Per­
spektive der Betroffenen wird in einem Schreiben eines Opferverbands­
vertreters an den deutschen Bundeskanzler deutlich: 
»Ist das etwa keine Zwangsarbeit: Winter (März 1944) im Schnee, unter 
freiem Himmel, im Sumpf, umzäunt von Stacheldraht, ringsherum ver­
mint, Bewachungstürme mit Maschinengewehren, von Hunger und Ty­
phus gezeichnete Mütter und Alte, Kinder, die auf den Armen sterben oder 
bereits zu Leichen erstarrt sind ? Und wer hat diese Stacheldrahtzäune und 
Bewachungstürme errichtet? Wer hat Tausende von Leichen fortgeschafft 
oder eingegraben ? Eben diese Menschen, die schon halb tot waren. Denkt 
etwa jemand, dass die deutschen Soldaten in diese Typhushölle hinter den 
Stacheldraht gegangen wären, um diese Arbeit zu verrichten?«120 
Viele der enttäuschten Ozarici­Überlebenden vermuteten die Schuld an der 
nicht erfolgten Klassifizierung als »andere Haftstätte« oder KZ übrigens 
nicht bei der Stiftung EVZ, sondern bei dem belarussischen Stiftungsvorsit­
zenden, der mit ihnen scheinbar »offene Rechnungen begleichen wolle«.121 
Unter dem Druck der Opfervertreter schickten auch verschiedene Regie­
rungsinstanzen nachdrückliche Anfragen an die belarussische Stiftung.122 
Kurz vor Abschluss des Auszahlungsprogramms richtete der belarussische 
Justizminister in einem letzten Versuch noch einen Brief an das deutsche 
Justizministerium, in dem er mit Verweis auf massenhafte Eingaben von 
Ozarici­Überlebenden darum bat, zusätzliche Leistungen für diese bereit­
zustellen.123 Auch dieser Versuch blieb jedoch erfolglos, ebenso wie eine 
Petition des Ozarici­Opferverbandes an den Deutschen Bundestag im April 
2007.124 
119 »Tragedija Ozaricej stucit v moe serdce«, in: Narodnaja Volja, 28.4.2005, S. 2. 
120 Schreiben vom Vorsitzenden des Opferverbandes ehemaliger Ozarici­Häftlinge an 
Gerhard Schröder vom 10.8.2003, EVZ 501.10. 
121 Schreiben des Ozarici­Opferverbandes im Gebiet Gomel' an A.G. Lukasenka vom 
10.9.2004, AbSt. 
122 Zum Beispiel ein Schreiben des Assistenten des Präsidenten und Oberinspektors 
im Gebiet Gomel' an Gerasimov vom 4.4.2005, AbSt. 
123 Schreiben des belarussischen Justizministers VG. Golovanov an die deutsche Jus­
tizministerin Brigitte Zypries vom 7.7.2006, EVZ 501.10 (2006). 
124 Petition 2­16­08­250­017316 vom 11.4.2007, die der Verfasserin von einem Vertreter 
des Ozarici­Opferverbandes in Kopie bereitgestellt wurde. 
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Abb. 3 (links): »Die dreijährige Tanja neben ihrer verstorbenen Mutter«, 
aufgenommen von E. Podsivalov am 18.3.1944, Abb. 4 (rechts): »Die Mut­
ter und alle Verwandten der sechsjährigen Vera Kur jan aus dem Dorf Pod­
vidki im Rayon Parici, Gebiet Polessja sind im Lager ums Leben ge­
kommen«, aufgenommen von Al'perin am 19.3.1944 (Quelle: Geiseln der 
Wehrmacht (Osaritschi das Todeslager). Dokumente und Belege, Minsk 
1999, Fotodokumente 31, §6). 
Die besondere Stellung der O z a r i ä ­ O p f e r in der bekruss ischen staatlichen 
Erinnerungskul tur an den Zweiten Weltkrieg lässt sich auch daran ermes­
sen, dass ein den Ozar ic i ­Opfe rn gewidmetes M o n u m e n t a l g e m ä l d e des b e k ­
russischen Künstlers Vladimir Krivoblockij seit einigen Jahren einen ganzen 
Saal des Staatsmuseums f ü r die Geschichte des Großen Vaterländischen 
Krieges im Stadtzent rum von Minsk ziert. Keiner anderen O p f e r g r u p p e 
wird in der Ausstellung des Museums, das weitgehend die alte sowjetische 
Konzept ion beibehalten hat, ähnlich große Aufmerksamkei t zuteil. Krivo­
blockij war f ü r sein Polyptychon »Requiem« 2004 vom bekruss ischen Staat 
ausgezeichnet worden. Bei genauem Hinsehen verarbeitet er darin einige 
Bildelemente aus Fotografien, die nach der Befreiung der Ozaric i ­Häf t l inge 
durch die Rote Armee gemacht worden waren. 
Diese schockierenden Fotos der Leichen von Kindern , Frauen u n d alten 
Menschen waren bereits kurz nach der Befreiung der Ozar ic i ­Uber lebenden 
unionsweit in der Sowjetpresse veröffent l icht worden , u m die grausamen 
Verbrechen der Deutschen zu dokumentieren. 1 2 5 Die zahlreichen Fotos 
s t ammen von den Fotokorrespondenten der Roten Armee, S. Al'perin, Ke­
kalo u n d E. Podsivalov, über deren weiteres Schicksal jedoch nichts bekannt 
ist. 1995 waren über 60 dieser Fotograf ien in Litauen bei einem Privatsamm­
125 Z u m Beispiel Stalinskij Udar, 22.4.1944, S. 2. 
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ler aufgetaucht und auf Umwegen an das Staatsmuseum für die Geschichte 
des Großen Vaterländischen Kriegs übergeben worden. Ein Großteil dieser 
Fotos wurde damals erneut in der Minsker Presse veröffentlicht.126 Während 
des ersten Auszahlungsprogramms konnten die Fotos für einige der Ozarici­
Uberlebenden auch als Nachweise dienen, da viele der Überlebenden, die 
nach der Befreiung des Lagers einfach in ihre Wohnungen zurückgekehrt 
waren, den Lageraufenthalt gar nicht nachweisen konnten. 
Die Fotografien gingen durch die Verbreitung in der Presse in das kollek­
tive Bildgedächtnis der Belarussen ein, wobei insbesondere die Fotos von 
den überlebenden Kindern auf besondere Betroffenheit und Empathie stie­
ßen. Zu den weit verbreiteten Fotomotiven, die in Belarus inzwischen als 
Bildikonen gelten können, gehören ein Bild der dreijährigen Tanja neben 
ihrer toten Mutter von Podsivalov sowie ein Foto der in Lumpen gehüllten 
sechsjährigen Vera Kur'jan, deren gesamte Familie angeblich im Lager ums 
Leben kam, von Al'perin. Die kleine Vera findet sich auch im Zentrum des 
monumentalen Polyptychons von Vladimir Krivoblockij wieder, in den Flü­
geln zweier weißer Tauben sitzend und eine Kerze in den Händen haltend. 
Das Gemälde ist von einer ausgeprägten christlichen Symbolik dominiert 
und zeigt neben Kreuzen und der Dornenkrone die in lange weiße Gewän­
der gekleideten Ozarici­Häftlinge. Das Böse wird in Form von krähenfüßi­
gen Stahlhelmträgern mit Maschinengewehren, Stacheldraht und Galgen 
repräsentiert. Etwas versteckt erkennt man zudem rotglühende Türme, die 
an Krematorien erinnern und den Eindruck hervorrufen, dass Krivoblockij 
hier den »belarussischen Holocaust« im Rückgriff auf bekannte Elemente 
des jüdischen Leidens inszenierte. Seine explizite Intention war es, Ozarici 
zum Symbol für das Leiden des gesamten belarussischen Volkes vom Zwei­
ten Weltkrieg bis zur Tschernobyl­Katastrophe zu stilisieren.127 
Für die große politische Bedeutung der Ozarici­Frage lassen sich verschie­
dene Gründe anführen. Die (minderjährigen) Ozarici­Überlebenden besa­
ßen seit 2000 einen starken Opferverband mit sehr aktiven Verbandsfunkti­
onären, denen es überaus erfolgreich gelang, ihre Interessen gegenüber der 
Regierung zu vertreten. Einzelne Ozarici­Uberlebende bekleideten zudem 
einflussreiche Positionen, zum Beispiel in der belarussischen Haftstätten­
kommission oder im Kuratorium der belarussischen Stiftung. Hinzu kam, 
dass die damals minderjährigen Lagerinsassen entsprechend noch jünger 
und daher zumeist physisch und mental besser in der Lage waren, ihre An­
liegen nachdrücklich zu vertreten als andere Opfergruppen. 
126 Vecernyj Minsk, 31.3.1995; 3.4.1995; 4.4.1995; 7.4.1995. 
127 Interview mit Vladimir Krivoblockij im Juni 2009 in Minsk. 
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Abb. 5, 6: Bildausschnitte von Vladimir Krivoblockijs 
monumentalem Polyptychon »Requiem« 
(Quelle: Vladimir Krivoblockij/Valentina Polikanina: Pamjat', Minsk 2005, S. 15-20). 
Die Ozarici­Überlebenden erfuhren zudem eine besondere Unterstützung 
der Lukasenka­Regierung, weil sich ihr Leidensschicksal hervorragend im 
Rahmen der Geschichtspolitik des Präsidenten instrumentalisieren ließ: Für 
die in sowjetischen Traditionen verhaftete Geschichtspolitik Lukasenkas 
stellten belarussische (nicht­jüdische) Kinderopfer die idealen Opfervertre­
ter dar, während andere Gruppen, wie beispielsweise die Kriegsgefangenen, 
weiterhin latent mit dem alten Kollaborationsvorwurf behaftet blieben. Dies 
lässt sich auch in Lukasenkas Denkmalspolitik festmachen.128 
Das Beispiel der Ozarici­Überlebenden zeigt, dass es vor allem denjeni­
gen Opferverbänden gelang ihre Interessen durchzusetzen, die über gute 
personelle Netzwerke zur Macht verfügten und deren Erinnerungsnarrative 
sich problemlos in den offiziellen Kanon einfügten. Bemerkenswert er­
scheint zudem, dass sich mehrere Künstler in ihren Arbeiten der Darstellung 
von NS­Opfern gewidmet und das Thema somit einer breiteren Öffentlich­
keit vermittelt haben, so dass man in Belarus fast von einer eigenständigen 
Kunstrichtung der »Opferkunst« sprechen kann. Als einer der Ersten hat 
Michail Andreevic Savickij (t), der als sowjetischer Kriegsgefangener die 
Konzentrationslager Buchenwald, Mittelbau­Dora und Dachau überlebte 
und nach dem Krieg zum anerkannten Staatskünstler und Akademiemaler 
aufstieg, bereits in den 1970er Jahren seine persönlichen Erfahrungen in Ge­
mälden über (nicht­jüdische und jüdische) KZ­Häftlinge verarbeitet. Seit 
den ausgehenden 1980er Jahren widmete er sich auch anderen Opfergrup­
pen, wie den Opfern der Tschernobyl­Katastrophe oder den Kinderopfern, 
die in speziellen Blutentnahmelagern der Deutschen ums Leben kamen. Sa­
128 Vgl. dazu die Ausführungen weiter unten. 
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vickij hatte dabei wie auch der Ozarici-Maler Krivoblockij Auftragsarbeiten 
von NS-Opferverbänden übernommen, denen es ein Anliegen war, in der 
Kunst repräsentiert zu sein. 
Abb. y: Michail Andreevic Savickij ( f ) 
im September 2008 in seinem Atelier 
in Minsk vor einer seiner letzten Auftragsarbeiten, 
einem Monumentalgemälde 
zur Erinnerung an die Kinderopfer 
der Blutentnahmelager 
(Foto: Tanja Penter). 
In Savickijs Arbeiten verbindet sich häufig eine starke christliche Symbolik 
mit Elementen des sozialistischen Realismus. Für sein Gesamtwerk war Savi­
ckij 2006 mit dem höchsten Orden des »Helden von Belarus« ausgezeichnet 
worden. Zudem war der Künstler lange Zeit Mitglied des Kuratoriums der 
belarussischen Stiftung.129 
Die Entwicklung der Opferkunst in Belarus spiegelt vor allem zwei Dy­
namiken wider: Zum einen verweist sie auf die Bedeutung der verschiede­
nen Vernichtungserfahrungen für die nationale Identitätsbildung der Bela­
russen ­ vom Zweiten Weltkrieg über Menschenverluste im sowjetischen 
Afghanistan­Krieg130 bis zur Tschernobyl­Katastrophe. Zum anderen wird 
hier aber auch die Rolle der Opferverbände als gesellschaftliche Akteure auf 
dem Feld der Geschichtspolitik deutlich, die Künstler oder Denkmalarchi­
tekten damit beauftragen, ihre Repräsentation im öffentlichen Raum sicher­
zustellen. Diese Anerkennung ihres Leidensschicksals und die Repräsen­
tation im öffentlichen Raum, die ihnen die gesamte Sowjetzeit hindurch 
versagt wurde, stellen heute zentrale Anliegen vieler, lange Zeit aus der öf­
fentlichen Erinnerungskultur ausgegrenzter NS­Opfer dar. 
129 In der jüdischen Gemeinschaft: war vor allem eine Arbeit Savickijs mit dem Titel 
»Letnij teatr« (1975) auf massive Kritik gestoßen, die einen lächelnden jüdischen 
KZ­Häftling, der offenbar Dienstanweisungen von einem SS­Mann empfängt, vor 
einem Leichenberg zeigt. In dem Streit zwischen Savickij und der jüdischen Ge­
meinde kam nicht zuletzt die Opferkonkurrenz zwischen den wenigen jüdischen 
und nicht­jüdischen KZ­Überlebenden zum Ausdruck. Zu Savickijs Arbeiten vgl. 
den von der belarussischen Stiftung herausgegebenen Bildband: Savickij (1996). 
130 Unter den Unionsrepubliken hatte Belarus (gemessen am Bevölkerungsanteil) die 
meisten gefallenen Soldaten zu beklagen. In Minsk erinnert ein Denkmal auf der 
sogenannten »Träneninsel« an diese Opfer. 
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Geschichtspolitik und Nationsbildung 
in Belarus unter Lukasenka 
Die Geschichtspolitik unter Lukasenka folgt weitgehend der alten sowje­
tischen Deutung des Großen Vaterländischen Krieges mit seiner Heroisie­
rung des Widerstandes und der Partisanenbewegung und dem ungebroche­
nen Festhalten am »triumphalen Sieg«.131 Zudem ist zu beobachten, dass der 
Präsident den Kampf gegen NS­Deutschland im Sinne des nation building 
zunehmend als Kampf für die nationale Unabhängigkeit der Belarussen 
deutet. Dies äußerte sich beispielsweise darin, dass er den 3. Juli, den Tag der 
Befreiung der Stadt Minsk von den deutschen Besatzern, zum offiziellen 
»Tag der Unabhängigkeit« erklärte, während der Tag der belarussischen Un­
abhängigkeitserklärung am 27. Juli 1990 unter seiner Regierung keine ver­
gleichbare offizielle Würdigung erfährt. Lukasenka knüpft damit in gewisser 
Weise an die Geschichtspolitik des in Belarus bis heute sehr populären bela­
russischen Parteichefs Piotr Maserau an, der das Land von 1965 bis 1980 re­
gierte und das Bild der heldenhaften Partisanenrepublik zum belarussischen 
Nationalmythos stilisierte. Dieser Versuch, unter dem Dach der sowjeti­
schen eine nationale belarussische Identität zu konstruieren, trug ihm da­
mals massive Kritik aus Moskau ein. 
Lukasenka instrumentalisierte die belarussischen Erfahrungen im Zwei­
ten Weltkrieg darüber hinaus wechselweise sehr erfolgreich im Rahmen der 
Integrationsabkommen mit Russland sowie zur Abwehr westlicher Kritik an 
seiner Regierungspolitik und westlicher Demokratisierungsforderungen. 
Aber auch für die belarussische Gesellschaft bildet der Zweite Weltkrieg 
nach wie vor einen zentralen Bezugspunkt auf der Suche nach historischen 
Vorbildern für eine immer noch fragile nationale Identität. Trotz der starren 
politischen Rahmenbedingungen ist die belarussische Erinnerungskultur an 
den Zweiten Weltkrieg seit der Unabhängigkeit sichtbar in Bewegung gera­
ten. Das liegt nicht zuletzt daran, dass neue Akteure auf dem Feld der Ge­
schichtspolitik und ­forschung aktiv wurden, die die Perspektive des Leidens 
und der Opfer im Zweiten Weltkrieg stärker ins Zentrum der öffentlichen 
Wahrnehmung rückten. Zu diesen neuen Akteuren auf dem Feld der Ge­
schichtspolitik zählten neben den zu Beginn der 1990er Jahre gegründeten 
zahlreichen belarussischen Opferverbänden und der 2003 als belarussisch­
deutsche Kooperation ins Leben gerufenen und im letzten verbliebenen Ge­
bäude des Minsker Ghettos untergebrachten Geschichtswerkstatt Minsk132 
131 Für die folgenden Ausführungen Sahm (2010); Sahm (2008b); Sahm (1994); Sahm 
(1999); Rentrop (2004). 
132 Die Geschichtswerkstatt wird gemeinsam getragen vom Verband der jüdischen Ge­
meinden und Vereinigungen in Belarus und dem Internationalen Bildungs­ und 
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auch die belarussische Stiftung »Verständigung und Aussöhnung«. Die Stif­
tung organisierte im Jahr 2005 in Kooperation mit belarussischen Archiven 
und Museen eine Ausstellung zu den »belarussischen Ostarbeitern«, die über 
mehrere Monate mit großer Publikumsresonanz im Staatsmuseum für die 
Geschichte des Großen Vaterländischen Kriegs in Minsk gezeigt wurde und 
neben dem Arbeitseinsatz im Reich zumindest ansatzweise auch die Frage 
der Repatriierung und des Nachkriegsschicksals der Betroffenen in der So­
wjetunion thematisierte. Nach dem Ende der Ausstellung wurde diese je­
doch nicht in die ständige Sammlung übernommen, sondern verschwand 
zunächst im Keller des Gebäudes, bevor die belarussische Stiftung schließ­
lich einen Teil der Ausstellung in einem Eisenbahnwaggon auf ihrem Grund­
stück als kleines Museum arrangierte. In diesem Vorgang kommt bildhaft 
zum Ausdruck, was die belarussische Erinnerungskultur an den Krieg heute 
ausmacht: Die neuen, von der staatlichen Erinnerungspolitik abweichenden 
Gegenerinnerungen existieren in Belarus parallel und werden vom Staat 
geduldet, sind aber bisher nicht in den staatlichen Erinnerungskanon ein­
gegangen. 
Darüber hinaus hat die belarussische Stiftung die Veröffentlichung zahl­
reicher wissenschaftlicher Arbeiten und von Erinnerungsliteratur zu den 
Zwangsarbeitern gefördert. Auch in der Geschichtswissenschaft konnten in­
zwischen einige »weiße Flecken« der Sowjethistoriographie zur Geschichte 
des Zweiten Weltkriegs und auch des Stalinismus von belarussischen Histo­
rikern gefüllt werden.133 Wichtige Impulse gaben dabei nicht zuletzt die 
Ende der 1990er Jahre erschienenen Arbeiten von Christian Gerlach und 
Bernhard Chiari.134 
Besonders deutlich wird die Existenz von Gegenerinnerungen in der bela­
russischen Denkmalkultur: Bereits am Ende der Sowjetära konnte Belarus 
die beeindruckende Zahl von etwa 6.000 Kriegsdenkmälern vorweisen.135 
Während die Mehrheit der Kriegsdenkmäler bis heute den Helden des 
Kriegs gewidmet ist, wurde in einzelnen Gedenkstätten bereits sehr früh 
auch der zivilen Verluste gedacht, die in Belarus überaus hoch waren. Die 
Frage der genauen Zahl der Kriegsopfer stellt heute in Belarus ein Politikum 
dar, nachdem Aljaksandr Lukasenka in offiziellen Gedenkreden zum 64. Jah­
restag des Sieges verkündet hatte, dass ein Drittel der belarussischen Bevöl­
Begegnungswerk Dortmund, das in Minsk zudem eine Bildungs­ und Begegnungs­
stätte betreibt. 
133 Vgl. dazu Sahanovyc (2002); sowie Rentrop (2004). Ein historisches Forschungs­
projekt belarussischer Historiker zur Geschichte der Zwangsarbeit in Belarus wurde 
im Rahmen eines Forschungsprogramms der Stiftung EVZ gefördert, vgl. Litvin 
(2010). 
134 Gerlach (1999); Chiari (1998). 
135 Pamjac' Belarusi. Respublikanskaja Kniga (2005); Sahm (2008a). 
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kerung im Krieg ums Leben gekommen sei. Von der historischen Forschung 
können abweichend davon auf Dokumentengrundlage bisher etwa 2,2 Mio. 
Kriegsopfer (circa ein Viertel der Bevölkerung der belarussischen Sowjet­
republik im Jahr 1941) nachgewiesen werden. Eine zentrale Bedeutung als 
nationaler Erinnerungsort des Zweiten Weltkriegs wird bis heute von vielen 
Belarussen dem Gedenkkomplex in Chatyn beigemessen.136 Die monumen­
tale, 1969 erbaute Gedenkstätte in der Nähe von Minsk erinnert an das Dorf 
Chatyn, das von deutschen SS­Einheiten137 vollständig vernichtet wurde. Sie 
soll symbolisch für 186 weitere Dörfer stehen, die von den Deutschen mit­
samt ihren Einwohnern zumeist niedergebrannt und nach Kriegsende nicht 
wieder aufgebaut wurden (sowie für 66 KZ und andere Vernichtungsorte). 
Abb. 8: Der Gedenkkomplex in Chatyn (Foto: Tanja Penter). 
Eine überlebensgroße Statue zeigt den einzigen erwachsenen Überlebenden 
von Chatyn, der seinen toten Sohn auf den Armen trägt. Alle 30 Sekunden 
hört man Glocken läuten, die an das zerstörte Dorfleben erinnern sollen. 
Das für seine Zeit überaus fortschrittliche Gedenkstättenkonzept hebt sich 
136 Die Wahl des Dorfes Chatyn zum Gedenkstättenort war kein Zufall. Die sowje­
tische Führung nutzte dabei bewusst die Namensähnlichkeit zu Katyn, dem Ort, 
an dem 15.000 polnische Offiziere vom NKVD ermordet worden waren, um letz­
teren aus dem kollektiven Gedächtnis zu tilgen, vgl. Weber (2009), S. 245 f. 
137 Verantwortlich für das Massaker in Chatyn war das SS­Sonderbataillon Dirle­
wanger. 
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von der durch den sozialistischen Realismus geprägten sowjetischen Gedenk­
stättenarchitektur der Breznev­Zeit ab. Die drei Architekten von Chatyn 
(darunter auch der vielfach ausgezeichnete führende belarussische Gedenk­
stättenarchitekt Leonid Levin) hatten das Konzept maßgeblich auf der 
Grundlage von Uberlebenden­Berichten erarbeitet.138 
Zu den weiteren Besonderheiten der belarussi­
schen Gedenkstättenlandschaft zählt, dass in 
Minsk bereits im Jahr 1946 das in der Sowjet­
union vermutlich einzige Denkmal für die er­
mordeten Juden errichtet werden konnte: Mit 
einer russisch­hebräischen Inschrift versehen, 
erinnert der schwarze Obelisk bis heute an die 
ermordeten Juden des Minsker Ghettos. Das 
Denkmal ist einzigartig, da die Erinnerung an 
den Holocaust vom Sowjetstaat über Jahrzehnte 
vollständig unterdrückt worden war. 
Abb. p: Das bereits 1946errichtete Denkmalfür die 
ermordeten Juden des Minsker Ghettos 
(Foto: Tanja Penter). 
WKBBmBmfr^ 
Abb. 10: Jama — das von Leonid Levin und Else Pollack 2000 
gestaltete Denkmal für die ermordeten Juden des Minsker Ghettos 
(Foto: Tanja Penter). 
138 Sahm (2008a). 
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Abb. n: Die Gedenksteine zur Erinnerung 
an die im Minsker Ghetto ermordeten deutschen Juden aus Hamburg, 
Bremen und Düsseldorf (Foto: Tanja Penter). 
Seit der belarussischen Unabhängigkeit wurde eine langsame Öffnung der 
Gedenkstättenkultur für bis dahin vergessene Opfergruppen sichtbar. So 
konnten (ebenso wie in den anderen Nachfolgestaaten) zahlreiche Denkmä­
ler für Holocaust­Opfer (zumeist finanziert durch Israel oder ausländische 
jüdische Organisationen und Einzelpersonen) errichtet werden.139 Mehrere 
deutsche Großstädte hatten Gedenksteine für deportierte deutsche Juden, 
die im Minsker Ghetto ums Leben gekommen waren, auf dem ehemaligen 
Ghetto­Gelände errichtet. Diese Steine stehen räumlich getrennt von der 
(ebenfalls von Leonid Levin gestalteten) Jama, dem allgemeinen Denkmal 
für die ermordeten Juden des Minsker Ghettos in der ehemaligen Erschie­
ßungsgrube, so dass das Gedenken an deutsche und belarussische Juden in 
Minsk heute an getrennten Orten stattfindet. Kein Denkmal gibt es bisher 
in Maly Trostenec, dem ehemaligen Vernichtungslager bei Minsk, das (laut 
sowjetischen Angaben) mit über 200.000 überwiegend jüdischen Opfern zu 
den größten nationalsozialistischen Vernichtungslagern in Europa gehörte, 
in der westlichen Erinnerung an den Holocaust aber bis heute kaum präsent 
ist. Seit 2008 erfuhren die jüdischen NS­Opfer von Regierungsseite aller­
dings stärkere Aufmerksamkeit, so dass für die Vorbereitung der Veranstaltun­
gen zum 65. Jahrestag der Liquidierung des Minsker Ghettos im Oktober 
2008 sogar eine eigene Regierungskommission gebildet worden war. Damit 
versuchte der Präsident vermutlich dem von Israel (nach einigen ungeschick­
139 Mehrere dieser Denkmäler wurden von Leonid Levin konzipiert, der zugleich auch 
Vorsitzender des Verbandes jüdischer Gemeinden und Organisationen in Belarus 
ist. 
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ten Äußerungen seinerseits) erhobenen Verdacht des Antisemitismus ent­
gegenzuwirken. Schändungen belarussischer Rechtsradikaler an jüdischen 
Denkmälern in Belarus werden jedoch nach wie vor nur unzureichend ver­
folgt.1^ 
Von belarussischer staatlicher Seite erfahren heute vor allem Denkmäler 
für Kinderopfer verstärkte Aufmerksamkeit und Unterstützung. Im Jahr 
2007 wurde beispielsweise ein von Leonid Levin erbauter monumentaler 
Gedenkstättenkomplex in Krasnyj Bereg/Krasny Berah eröffnet. Er ist den 
etwa 3.000 Kinderopfern des dortigen Lagers, die von den Deutschen als 
Blutspender missbraucht wurden, gewidmet. Weitere Gedenkkomplexe für 
»Kriegskinder«, zum Beispiel in Mogilev/Mahiljou sind in der Planung. Hin­
gegen tut sich die belarussische Regierung bis heute schwer mit der Auf­
arbeitung der stalinistischen Verbrechen, so dass Gedenkstätten für die Op­
fer des Stalinismus in Belarus kaum zu finden sind. In Kurapaty, einem 
Waldstück bei Minsk, in dem der NKVD Tausende erschießen ließ, existiert 
bis heute kein staatliches Denkmal, nur einige von privaten Aktivisten er­
richtete Holzkreuze und Gedenktafeln.141 Kurapaty stellt heute auch ein 
Symbol der politischen Opposition dar, da die dort 1988 initiierten Ausgra­
bungen maßgeblich von führenden Aktivisten der belarussischen Volksfront 
vorangetrieben worden waren.142 Der amerikanische Präsident Clinton hatte 
1994 bei seinem kurzen Besuch in Belarus eine Granitbank in Kurapaty 
errichtet, um der stalinistischen Opfer zu gedenken. Unter der Lukasenka­
Regierung wurde Kurapaty wieder vollständig aus der staatlichen Erinne­
rungskultur verbannt. Das ungebrochen positive Verhältnis des Präsidenten 
zu Stalin kommt beispielsweise darin zum Ausdruck, dass er im Jahr 2005 
eine große Gedenkstätte an einer Befestigungsanlage der sogenannten »Sta­
lin­Linie« eröffnete, die neben einer imposanten Waffenschau auch ein mit 
Blumenkränzen geschmücktes Stalin­Denkmal zeigt. Unter Lukasenka wur­
den zudem mehrere Denkmäler für Dzerzynskij, den Begründer der sowje­
tischen Geheimpolizei, neu errichtet, während sie andernorts in der ehe­
maligen Sowjetunion fast überall demontiert wurden. 
Insgesamt ergibt sich somit ein sehr widersprüchliches Bild der Erinne­
rungskulturen in Belarus: Nach wie vor dominiert eine an der sowjetischen 
(in Teilen sogar stalinistischen) Tradition orientierte staatliche Erinnerungs­
kultur an den Krieg. Zugleich existieren aber Gegenerinnerungen143 gesell­
schaftlicher Gruppen, die über Kunst, Literatur und Denkmäler zunehmend 
140 Sahm (2008b). 
141 Dazu ausführlich Temper (2008). 
142 Eine mehrere Tausend Menschen umfassende friedliche Demonstration war dort 
1988 von der Miliz gewaltsam niedergeschlagen worden, vgl. Marples (1994). 
143 Vgl. zum Begriff der Gegenerinnerung Altrichter (2006); sowie Sapper/Weichsel 
(2008). 
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auch im öffentlichen Raum repräsentiert werden. Neben der Lukasenka­
Regierung gibt es neue Akteure, die auf dem Feld der Geschichtspolitik aktiv 
werden, darunter vor allem gesellschaftliche Verbände und verschiedene in­
ternationale Akteure. Auch die Stiftung EVZ und die belarussische Stiftung 
zählen zu diesen neuen Akteuren. 
Das starke Engagement internationaler Akteure in der belarussischen 
Geschichts­ und Denkmalpolitik ließe sich überspitzt formuliert auch so 
deuten, dass Belarus als eine Art »Erinnerungskolonie« für die geschichts­
politischen Missionierungsbestrebungen der westlichen Welt, insbesondere 
Deutschlands, fungiert. Zuweilen verlieren die beteiligten Akteure dabei aus 
dem Blick, dass dieses wohlgemeinte Engagement manchmal soziale Kon­
flikte in der belarussischen Gesellschaft schürt. Insbesondere die Hervor­
hebung der Singularität des Holocaust, die fester Bestandteil der westeuro­
päischen Erinnerungskultur ist, stößt in den postsowjetischen Gesellschaften 
häufig auf Ablehnung. Dies erklärt sich zum Teil aus der jahrzehntelangen 
Unterdrückung der jüdischen Erinnerung an den Holocaust in der Sowjet­
union sowie aus bis heute existierenden antisemitischen Tendenzen in den 
postsowjetischen Gesellschaften, die beispielsweise auch regelmäßig in 
Schändungen von jüdischen Gedenkstätten zum Ausdruck kommen. Zu­
dem war in den besetzten sowjetischen Gebieten die Zahl der nicht­jüdi­
schen Opfer von Massenverbrechen (unter der Zivilbevölkerung oder den 
sowjetischen Kriegsgefangenen) außerordentlich hoch. Eine stärker integrie­
rende Perspektive auf die verschiedenen Verbrechen und Opfergruppen des 
Zweiten Weltkriegs (und des Stalinismus) in Belarus (auch in der Denkmal­
kultur) ­ so der Eindruck aus zahlreichen Interviews mit verschiedenen 
Opfervertretern ­ käme dem Empfinden vieler Uberlebender und der ge­
sellschaftlichen Erfahrung vermutlich näher. Nicht zuletzt verdeutlicht das 
belarussische Beispiel die für alle Nachfolgestaaten der Sowjetunion fest­
stellbare enge Wechselbeziehung zwischen Geschichtspolitik, Erinnerungs­
kulturen und Nationsbildungsprozessen; sie setzten in Belarus im Vergleich 
zur Ukraine oder Russland erst mit großer Verzögerung ein.144 
144 Die Forschung spricht aufgrund der fehlenden Integration von Staat und Nation 
im belarussischen Fall von einer »verhinderten« bzw. »verspäteten« Nation, vgl. un­
ter anderem die Einführung von Beyrau/Lindner (2001), S. 11­22. 
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Die Rolle der belarussischen Opferverbände: Opferkonkurrenzen 
und zivilgesellschaftliche Ansätze unter der Diktatur? 
Das Verhältnis zwischen gesellschaftlichen Organisationen und Staat ist in 
Belarus bis heute schwierig, obwohl es seit Anfang der 1990er Jahre zur 
Gründung einer Vielzahl von Organisationen und Verbänden in Belarus ge­
kommen ist, die vor allem im sozialen und ökologischen Bereich tätig sind 
und sich vielfach durch Unterstützung aus dem Ausland finanzieren. Einige 
dieser Organisationen gingen bereits in der Endphase der Sowjetunion aus 
der internationalen Tschernobyl­Hilfe hervor. Die Möglichkeit der zivilge­
sellschaftlichen Selbstorganisation zählte in den postsowjetischen Staaten zu 
den zentralen Erfahrungen während der Transformationsprozesse nach dem 
Ende der Sowjetunion. Trotz der schwierigen politischen Umstände konnte 
die belarussische Zivilgesellschaft daher eine auch im Vergleich zu Russland 
und der Ukraine überraschende Stärke entwickeln. Diese neuen zivilgesell­
schaftlichen Ansätze stehen im Gegensatz zu konkurrierenden Konzepten 
der Lukasenka­Regierung, die Gesellschaft nach wie vor als »staatliche Ver­
anstaltung« versteht und am allumfassenden Steuerungs­ und Kontrollan­
spruch des Staates festhält.145 Die enge (oft auch personelle) Verflechtung 
zwischen dem gesellschaftlichen und dem staatlichen Sektor scheint für 
Belarus bis heute symptomatisch zu sein. 
Im Oktober 1994 war in Belarus ein Gesetz »über die gesellschaftlichen 
Vereinigungen« verabschiedet worden, das unter der Lukasenka­Herrschaft 
mehrfach Modifizierungen erfuhr.146 Demnach besitzen alle Bürger der Re­
publik Belarus das Recht, auf eigene Initiative gesellschaftliche Organisatio­
nen zu gründen oder in diese einzutreten. Das Gesetz regelte aber zugleich 
auch die obligatorische Registrierung aller gesellschaftlichen Organisationen 
beim belarussischen Justizministerium. Dazu mussten neben der Satzung 
auch Namenslisten der Gründungsmitglieder und der Funktionsträger in 
den gewählten Organen der Organisation vorgelegt werden. Zudem musste 
jährlich über die Mitgliederzahl, die Organisationsstruktur und die durch­
geführten Aktivitäten Bericht erstattet werden. Es lag also im Interesse der 
145 Vgl. dazu ausführlich Sahm (2004), S. 96­110. 
146 Vgl. Gesetz der Republik Belarus vom 4.10.1994 N 3254­XII (in der Redaktion vom 
8.5.2007 N 221­3). Dieses Gesetz unterscheidet zwischen gesellschaftlichen Orga­
nisationen als »freiwillige Vereinigungen von Bürgern, die sich gemäß der gesetz­
lichen Vorgaben auf der Grundlage gemeinsamer Interessen zur gemeinsamen 
Realisierung ihrer bürgerlichen, sozialen, kulturellen und anderen Rechte zusam­
menschließen«, im Unterschied zu politischen Parteien, Gewerkschaften, Religions­
gemeinschaften, staatlich­gesellschaftlichen Vereinigungen, Organen der territoria­
len gesellschaftlichen Selbstverwaltung und anderen, für die eigenständige Gesetze 
vorliegen. 
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Lukasenka­Regierung, das Feld gesellschaftlicher Organisationen so weit wie 
möglich zu kontrollieren. In den letzten Jahren waren gesellschaftliche Or­
ganisationen zunehmend staatlichen Repressionen ausgesetzt, bis hin zu 
Verhaftungen von Mitgliedern durch die Sicherheitskräfte. Zudem wurden 
finanzielle Leistungen aus dem Ausland an belarussische NGOs vom Staat 
verstärkt kontrolliert. Generell lässt sich beobachten, dass die Regierung zu­
nehmend versuchte, gesellschaftliche Organisationen durch staatlich organi­
sierte »NGOs« zu ersetzen, die quasi eine »simulierte Zivilgesellschaft« dar­
stellten. Als staatliche Dachorganisation, die die Tätigkeit gesellschaftlicher 
Vereinigungen koordinieren sollte, wurde der Republikanische Koordinie­
rungssowjet zur Leitung politischer Parteien und gesellschaftlicher Vereini­
gungen ins Leben gerufen.147 
Der rechtliche Status als »gesellschaftliche Organisation« bietet einige 
praktische Vorteile: Er ist ein durchaus attraktives Aushängeschild, mit dem 
sich einerseits bei internationalen Geldgebern erfolgreicher Spenden ein­
werben lassen und der andererseits auch eine gewisse wirtschaftliche Tätig­
keit ermöglicht, die staatlichen Organisationen versagt ist. So erklärt sich 
vermutlich, dass leitende Mitarbeiter der belarussischen Stiftung 1996 eine 
Wohltätigkeitsorganisation mit dem Namen Belarussische Verständigungs­
stiftung gründeten und beim Justizministerium als »gesellschaftliche Orga­
nisation« registrieren ließen. Die Hauptaufgabe dieser Organisation bestand 
in Hilfsleistungen an NS­Opfer, Denkmalpflege und dem Vorantreiben der 
belarussisch­deutschen Verständigung.148 Ihre Tätigkeit sollte vor allem 
durch Spenden aus dem In­ und Ausland finanziert werden. Aber auch Ein­
nahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit waren laut Satzung vorgesehen. Leiter 
dieser Wohltätigkeitsstiftung war Konstantin Prochorenko (t), der Stellver­
treter von Valentin Gerasimov in der belarussischen Stiftung, der wiederum 
selbst als Vorsitzender des Kontrollrats der Organisation fungierte. Die Wohl­
tätigkeitsorganisation stand also in Personalunion mit der belarussischen 
Stiftung. Nach Abschluss des EVZ­Auszahlungsprogramms wurde diese Idee 
der Ausgliederung einer scheinbaren N G O von Gerasimov dann erneut auf­
gegriffen, und unter der Leitung von Prochorenko wurde 2007 eine »gesell­
schaftliche Organisation« ins Leben gerufen, die sich um Nachfolgeförder­
programme der Stiftung EVZ bewerben sollte, dabei nun aber keine 
Monopolstellung mehr besaß, sondern mit anderen NGOs konkurrierte. 
Die Akteure der belarussischen Stiftung waren im Sinne ihrer institutio­
nellen und möglicherweise auch persönlichen Eigeninteressen also bestrebt, 
147 Leppert (2008), S. 101­104. 
148 Vgl. Satzung der »Belarussischen Verständigungsstiftung« vom 25.7.1996. 1999 
wurde die Wohltätigkeitsorganisation umbenannt in Republikanische Wohltätig­
keitsstiftung >Verständigung< zur Hilfe für Kriegsopfer. 
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mögliche Nachteile des Rechtsstatus als staatliche Organisation (insbeson­
dere den damit einhergehenden Imageschaden im Ausland) durch Schein­
gründungen »gesellschaftlicher Organisationen« und damit Ausgliederun­
gen der Wohltätigkeitsaktivitäten in die nicht­staatliche Sphäre auszugleichen. 
Dies verdeutlicht erneut, dass die belarussische Stiftung sich mit ihrer Politik 
und ihrem Selbstverständnis manchmal in einer Art Grauzone zwischen 
einer staatlichen Organisation und einer N G O bewegte und, wenn erfor­
derlich, auch gern einmal die Rollen wechselte. Diese Haltung bestimmte 
auch ihr Verhältnis zu den Opferverbänden. 
Für die Opferverbände stellte die belarussische Stiftung zugleich (für 
einige) ein Repräsentations­ wie auch in gewisser Weise ein Kontrollorgan 
dar. Wie eingangs ausgeführt, war die Stiftung bereits früh bestrebt, sich 
durch die Aufnahme einzelner prominenter Opfervertreter in die Stiftungs­
gremien nach außen den Anschein einer Opferorganisation zu geben. Zu­
dem unterstützte sie einige der Opferverbände bereits seit den 1990er Jahren 
mit regelmäßigen Geldzahlungen. Im Gegenzug wurden die Opferverbände 
von der Stiftung seit den 1990er Jahren regelmäßig dazu aufgefordert, Infor­
mationen zu ihren Satzungen, Mitgliederzahlen und Organisationsstruktu­
ren bekannt zu geben. Das Verweigern dieser Informationen und Doku­
mente wurde von der Stiftung als generelle »Absage an die Zusammenarbeit« 
gewertet.149 Im Jahr 2002 gründete die belarussische Stiftung sogar inner­
halb ihrer Struktur einen sogenannten Koordinationsrat der gesellschaft­
lichen Vereinigungen der Opfer des Nazismus der Republik Belarus und 
reproduzierte damit die bestehende staatliche Politik gegenüber gesellschaft­
lichen Organisationen auf die Opferverbandsszene. Dennoch blieb der 
Rücklauf an Informationen von den Opferverbänden unzureichend, wie die 
belarussische Stiftung 2003 in einem Bericht konstatieren musste. Es waren 
vor allem die hauptstädtischen Verbände in Minsk, die die Zusammenarbeit 
mit der belarussischen Stiftung (und eine entsprechende finanzielle Unter­
stützung) suchten. Aus den Regionen blieb der Rücklauf hingegen gering, 
was auch auf allgemein schwächere Organisationsstrukturen zurückzufüh­
ren sein mag. 
Zu den Opferverbänden, die (in den Jahren 2004 bis 2007) eine jährliche 
Unterstützung150 durch die Stiftung erfuhren, zählten vor allem die in Minsk 
zentrierten, gesamtbelarussischen Organisationen der »minderjährigen Häft­
linge«, der »Ostarbeiter«, der »Häftlinge des Faschismus«, der »ehemaligen 
149 Vgl. zum Beispiel das Schreiben von Gerasimov an die Leiter der republikanischen 
Opferverbände vom 28.11.2002. 
150 In den Jahren 2004 und 2005 betrug diese Unterstützung jeweils zwischen 3.000 
und 5.000 Euro pro Opferverband. In den folgenden Jahren reduzierten sich die 
Beträge dann deutlich, vgl. Aufstellung über Zuwendungen an gesellschaftliche 
Organisationen in den Vorstandsakten der Stiftung, AbSt. 
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KZ­Häftlinge und Veteranen des antifaschistischen Widerstandes«, der 
»ehemaligen jüdischen KZ­ und Ghetto­Häftlinge«, der »internationalen 
Vereinigung von Holocaust­Opfern« und der »Roma­Assoziation«.151 Darü­
ber hinaus förderte die Stiftung die Gebietsverbände der »minderjährigen 
Häftlinge« in allen sechs belarussischen Regionen. Die »minderjährigen 
Häftlinge«, die auch im Kontrollrat der Stiftung vertreten waren, hatten in 
den 1990er Jahren die stärkste Förderung durch die belarussische Stiftung 
erfahren. 1998 hatte der Verband beispielsweise über zwei Drittel der Ge­
samtsumme, die die belarussische Stiftung (aus Zinseinkünften) für die Op­
ferverbände bereitstellte, erhalten.152 Mit der zunehmenden Gründung neuer 
Opferverbände seit Ende der 1990er Jahre verschob sich dieses Verteilungs­
verhältnis etwas, so dass die Minderjährigen (einschließlich der regionalen 
Verbände) von 2004 bis 2006 nur noch etwa die Hälfte der Gelder be­
kamen.153 
Die Stiftung forderte von den Opferverbänden, die sie durch finanzielle 
Hilfen unterstützte, regelmäßig auch Nachweise über die Mittelverwen­
dung. Laut einer Analyse für das Jahr 2002 verwandten die Opferverbände 
die Geldmittel in erster Linie für materielle Hilfen an ihre Mitglieder, für 
Zusammenkünfte und Feiern, für Zeitschriften­Abonnements der Mitglie­
der oder für den Kauf von Souvenirs und Geschenken. Im Sinne der bela­
russischen Stiftung entsprach dies allerdings nicht der gewünschten »ratio­
nalen Geldverwendung«.154 
Seit den 1990er Jahren waren in den postsowjetischen Staaten zahlreiche 
neue Opferverbände gegründet worden, die zunehmend auch untereinan­
der konkurrierten. Eine belarussische Verbandsvorsitzende resümierte Mitte 
der 1990er Jahre: »Sie [die Opferverbände, T.P.] werden mehr und mehr, 
und unter ihnen findet ein Kampf um die Geldbörse und um Einflusssphä­
ren statt, bei dem jeder sich selbst der nächste ist.«155 
In den Satzungen der Opferverbände kamen das unterschiedliche Selbst­
verständnis der verschiedenen Opfergruppen, verschiedene In­ und Exklu­
151 Entsprechende Zuwendungsaufstellungen finden sich in den Vorstandsakten der 
belarussischen Stiftung, AbSt. Die Bezeichnungen der Verbände spiegeln sehr un­
terschiedliche Organisationsprinzipien und Gruppenbildungen innerhalb der NS­
Opfer wider, die sich zum Teil überlagerten. 
152 Schreiben von Gerasimov an die Verbandsvorsitzende Lyc vom 15.12.1998, AbSt 
(gesellschaftliche Organisationen). 
153 Aufstellungen der belarussischen Stiftung über die Zuteilungen an die Opferver­
bände in den Vorstandsakten der Stiftung, AbSt. 
154 Vgl. Begründung für die Entscheidung des Vorstandes der belarussischen Stiftung, 
die Opferverbände 2003 zunächst nicht weiter durch Mittel aus den Zinseinkünf­
ten der Stiftung zu fördern. 
155 Brief von Olga Nechaj, der Verbandsvorsitzenden von Les, an die belarussische 
Stiftung vom 8.2.1996, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
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sionsmechanismen und auch die bestehenden Opfer-Konkurrenzen zum 
Ausdruck. Vor allem zwei Trennlinien dominierten hier, einerseits zwischen 
Juden und Nicht-Juden und andererseits zwischen minderjährigen und er­
wachsenen Opfern. 
Das Verhältnis zwischen jüdischen und nicht­jüdischen Opfern war zu­
weilen durchaus angespannt, wie Lothar Evers vom Bundesverband Infor­
mation und Beratung für NS­Verfolgte auf einer Besuchsreise nach Minsk 
im November 2000 feststellte. In seinem Reisebericht vermerkte er: 
»Diese resignative Grundstimmung ­ vermischt mit Neid auf die jüdi­
schen Verfolgten ­ ergibt einen flächendeckenden Antisemitismus, selbst 
bei denjenigen Opfern, die in den Konzentrationslagern gelitten haben. 
Dieser Antisemitismus kleidet sich in unterschiedliche Stereotype, u.a 
den, dass man nie hat verstehen können, wie die Juden sich so kampflos 
in ihr Schicksal ergeben hätten.«156 
Als erste jüdische Opferorganisation wurde bereits am 22. September 1991 
die Belarussische gesellschaftliche Vereinigung ehemaliger jüdischer Häft­
linge von Ghettos und nazistischen Konzentrationslagern gegründet.157 Die 
Vereinigung verstand sich als Organisation ehemaliger jüdischer Ghetto­
und KZ­Häftlinge sowie ihrer (volljährigen) Familienangehörigen. Zu ihren 
Aufgaben erklärte sie die Pflege des Gedenkens an die in Belarus umgebrach­
ten Juden sowie die Bereitstellung von Hilfeleistungen an jüdische NS­Op­
fer und ihre Familien.158 Beim ersten Auszahlungsprogramm hatte sich der 
Verband massiv und mit Erfolg dafür eingesetzt, dass die wenigen belarussi­
schen Ghetto­Überlebenden den gleichen Auszahlungsbetrag erhielten wie 
die KZ­Häftlinge.15? 
Wenig später wurde ein weiterer jüdischer Opferverband, die Minsker 
gesellschaftliche Wohltätigkeitsorganisation Hilf gegründet. Diese Vereini­
gung nahm neben Ghetto­ und KZ­Überlebenden und ihren Familienange­
hörigen nun auch Juden auf, die im besetzten Gebiet (zumeist im Versteck) 
überlebt hatten. Die Hilfsleistungen dieser Organisation bezogen sich laut 
ihrer Satzung nicht nur auf jüdische, sondern auf alle Gruppen von NS­Op­
156 Bericht von Lothar Evers über seine Reise nach Belarus vom 17.­20.11.2000, EVZ 
501.10 (2000). 
157 Die Vereinigung wurde am 22.1.1992 durch das belarussische Justizministerium 
registriert. 
158 Satzung der Vereinigung vom 19.4.2002, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
159 So wurde es auch in den Nachbarstaaten Ukraine, Russland und Polen praktiziert, 
vgl. den Schriftwechsel des Verbandes mit der belarussischen Stiftung seit Mitte der 
1990er Jahre, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
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fern sowie auf Personen, die den Status »Gerechter unter den Völkern« er­
halten hatten.160 
Als überwiegend nicht­jüdische Organisation für ehemalige KZ­Uberle­
bende wurde 1997 zudem die Belarussische Assoziation ehemaliger Häftlinge 
germanischer Konzentrationslager und Teilnehmer des antifaschistischen 
Widerstandes in den Jahren des Großen Vaterländischen Kriegs gegründet. 
Wie der Name bereits verdeutlicht, basierte dieser Opferverband noch auf 
dem alten sowjetischen Verständnis des »Häftlings« und verstand sich als 
elitäre Organisation einiger weniger politischer KZ­Häftlinge, die im Wi­
derstand aktiv waren. Es wurden nur Mitglieder aufgenommen, die beide 
Tatbestände mithilfe von Archivdokumenten lückenlos nachweisen konn­
ten.161 Damit wurde der Kreis der Mitglieder zudem auf die Häftlinge der 
bereits von deutscher Seite anerkannten Konzentrationslager beschränkt, 
was ebenfalls der Intention der Gründungsmitglieder entsprach.102 
Auf der Grundlage eines aus dem Westen importierten neuen Opferver­
ständnisses wurde 2002 die Internationale gesellschaftliche Vereinigung der 
Holocaust­Opfer gegründet, die offen für ehemalige Holocaust­Opfer aus 
Belarus, Israel und anderen Staaten war. Unter Holocaust­Opfern wurden 
dabei sowohl ehemalige Häftlinge aus Ghettos, KZs und Gefängnissen ver­
standen als auch Personen, die sich im besetzten Gebiet versteckt gehalten 
hatten oder die gewaltsam nach Deutschland oder in andere Staaten ver­
schleppt worden waren. Auch »Gerechte unter den Völkern« konnten Mit­
glied werden. Zu den Aufgaben des Verbandes zählten unter anderem expli­
zit auch die Unterstützung bei der Suche nach Dokumenten und Nachweisen 
für das Verfolgungsschicksal sowie die Weiterentwicklung der internatio­
nalen Zusammenarbeit.163 
Es gab jedoch auch Beispiele für gemischte Verbände aus jüdischen und 
nicht­jüdischen Opfern: So nahm der 2002 gegründete Minsker Rayon­
verband ehemaliger Häftlinge faschistischer Konzentrationslager neben ehe­
maligen Häftlingen aus Ghettos, KZs und Gefängnissen auch minderjäh­
rige Häftlinge anderer Haftstätten auf, sofern sie im Gebiet Minsk ansässig 
waren. In diesem Verband kamen somit die beiden alten, noch in der ausge­
henden Sowjetunion anerkannten Opfergruppen zusammen, während man 
sich gegen die neu hinzugekommenen Gruppen offenbar abgrenzen wollte. 
Zu seinen Aufgaben zählte der Verband neben einer Verbesserung der 
160 Satzung der Vereinigung vom 24.4.1999, AbSt (gesellschaftliche Organisat ionen) . 
161 Satzung der Vereinigung vom 17.2.1999, AbSt (gesellschaftliche Organisat ionen) . 
162 Protokoll der Gründungsversammlung des Verbandes am 5.8.1997, AbSt (gesell­
schaftliche Organisat ionen). 
163 Satzung der Vereinigung vom 31.7.2002, AbSt (gesellschaftliche Organisat ionen). 
Der Begriff des Holocaust war erst nach dem Ende der Sowjetunion erstmals in den 
russischen Sprachgebrauch eingegangen. 
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Lebensbedingungen der Mitglieder auch die Erweiterung des Dialogs mit 
den Kriegsveteranen.164 
Eine weitere Kluft zwischen den NS-Opfern verlief entlang der Genera­
tionengrenze zwischen Kindern und Erwachsenen. Diese Form der Opfer­
konkurrenz, die ein Erbe der sowjetischen Geschichtspolitik und offiziellen 
Erinnerungskultur darstellte, war spezifisch für die Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion. Die sogenannten minderjährigen Häftlinge stellten sowohl in 
Belarus als auch in der Ukraine und Russland den größten Opferverband. 
Sie konnten zudem auf die ältesten Erfahrungen der Selbstorganisation seit 
der ausgehenden Sowjetunion zurückblicken und besaßen die jüngsten und 
aktivsten Mitglieder. Die Belarussische Assoziation ehemaliger minderjähri­
ger Häftlinge des Faschismus war im August 1992 gegründet worden. Die 
Organisation vereinigte in Belarus während des Auszahlungsprogramms der 
Stiftung EVZ über 40.000 ehemalige minderjährige Häftlinge und besaß 
Gebietsverbände in allen belarussischen Regionen. Seit 1992 war der belarus­
sische Verband zudem Mitglied in der Internationalen Union ehemaliger 
minderjähriger Häftlinge des Faschismus, dem die GUS­Staaten und die 
baltischen Staaten angehörten. Dieser internationale Verband gab seit 1993 
in Ulan­Ude/Russland die Zeitung Sud'ba heraus, die lange Zeit das einzige 
regelmäßig erscheinende Publikationsorgan ehemaliger Zwangsarbeiter in 
den postsowjetischen Staaten darstellte. 
Dem Verband der Minderjährigen war es nach Ansicht von Kritikern so­
wohl in Belarus als auch in der Ukraine und in Russland gelungen, die 
Gründung und Arbeit der Entschädigungsstiftungen und das erste Auszah­
lungsprogramm maßgeblich zu beeinflussen und zu dominieren, auf Kosten 
anderer Opfergruppen, denen dies weniger gut gelang.105 Obwohl der Ver­
band der Minderjährigen laut seiner geänderten Satzung von 1999 auch 
offen für ehemalige erwachsene Häftlinge war und diese unabhängig von 
ihrem Alter, ihrer Nationalität oder Glaubenszugehörigkeit in seine Reihen 
aufnahm (sofern sie ihr Verfolgungsschicksal mithilfe von Dokumenten 
nachweisen konnten166), trat der Verband de facto vor allem für die Rechte 
der minderjährigen Opfer ein. Zu seinen Aufgaben zählte die Realisierung 
der bürgerlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte der 
164 Satzung der Vereinigung vom 21.6.2002, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
165 Poljan (2002), S. 663-666. 
166 Auch in anderen Verbänden war der Nachweis des Verfolgungsschicksals entschei­
dend für die Aufnahme von Mitgliedern. Die 1999 gegründete »Belarussische ge­
sellschaftliche Vereinigung der Ostarbeiter« nahm laut ihrer Satzung nur ehemalige 
»Ostarbeiter« (und deren Kinder) auf, die ihr Verfolgungsschicksal mit Archiv­
dokumenten nachweisen konnten. Als Emblem nutzte der Verband das alte Ost­
Abzeichen der Nationalsozialisten, vgl. Satzung der Vereinigung vom Mai 1999, 
AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
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ehemaligen Häftlinge, darunter explizit auch der »Erhalt einer gerechten 
Entschädigung für den erlittenen physischen und moralischen Schaden«.107 
Daneben gab es noch weitere Verbände, die ausschließlich ehemalige Kin­
deropfer aufnahmen, wie beispielweise die Vereinigung Kinder des Kriegs, 
die Vereinigung der Kriegswaisen oder auch der Ozarici­Opferverband.168 
Als Konkurrenzorganisation, die explizit die Interessen ehemaliger er­
wachsener NS­Opfer vertrat, wurde im April 1994 die Belarussische gesell­
schaftliche Vereinigung ehemaliger Häftlinge des Faschismus Les gegründet, 
die sich nach altersunabhängigen Prinzipien organisierte und keine Unter­
scheidung zwischen minderjährigen und erwachsenen Opfern vornahm. Sie 
bildete ein Sammelbecken für alle Opfergruppen, die bisher von staatlichen 
Privilegien ausgeschlossen waren, und nahm neben zivilen Häftlingen auch 
ehemalige Kriegsgefangene auf. Zu den Aufgaben der Vereinigung zählte 
unter anderem die Unterstützung bei der medizinischen Versorgung.109 Der 
Opferverband Les besaß deutlich weniger Mitglieder als der Verband der 
minderjährigen Häftlinge: 1999 gab der Verband gegenüber der Stiftung 
eine Mitgliederzahl von 1.365 an, davon 273 aus der Hauptstadt Minsk. In 
den folgenden Jahren nahm die Zahl durch Todesfälle stetig ab, sodass Les 
im Jahr 2002 nur noch etwa 1.000 Mitglieder zählte.170 
Die ehemalige KZ­Uberlebende und Anglistik­Professorin Olga Nechaj, 
die dem Verband Les vorstand, griff die Problematik der minderjährigen 
und erwachsenen NS­Opfer Mitte der 1990er Jahre erstmals auf. In einem 
Brief an die belarussische Stiftung vom Februar 1996 kreidete sie an, dass die 
minderjährigen Häftlinge das Auszahlungsprogramm durch ihre Lobby­
arbeit massiv beeinflusst hatten und daher im Ergebnis die minderjährigen 
Opfer eine deutlich höhere Entschädigungsleistung erhalten hatten als die 
Erwachsenen. Sie beklagte eine »politische, soziale und wirtschaftliche Dis­
kriminierung«. Die politische Diskriminierung bezog sie auf die Nichtaner­
kennung der erwachsenen Häftlinge als Patrioten in ihrer Heimat und den 
fortbestehenden Verdacht der Kollaboration; die soziale Diskriminierung 
auf die Ungleichbehandlung zwischen der jüngeren und älteren Generation 
der NS­Opfer und die wirtschaftliche Diskriminierung auf die einseitige 
167 Satzung des Verbandes vom 10.6.1999, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
168 Satzung der »gesellschaftlichen Vereinigung der Kinder des Kriegs in der Stadt Go­
mel« vom 27.4.1999 sowie Satzung der »Gesellschaftlichen Vereinigung zur Ertei­
lung sozialer Hilfe an ehemalige minderjährige Häftlinge des Konzentrationslagers 
Ozarici« vom 6.2.2007, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
169 Satzung der Vereinigung vom Mai 1999, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
170 Schreiben des Verbandes an die belarussische Stiftung vom 10.1.1999 und vom 
5.12.2002, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
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Gewährung von staatlichen Privilegien allein nach dem Kriterium des 
Alters.1?1 
Die Assoziation der ehemaligen minderjährigen Häftlinge des Faschismus 
antwortete auf die Anschuldigungen mit einer Gegendarstellung, in der sie 
auf das angeblich erheblich größere Leiden der Minderjährigen verwies. 
Darin argumentierte die Verbandsvorsitzende Nina Lyc unter anderem, dass 
der kindliche Organismus im Gegensatz zum erwachsenen beträchtliche 
genetische und physische Schäden davongetragen habe, die Einfluss auf sein 
gesamtes weiteres Schicksal gehabt hätten. Zudem hätten die Kinder man­
gels Bildungsmöglichkeiten in den Kriegsjahren später viel größere Probleme 
gehabt, beruflich Fuß zu fassen.172 
Olga Nechaj veröffentlichte mehrere Presseartikel, in denen sie immer 
wieder auf die fehlende gesetzliche Gleichstellung der erwachsenen Häft­
linge in Belarus hinwies. Darin schrieb sie beispielsweise noch im Jahr 2007: 
»In keinem anderen in den Jahren des Zweiten Weltkriegs von den Deut­
schen besetzten Land fand eine derartige absurde Trennung der Sklaven des 
Reichs nach dem Alter statt.«173 Bis heute hat in Belarus jedoch weder eine 
gesetzliche Anerkennung der erwachsenen Zwangsarbeiter (mit Ausnahme 
der KZ­ und Ghetto­Häftlinge) noch der sowjetischen Kriegsgefangenen 
stattgefunden. Eine gewisse öffentliche Aufmerksamkeit und einen Einfluss 
auf die belarussische Stiftung erlangte der Verband Les vor allem dank seiner 
aktiven Vorsitzenden Olga Nechaj, die zeitweilig dem Kontrollrat der Stif­
tung angehörte. 
Opferverbände gründeten sich sowohl auf republikanischer als auch auf 
regionaler und lokaler Ebene. Nur einige wenige Verbände besaßen darüber 
hinaus internationale Verbände. Auf der Gebiets­ oder Rayonebene waren 
die Trennlinien zwischen den verschiedenen, zum Teil konkurrierenden Op­
fergruppen oft weit weniger scharf als bei den nationalen Verbänden. Hier 
kam es nicht selten zur Gründung übergreifender Opferverbände für alle 
Gruppen von NS­Opfern. Beispielsweise vereinigte der 1995 gegründete 
Minsker Verband Dolja alle ehemaligen Häftlinge des Faschismus, unab­
hängig von Alter, Nationalität oder Religion, die im Partizanskij Rayon der 
Stadt wohnten.174 
171 Brief von Olga Nechaj, der Verbandsvorsitzenden von Les, an die belarussische 
Stiftung vom 8.2.1996, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
172 Brief von Nina Lyc an die belarussische Stiftung vom Februar 1996, AbSt (gesell­
schaftliche Organisationen). Als Nachweis für die besonderen bleibenden körper­
lichen Schäden der Kinder zog der Verband übrigens auch medizinische Unter­
suchungen heran, die sich auf minderjährige Überlebende des Hungers unter der 
Leningrader Blockade bezogen. 
173 »Pokolenie, kotorogo ne stalo«, in: Narodnaja Volja, 22.6.2007, S. 4. 
174 Satzung der Vereinigung vom 22.4.1999, AbSt (gesellschaftliche Organisationen). 
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Die zahlreichen Verbandsgründungen waren Ausdruck der neuen mul­
tiplen Opferidentitäten, die zuweilen in Konkurrenz zueinander standen, 
häufig aber auch problemlos nebeneinander existierten, so dass Mehrfach­
mitgliedschaften in Opferverbänden keine Seltenheit waren. Die Opferver­
bandsgründungen sind nicht zuletzt aber auch Ausdruck einer wachsenden 
Selbstorganisation der Gesellschaft der Alten, die auch aus den Erfahrungen 
mit den Entschädigungsprogrammen resultierte. Die Antragsteller hatten 
während des Auszahlungsprozesses erfahren, dass die Prinzipien der Auszah­
lungsprogramme in gewisser Weise einem Aushandlungsprozess unterlagen, 
den sie aktiv mitgestalten konnten. Im Verlauf der Auszahlungsprogramme 
wurden zum Beispiel Kenntnisse über weitere Opfergruppen (zum Beispiel 
Häftlinge »anderer Haftstätten«) erstmals öffentlich, die dann mithilfe der 
Öffnungsklausein nachträglich in das Gesetz aufgenommen wurden. In 
einigen Fällen wurden Opfergruppen, die zunächst einen Ablehnungsbe­
scheid erhalten hatten, nachträglich doch noch entschädigt. Die Antrag­
steller erfuhren, dass es Sinn machte, starke Verbände zu organisieren und 
öffentlich für ihre Forderungen einzutreten. Dies scheint bedeutsam in Hin­
blick auf die Frage nach dem möglichen Demokratie­Import über die Ent­
schädigungsprogramme. Erfolgreich waren die neuen Opfergruppen aller­
dings vor allem dann, wenn sie auf die Unterstützung der Regierung bauen 
konnten, wie im Fall der überlebenden Kinder von Ozarici ­ dies traf jedoch 
nicht auf alle Opfergruppen gleichermaßen zu. 
Die Entschädigung der Roma 
Die Roma stellten einen Sonderfall in der Gruppe der entschädigten NS­
Opfer dar. Sie gehörten in nahezu allen Staaten zu den Verlierern der Ent­
schädigungsprogramme. Aufgrund bestehender kultureller Barrieren, Kom­
munikationsprobleme und manchmal auch offener Diskriminierungen 
konnte vermutlich auch beim EVZ­Programm nur ein kleiner Teil der 
potentiell entschädigungsberechtigten Roma tatsächlich eine Auszahlung er­
halten.175 In Belarus wurde die Entschädigung der Roma dank der Unter­
stützung der zentralen Romaverbände jedoch vergleichsweise erfolgreich 
umgesetzt. 
Die Roma konnten nur im Rahmen einer Öffnungsklausel für »Juden, 
Sinti und Roma, die sich auf besetztem Gebiet versteckt hielten«, entschä­
digt werden. Von den über 2.300 Entschädigten dieser Kategorie in Belarus 
waren etwa 1.000 Roma. Insgesamt lebten in Belarus nach Angaben des 
175 Vgl. zum Problemfall der Roma auch ausführlich den Beitrag von Paul Erker in 
Band 2. 
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belarussischen Romaverbandes etwa 60.000 Roma - offizielle Statistiken 
führten jedoch nur etwa 25.000 Roma an, was auf die verbreitete Praxis zu­
rückzuführen war, dass Roma in der Sowjetzeit (ebenso wie einige Juden) 
andere, weniger diskriminierte Nationalitäten gewählt hatten. Die belarussi­
sche Stiftung hatte sich von Beginn an um eine Zusammenarbeit mit den 
Romaverbänden bemüht und diese auch bereits im Zusammenhang mit 
Zahlungen an Roma aus dem Schweizer Bankenfonds erfolgreich umge­
setzt. Gerasimov genoss daher bei den Vorsitzenden der Romaverbände ein 
entsprechend hohes Ansehen.176 Beim ersten Auszahlungsprogramm der 
1990er Jahre hatten die Roma allerdings noch keine Entschädigungszahlung 
erhalten. 
Der zentrale Romaverband, die Belarussische Assoziation der Zigeuner­
Roma,177 war erst im November 1997 gegründet worden. Ziel des Verbandes 
war die »Wiedergeburt des kulturellen, geistigen und historischen Erbes 
sowie die Bewahrung und Vermehrung der nationalen Traditionen und Ge­
bräuche der Zigeuner«. Die Betreuung der ehemaligen NS­Opfer unter den 
Roma war also keine vorrangige Aufgabe des Verbandes, der unter der Lei­
tung des prominenten Barons Vladimir Matveev (f) stand.178 Dennoch trug 
Matveevs persönliches Ansehen und Engagement ­ nach Ansicht der EVZ­
Akteure ­ maßgeblich zum Gelingen der Entschädigung von Roma in Bela­
rus bei.179 Die Roma­Assoziation hatte mit der belarussischen Stiftung einen 
Vertrag über die Verteilung und Weiterleitung von Anträgen der Roma ge­
schlossen. Ihre Mitarbeiter verteilten die Antragsformulare an potentielle 
Entschädigungsberechtigte, halfen beim Ausfüllen, zeichneten Zeugenaus­
sagen auf und leiteten die Anträge zurück an die Stiftung. Sie bereisten zu 
diesem Zweck auch die belarussischen Regionen. 
In Russland verlief die Organisation der Auszahlungen für Roma hinge­
gen weitaus schwieriger, was die belarussischen Roma­Vertreter neben kul­
turellen Gründen (Ablehnung und Misstrauen gegenüber offiziellen Auto­
ritäten und Behörden) auch auf die geringere Unterstützung durch die 
russische Stiftung zurückführten. Am problematischsten war die Situation 
176 Bericht der deutschen Botschaft in Minsk an Jansen u n d Saathoff vom 1.6.2001, 
E V Z 501.10 (2001). 
177 In den Nachfolgestaaten der Sowjetunion ist der Begriff »Zigeuner« (cygan) nicht 
negativ konnot ier t , sondern wird von vielen G r u p p e n bis heute als Selbstbezeich­
n u n g verwendet . 
178 Satzung der Assoziation vom 10.n.1997, AbSt (gesellschaftliche Organisat ionen). 
Daneben gab es noch zwei weitere Roma­Verbände in Belarus, die Zigeunerdias­
pora der Republik Belarus unter Lei tung von Oleg Koslovskij u n d der Internatio­
nale Sinti u n d R o m a Verband Vozrozdenie unter Leitung von Aleksandr Bosjackij, 
die jedoch eng mit der Assoziation der Zigeuner ­Roma kooperierten. 
179 Schreiben von Jansen an Gerasimov vom 27.4.2007, E V Z 501.10 (2007). 
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jedoch ihrer Ansicht nach in der Ukraine, da die ukrainische Stiftung dort 
die Zusammenarbeit mit den Vertretern der Roma zunächst verweigerte und 
die Roma­Antragsteller in den Antragsannahmestellen zuweilen offenen 
Diskriminierungen ausgesetzt waren.180 
In den meisten Fällen konnten die Roma ihr Verfolgungsschicksal nicht 
durch Archivdokumente nachweisen. Der Nachweis sollte daher durch zwei 
von der Roma­Assoziation beglaubigte Zeugenaussagen erfolgen. Die bela­
russische Stiftung hatte zudem für die Anträge von Roma ein eigenes Exper­
tenkomitee eingerichtet, das in der Regel alle Anträge, die von der Roma­
Assoziation eingereicht wurden und den Aufenthalt des Antragstellers im 
besetzten Gebiet durch Zeugenaussagen bescheinigten, akzeptierte. Ein 
Blick in die Antragsunterlagen von Roma zeigt allerdings, dass die Angaben 
der Antragsteller und die Aussagen der Zeugen häufig stereotypen Formulie­
rungen und Mustern folgten und in zahlreichen Fällen die gleichen Zeugen 
angeführt wurden. Diese Tatsache war auch den Prüfteams der Stiftung 
EVZ aufgefallen. Zudem stellten die Prüfteams fest, dass Roma­Antragstel­
ler bei den Entschädigungsprogrammen des Schweizer Bankenfonds und 
der Stiftung EVZ divergierende Angaben gemacht hatten. Während die An­
tragsteller gegenüber dem Schweizer Fonds ihr Leben im Versteck im be­
setzten Gebiet hervorhoben, betonten sie gegenüber der Stiftung EVZ ihre 
Zwangsarbeit für die Deutschen. Aus Sicht der belarussischen Stiftung, die 
diese Anträge dennoch bewilligte, bestand darin jedoch kein Widerspruch, 
da sich unter dem »Leben im Versteck« auch das Verbergen der eigenen 
nationalen Identität verstehen ließ. Gemäß dieser Interpretation war es also 
möglich, die eigene nationale Herkunft zu verbergen und gleichzeitig 
Zwangsarbeit zu leisten. Zudem war der Tatbestand der Zwangsarbeit für 
die Leistungsberechtigung der Roma gemäß der Öffnungsklausel völlig un­
erheblich, was den Antragstellern und den Verbandsaktivisten offenbar gar 
nicht klar war. Obwohl die EVZ­Prüfteams in einigen Fällen massive Zwei­
fel an der Plausibilität und Glaubwürdigkeit der Aussagen von Roma­An­
tragstellern und Zeugen und der Zuverlässigkeit der Roma­Assoziation heg­
ten, ließen sie (ebenso wie ihre belarussischen Kollegen) auch scheinbar 
widersprüchliche Anträge auszahlen.181 Das war letztlich eine politische Ent­
scheidung, die der schwierigen Nachweislage für die Roma­Verfolgten und 
den generellen Problemen, diese überhaupt zu erreichen, Rechnung trug. 
180 Protokoll des Treffens Prüfteam Belarus mit Vertretern belarussischer Roma­Ver­
einigungen vom 18.10.2001, EVZ 501.10 (2001). 
181 Bericht einer EVZ­Mitarbeiterin vom 26.4.2002 zu Musterakten von Roma bei der 
belarussischen PO; sowie Bericht einer EVZ­Mitarbeiterin zu Bestätigungen des 
Roma­Verbandes vom 4.4.2002, EVZ 501.10 (2002). 
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Die Auszahlungen in Estland 
Im Rahmen des Auszahlungsprogramms zahlte die belarussische Stiftung 
auch Leistungen an 9.239 Antragsteller aus Estland aus. Die Kooperation 
mit den Esten verlief, anders als im Fall der russischen Stiftung, wo die Aus­
zahlungen in Litauen und Lettland zu massiven Konflikten und außenpoli­
tischen Verwicklungen führten/8 2 weitgehend reibungslos und kollegial.183 
Symbolisch kam dies in mehreren Dankesurkunden estnischer Opferver­
bände zum Ausdruck, die die Büroräume der belarussischen Stiftung zierten. 
Die belarussische Stiftung hatte ursprünglich dafür plädiert, die Auf­
nahme von Anträgen in Estland über sechs estnische Opferverbände zu or­
ganisieren, mit denen sie bereits in Kontakt stand. So war es bereits beim 
ersten Auszahlungsprogramm gemacht worden. Die Angaben von über 
9.000 damaligen estnischen Antragstellern lagen in der Datenbank der bela­
russischen Stiftung also bereits vor. Dagegen hatte die estnische Regierung 
Einwände erhoben und stattdessen vorgeschlagen, das Estnische Rote Kreuz 
als unabhängige Organisation mit der Einrichtung einer zentralen Antrags­
annahmestelle in Estland zu betrauen. Dahinter stand die Befürchtung, dass 
die belarussische Stiftung »nur mit Opferverbänden eigener Wahl« zusam­
menarbeitete. Für die Esten ging es in dieser Frage aber auch um die Be­
hauptung ihrer nationalen Eigenständigkeit und um Symbolpolitik, wie fol­
gendes Schreiben der estnischen Botschaft an die Stiftung EVZ vermuten 
lässt: »Die von der belarussischen Stiftung verteilten estnischen Antragsfor­
mulare haben uns in gewisses Erstaunen versetzt — die Übersetzung (aus dem 
Russischen ?) ist mangelhaft, es gibt zahlreiche Mehrdeutigkeiten und gram­
matische Fehler. Es [hinter] lässt keinen guten Eindruck von der Partner­
organisation.«184 
Bei der folgenden Aushandlung der Kooperationsvereinbarung zwischen 
Belarussen, Esten und der Stiftung EVZ übernahmen die deutschen Bot­
schaften in Tallinn und Minsk eine wichtige Vermittlerrolle. Nachdem es 
bei den deutschen Botschaftsvertretern in Tallinn zunächst zu Verstimmun­
gen über das Auftreten der Belarussen in Estland gekommen war, versuchte 
die Minsker Botschaft schlichtend einzugreifen, wie in folgendem Drahtbe­
richt deutlich wird: 
»Zur Einschätzung der Botschaft Tallinn, die blr. Stiftung strebe zum 
estn. RK kein partnerschaftliches, sondern ein hierarchisches Verhältnis 
182 Vgl. dazu meinen Beitrag zur russischen Partnerorganisation in diesem Band. 
183 Vgl. für die folgenden Ausführungen den Schriftwechsel der Stiftung EVZ mit den 
estnischen Vertretern und der belarussischen Stiftung, EVZ 501.10/1. 
184 Schreiben der estnischen Botschaft in Berlin an Günter Saathoff vom 10.1.2001 
(Original in deutscher Sprache), EVZ 501.10/1 (2001). 
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an, ist aus hiesiger Sicht anzumerken, dass der 6i­jährige ehemalige Oberst 
der Sowjetarmee G. in der Tat eher patriarchalisch­traditionalistisch auf­
tritt; es ist durchaus vorstellbar, dass dies im Gespräch mit der Vorsitzen­
den des estn. RK zu atmosphärischen Mißverständnissen führt. Es muss 
aber auch daraufhingewiesen werden, dass G. und seine Mitarbeiter seit 
1993 mit der Thematik beschäftigt sind und deshalb wohl mit Recht einen 
Vorsprung an Erfahrung und Know­how für sich beanspruchen können. 
Zudem führt die Zuständigkeit der blr. Stiftung für die Zahlung an estn. 
ASt. dazu, dass das estn. RK zutreffenderweise als >zuarbeitende< Stelle 
angesehen wird. Falls es der Botschaft Tallinn möglich ist, evtl bestehende 
Empfindlichkeiten auf Seiten des estn. RK zu mildern, sollte dies aus hie­
siger Sicht im Interesse der Sache versucht werden.«185 
Im März 2001 konnte die Kooperationsvereinbarung zwischen der belarussi­
schen Stiftung und dem Estnischen Roten Kreuz in Berlin abschließend aus­
gehandelt werden. Sie sah die Einrichtung einer zentralen Antragsannahme­
stelle und einer Beschwerdestelle in Estland vor. Die Stiftung EVZ bekundete 
gegenüber der Generalsekretärin des Estnischen Roten Kreuzes, Rjina Kabi, 
allerdings gleich den Wunsch, in der Zukunft auch einen »direct channek 
zwischen Tallinn und Berlin aufrechtzuerhalten.186 Ahnliche Kooperations­
vereinbarungen mit Letten und Litauern konnten die Russen erst vier bis 
sechs Monate später nach zahlreichen zähen Verhandlungen abschließen. 
NS­Opfer aus Estland hatten nun die Möglichkeit, ihre Anträge und Be­
schwerden entweder beim Estnischen Roten Kreuz oder bei der belarussi­
schen Stiftung direkt einzureichen. In der Praxis reichten die NS­Opfer ihre 
Anträge oder Beschwerden in vielen Fällen aber auch doppelt bei beiden Or­
ganisationen ein. Aufgrund des geringen Beschwerdeaufkommens wurde 
die estnische Beschwerdestelle im Mai 2005 im Einvernehmen aller betei­
ligten Parteien wieder geschlossen. Die geringe Zahl der Beschwerden zeige, 
dass das Antragsverfahren bei der belarussischen Stiftung auf die Akzeptanz 
der betroffenen estnischen Antragsteller stoße und die Aufrechterhaltung 
einer eigenen Beschwerdestelle nicht notwendig sei, heißt es in der entspre­
chenden Begründung der Stiftung EVZ.187 
Für die weitgehend reibungslose Durchführung des Auszahlungspro­
gramms in Estland lassen sich vor allem zwei Gründe anführen: Zum einen 
war die belarussisch­estnische Kooperation aufgrund der historischen Erfah­
rungen von Beginn an politisch weit weniger belastet als die Zusammen­
arbeit der Russen mit den anderen baltischen Staaten. Zum anderen gelang 
185 Drahtbericht der deutschen Botschaft Minsk Nr. 307, vom 20.7.2001, EVZ 501.10/1 
(2001). 
186 E­Mail von Günter SaathofF an Rjina Kabi vom 29.8.2001, EVZ 501.10/1 (2001). 
187 Schreiben von Günter SaathofF an Rjina Kabi vom 2.3.2005, EVZ 501.10 (2005). 
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es den belarussischen Stiftungsmitarbeitern durch zahlreiche persönliche 
»Expeditionen« nach Estland, bei denen diese sich nicht scheuten, Tausende 
von Kilometern im Bus der Stiftung zurückzulegen und sich vor Ort über 
die spezifischen Problemlagen und Bedürfnisse zu informieren, Vertrauen 
bei den estnischen NS­Opfern und ihren Verbänden aufzubauen. 
Die individuelle Wahrnehmung des Auszahlungsprogramms 
durch die Betroffenen: Die Ex-post-Prüfung 
Die individuelle Wahrnehmung des Entschädigungsprogramms und Bedeu­
tungszumessung durch die NS­Opfer selbst ist wichtig für die Frage, inwie­
weit mithilfe von Entschädigungsgesetzen und bürokratischen Verfahren 
aus Sicht der Betroffenen überhaupt so etwas wie historische Gerechtigkeit 
und Versöhnung hergestellt werden kann. Diese Perspektive »von unten« auf 
das Auszahlungsprogramm ist ganz zentral. Dabei ist zunächst festzustellen, 
dass die individuellen Wahrnehmungen und Deutungen des Entschädi­
gungsprogramms sehr unterschiedlich waren und hier nur ansatzweise und 
qualitativ ermittelt werden können. Neben Interviews mit ehemaligen NS­
Opfern können hier vor allem die Antworten auf die von der Stiftung EVZ 
durchgeführte Ex­post­Prüfung sowie die umfangreichen Briefbestände der 
deutschen und der belarussischen Stiftung als Quelle dienen. Bei dieser als 
Fragebogen verschickten Ex­post­Prüfung wurden in den Jahren 2003 bis 
2004 781 belarussische (und estnische) Auszahlungsempfänger befragt, die 
nach Zufallsprinzip stichprobenartig ausgewählt worden waren.188 In dem 
Fragebogen wurde abgefragt, ob und zu welchem Zeitpunkt die Empfänger 
die ihnen zustehende Auszahlungssumme durch die belarussische Stiftung 
erhalten hatten. Unter Punkt vier konnten die Auszahlungsempfänger wei­
tere Bemerkungen notieren ­ dieser Punkt ermöglichte also auch qualitative 
Bewertungen, die für die Auswertung besonders interessant sind. Zunächst 
ist festzustellen, dass viele dieses Feld (und zum Teil auch die Rückseite des 
Blattes) nutzten, um ihre Bemerkungen zu notieren. Allein dies spricht da­
für, dass dem Entschädigungsprogramm von vielen offenbar eine gewisse 
Bedeutung beigemessen wurde, die sich in anderen Länderkontexten nicht 
gleichermaßen finden lässt. Viele nutzten die Gelegenheit, um ihren beson­
deren Dank gegenüber der Stiftung zum Ausdruck zu bringen, »dass man sie 
nicht vergessen habe und in schweren Zeiten finanziell unterstütze«. Einige 
lobten zudem explizit die Kontrolle der Deutschen über die belarussische 
Stiftung, die als sinnvoll und notwendig empfunden wurde. Die oft an die 
188 Für die folgenden Ausführungen vgl. den Bestand der Ex­post­Prüfung für Bela­
rus, EVZ. 
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EVZ­Vorstände persönlich gerichteten Danksagungen umfassten häufig am 
Ende religiöse Grußformeln, wie »Gott möge Sie schützen«, die auf die Re­
ligiosität der Schreiber verweisen. Häufig liest man auch, dass die Geld­
summe für die schwere Arbeit und das Erlittene zu gering sei. Und so findet 
man in dem Feld »Bemerkungen« auch Sätze wie die Folgenden: 
»Sehr geehrter Herr Jansen, ich danke Ihnen für die Hilfe! Und es ist ja 
nicht Ihre persönliche Schuld, dass ich all die Jahre nur mit Tabletten, 
Pulvern und Spritzen überlebe, da ich an Meningitis erkrankt bin. Ich 
habe meine 7­jährige Schwester verloren, die ich bis heute über das Rote 
Kreuz suche. Und ich kenne das Grab meiner Mutter nicht, die im Lager 
an Typhus verstarb. Das lässt sich nicht kompensieren!« 
Aus den kurzen Bemerkungen erfährt man zuweilen viel über die Lebens­
umstände der NS­Opfer: Viele schreiben über (zumeist auf die Kriegszeit 
zurückgehende) Krankheiten und darüber, dass sie das Geld dringend für 
Medizin, Operationen oder auch für Zahnersatz benötigten, was wie zuvor 
schon ausgeführt Rückschlüsse auf die schlechte Situation des staatlichen 
Gesundheits­ und Sozialfürsorgesystems zulässt. Auch Sätze wie: »Ich bin 
oft krank und brauchte das Geld für Medizin und stärkendes Essen« oder: 
»Es schreibt Ihnen die Nachbarin von Olga Ivanovna, die nicht bei Kräften 
ist«, weisen auf Armut und einen Mangel an staatlichen Betreuungsleistun­
gen hin. 
Einzelne sehr persönliche Schreiben bringen ein ganz besonderes Vertrau­
ensverhältnis der ehemaligen NS­Opfer gegenüber der deutschen Stiftung 
zum Ausdruck. Dieses erklärt sich vermutlich vor allem aus der Tatsache, 
dass den NS­Opfern die Anerkennung in ihrem Heimatstaat lange Zeit ver­
wehrt wurde und die Deutschen über die Entschädigungsprogramme quasi 
als Agenten für die Anerkennung der Opfer in ihren Heimatgesellschaften 
auftraten und daher heute von vielen Opfern als Verbündete betrachtet wer­
den. So schreibt ein ehemaliger Zwangsarbeiter sehr offen über seinen 
Schmerz und seine Einsamkeit: »Ich wurde nach dem Tod meiner Tochter 
zum Invaliden. Andere Kinder und Enkel habe ich nicht. Ich habe es sehr 
schwer. Das Leben hat für mich seinen Sinn verloren.« In einem anderen, 
besonders anrührenden Dankesbrief schreibt eine KZ­Überlebende an den 
Vorsitzenden Hans­Otto Bräutigam, dass sie aufgrund einer schweren Er­
krankung im KZ später keine Kinder mehr bekommen konnte. Die außer­
ordentliche Intimität dieser Eröffnung wird für den Leser in den folgenden 
Zeilen ermessbar, die davon erzählen, dass sie ihrem Ehemann dieses Ge­
heimnis über zehn Jahre nicht mitteilen konnte und sich schließlich ent­
schied, ihm (der dienstlich längere Zeit abwesend war) ein angenommenes 
Baby als leibliches Kind zu präsentieren. Als dieses Geheimnis drei Jahre 
später doch ans Licht kam, reichte der Mann sofort die Scheidung ein. Sie 
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zog ihren heute 37-jährigen Adoptivsohn allein groß und hat ihm die Wahr­
heit über seine Herkunft bis heute aus Angst nie mitgeteilt. Die gesamte 
Entschädigungszahlung ließ sie ihrem Sohn für eine bessere Wohnung zu­
kommen. »Wenn nicht diese Geldsumme gewesen wäre, die ich von Ihrer 
Stiftung erhalten habe, dann hätte mein Sohn wohl kaum von einer neuen 
Wohnung träumen können, aber so kann dieser Traum mit der Zeit wahr 
werden. Gott beschütze Sie!«, endet das Schreiben. 
Einige der an die Stiftung gerichteten Anfragen gehen weit über ihren 
Kompetenzrahmen hinaus und verdeutlichen, dass die Stiftung in der Wahr­
nehmung der NS­Opfer offenbar eine allumfassende Instanz für alle ihre 
Belange darstellt. So erreichten die Stiftung neben der Bitte um Nachweise 
zur Vorlage bei den Renten­ und Sozialbehörden auch Fragen, ob einzelnen 
in Belarus eine Zulage zur Pension zustehe, oder Bitten, beim Ausfüllen 
eines Antrags auf Anerkennung der deutschen Staatsangehörigkeit behilflich 
zu sein. 
Einige nutzen das kurze Bemerkungsfeld auch dazu, Grüße an andere 
Adressaten unterzubringen, zumeist Deutsche, denen sie während der Zwangs­
arbeit begegnet waren. »Vielen Dank an die Familien von Meister Hans und 
dem Maschinisten Erich, dafür, dass sie mich mit Butterbroten versorgten«, 
heißt es da unter »Bemerkungen«. Eine andere ehemalige Zwangsarbeiterin 
möchte die Familie grüßen, bei der sie in Deutschland arbeitete. Sie erinnert 
sich, dass der Sohn Günther damals einen schweren Unfall hatte und endet 
mit den Worten: »Das ganze Leben denke ich daran, ob er sich je davon 
erholt hat?« 
Keiner dieser Grüße wird je seinen Adressaten erreichen, worin ein weite­
rer tragischer Aspekt der Zwangsarbeitererfahrung von ehemaligen Sowjet­
bürgern offenbar wird. Die meisten Überlebenden erinnern sich heute ge­
rade noch an die Vornamen der Menschen, zu denen sie Kontakt hatten und 
vielleicht an den Ort, an dem sie waren. Durch die lange Zeit des Eisernen 
Vorhangs und der Ausgrenzung der Zwangsarbeiter aus der öffentlichen Er­
innerungskultur konnten Kontakte und Freundschaften oder auch Liebes­
beziehungen mit Deutschen nach dem Krieg nicht wieder aufgenommen 
werden. Nur wenige ehemalige Zwangsarbeiter hatten seit den 1990er Jahren 
im Rahmen von kommunalen Besuchsprogrammen oder durch persönliche 
Kontaktaufnahme Gelegenheit, die Begegnungen und Freundschaften aus 
dem Krieg wieder aufleben zu lassen. Die Stiftung EVZ stellt daher heute 
für viele der NS­Opfer den einzigen konkreten Ansprechpartner für ihre in­
dividuellen Kriegserfahrungen und ­erinnerungen aus Deutschland dar. 
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»Ich kann in dieser Welt keine Gerechtigkeit finden« — 
Die Briefe an die Stiftungen 
Eine Art Gegenüberlieferung zur Ex­post­Prüfung und weitere wichtige 
Quelle für die Frage der individuellen Wahrnehmung des Entschädigungs­
programms durch die belarussischen NS­Opfer stellen die umfangreichen 
Briefbestände der belarussischen Stiftung und der Stiftung EVZ dar.189 Hier 
meldeten sich überwiegend die Unzufriedenen, diejenigen NS­Opfer, die 
aus unterschiedlichen Gründen keine oder ihrer Meinung nach eine zu ge­
ringe Entschädigung erhalten haben, zu Wort. Im Zuge des letzten Auszah­
lungsprogramms sowie des Vorläuferprogramms sind bei den postsowjeti­
schen Entschädigungsstiftungen seit den 1990er Jahren Hunderttausende 
von Briefen, darunter neutrale Anfragen, Beschwerden oder auch (in kleine­
rem Umfang) Danksagungen von NS­Opfern, eingegangen, die (über die 
Bearbeitung der regulären Anträge hinaus) von den Stiftungsmitarbeitern 
beantwortet werden mussten. Zum Teil wurden diese Briefe direkt an die 
Stiftungen in Russland, der Ukraine und Belarus geschickt, zum Teil wur­
den sie aber auch von anderen Adressaten wie der Administration des Prä­
sidenten, den Verfassungsgerichten, einzelnen Parlamentsabgeordneten, 
Ministerien, Zeitungsredaktionen, Fernsehsendern, der Stiftung EVZ, der 
deutschen Botschaft und anderen an diese weitergeleitet. 
Die belarussische Stiftung führte sorgfältige Statistiken und Rechen­
schaftsberichte über Zahl und Inhalt dieser Eingaben und deren Bearbei­
tung. Sie war als staatliche Einrichtung dazu angehalten, denn den Bürgern 
ist das Eingaberecht in der belarussischen Verfassung (Art. 40) zugesichert. 
Zudem hatte der belarussische Präsident 1996 ein Gesetz zu den Eingaben 
von Bürgern verabschiedet.190 Darin wurde nicht nur das Recht aller Bürger 
festgelegt, sich jederzeit mit Eingaben und Beschwerden an staatliche und 
(nicht­staatliche) Organisationen zu wenden, sondern auch die Verpflich­
tung der zuständigen Amtsträger, diese innerhalb eines Monats erschöpfend 
zu beantworten. 
In den Jahren 2001 bis 2005 erreichten die belarussische Stiftung (nach 
eigenen Statistiken) über 57.000 schriftliche sowie weitere 165.000 münd­
liche Eingaben. Die Berliner Stiftung EVZ erhielt im Auszahlungszeitraum 
189 Die folgenden Ausführungen stützen sich auf die umfangre ichen Briefbestände 
der belarussischen und der deutschen Stiftung. Die Absender der jeweiligen Briefe 
werden aus Datenschutzgründen nicht nament l ich genannt . 
190 Zakon Respubliki Belarus' »Ob obrascenijach grazdan«, 6.6.1996, sowie Rasporja­
zenie Prezidenta Respubliki Belarus' No. 128 rp »O merach po uluceniju raboty c 
obrascenijami grazdan«, 29.4.1997. 
175 
T A N J A P E N T E R 
etwa 1.900 Briefe von belarussischen Bürgern.191 Weitere Zehntausende von 
Briefen waren bereits in den 1990er Jahren im Zuge des ersten Auszahlungs­
programms bei der belarussischen Stiftung eingegangen. Umfang und Ge­
staltung dieser Briefe sind sehr unterschiedlich: Manche umfassen nur we­
nige Zeilen, andere führen auf 30 Seiten und mehr den gesamten Lebensweg 
des Schreibers aus. Die Mehrheit der Briefe wurde handschriftlich verfasst, 
nur wenige liegen in maschinenschriftlicher Form vor; E­Mail­Formate stel­
len die absolute Ausnahme dar. Die Briefe, die häufig in zittriger Schrift auf 
herausgerissenen Schulheft­Seiten verfasst sind, lassen die schwierigen Le­
bensumstände der alten Menschen erahnen. In dem Versuch, jeden Milli­
meter Schreibfläche auszunutzen und auf zwei Schulheftseiten das gesamte 
Leben zusammenzufassen, wird der Mangel an Papier, Schreibgeräten oder 
Brillen für den Leser greifbar. Diese besondere Materialität der Briefe unter­
streicht häufig die Bedürftigkeit der Schreibenden und verleiht ihren Forde­
rungen zusätzliche Eindringlichkeit und Authentizität. Zudem wird aus der 
zum Teil sehr ungelenken Sprache der Briefe schnell deutlich, dass unter 
den Schreibenden alle sozialen Schichten und Bildungsgruppen repräsen­
tiert sind und dass hier nicht selten Menschen zu Papier und Stift gegriffen 
haben, die es ansonsten nicht gewohnt waren, sich schriftlich auszudrücken 
und dies vielleicht auch seit vielen Jahren nicht mehr getan hatten. 
Das Eingabewesen stellte nicht nur die gesamte Sowjetzeit hindurch, son­
dern bereits im Zarenreich eine verbreitete Form der individuellen Kommu­
nikation mit der Obrigkeit dar, und die »Briefe an die Macht« werden von 
der historischen Forschung schon seit längerem als bedeutsame Quelle aus­
gewertet. In der Forschung wurde zu Recht darauf hingewiesen, dass die Ar­
beit mit Eingaben ein besonderes methodisches Instrumentarium erfordert, 
das die Verwendung sprachlicher Konventionen und Semantiken sowie das 
Verfolgen bestimmter Strategien durch die Absender berücksichtigt.192 Die 
Briefe an die Entschädigungsstiftungen und staatlichen Institutionen, die 
im Zusammenhang mit Wiedergutmachungsansprüchen von NS­Opfern 
stehen, weisen darüber hinaus einige Besonderheiten auf, die ebenfalls 
methodisch zu berücksichtigen sind. Es geht den Briefeschreibern um die 
Anerkennung ihres Leidensschicksals und den Erhalt einer Geldleistung, 
und diese Intention hat Auswirkungen auf Form, Stil und Semantik der Ein­
191 Die Briefdatenbank der Stiftung EVZ für den Auszahlungszeitraum umfasst etwa 
33.000 Briefe. 
192 Mommsen (1987); Fitzpatrick (1996); Freeze (1988); Fürst (2006); Tsipursky (2010); 
Dobson (2005); Cerf/Albee (1990); Surovceva (2008); Surovceva (2010). Das sowje­
tische Eingabenrecht wurde nach 1945 auch in viele Staaten des Ostblocks expor­
tiert, beispielsweise in die DDR, was transnationale Vergleichsmöglichkeiten im 
Hinblick auf Funktion und Praxis der Eingabenkultur eröffnet, vgl. zum Beispiel 
Mühlberg (2004); Merkel (1999). 
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gaben. Möglicherweise kann man hier sogar von einem neuen Genre in der 
Eingabekultur sprechen. Entschädigungsverfahren entwickeln häufig eine 
Eigendynamik und bürokratische Eigenlogik. Diese wiederum hatten un­
mittelbare Auswirkungen auf den Kommunikationsprozess zwischen den 
Antragstellern und den Mitarbeitern der Entschädigungsstiftungen. Die An­
tragsteller versuchten dabei, ihre Rhetorik, Semantik und Erinnerungsnar­
rative an die Erfordernisse des Entschädigungsverfahrens anzupassen. 
Die Briefe, die ungefähr die ersten 15 Jahre des Systemwechsels nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion erfassen, spiegeln nicht zuletzt auch wi­
der, wie die Generation der Kriegsteilnehmer die allgemeinen politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Transformationsprozesse erlebte. Das Ent­
schädigungsprogramm stellt insofern quasi eine Sonde in die Transforma­
tionsgesellschaften dar. Zudem manifestieren sich in den Briefen die Ge­
rechtigkeitsvorstellungen und ­kategorien der NS­Opfer, die oft genug quer 
verlaufen zum Stiftungsgesetz und zur bürokratischen Logik des Verfahrens 
sowie auch zur rentenrechtlichen Anerkennungspraxis der postsowjetischen 
Regierungen. Häufig kommt in dem Schriftwechsel dieses grundlegende 
Missverständnis zum Ausdruck: Die NS­Opfer argumentierten mit Katego­
rien von historischer und sozialer Gerechtigkeit, während die Antworten der 
Stiftungsmitarbeiter in Berlin und Minsk allein der Logik des bürokrati­
schen Verfahrens folgten und damit die Verfahrensgerechtigkeit in den Mit­
telpunkt stellten.193 Die Antragsteller schrieben von erlittenem Unrecht und 
persönlichen Verlusten in den Kriegsjahren, von ihrer Verfolgung und Stig­
matisierung in der Nachkriegssowjetunion (die sie in den Gesamtkontext 
der Verfolgung mit einschließen) und von ihrer aktuellen sozialen Bedürf­
tigkeit und unzureichenden medizinischen Versorgung. Aus ihrer Perspek­
tive zogen sich die wechselnden Ungerechtigkeiten ihr ganzes Leben hin­
durch. Einige beriefen sich zudem auf ihre besonderen Leistungen als 
hochdekorierte »Arbeitshelden« der Sowjetunion. Sie erhielten Antworten 
von den Stiftungen, in denen auf Gesetzesparagraphen, Fristüberschreitun­
gen, Vorgaben aus Berlin und Regeln des bürokratischen Verfahrens verwie­
sen wurde. Und so mutet es fast tragisch an, wenn einzelne Antragsteller 
über Jahre hinweg nicht müde wurden, immer wieder seitenlange Briefe 
gleichen Inhalts an die Stiftungen, den Präsidenten, das Verfassungsgericht, 
an Fernsehsender und zahlreiche andere belarussische Instanzen zu schicken, 
in dem Bestreben, endlich Gerechtigkeit zu erfahren, bis der Schriftwechsel 
­ zumeist durch den Tod der Briefeschreiber ­ dann plötzlich ein abruptes 
Ende fand. 
193 Vgl. zu verschiedenen Semantiken und Konzepten von Gerechtigkeit auch den Bei­
trag von Michael G. Esch in Band 3. 
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Aus der Lektüre der Briefe ergibt sich der Eindruck, dass die Vielzahl von 
unterschiedlichen Gesetzen, Kategorisierungen und Verfahren für den ein­
zelnen Antragsteller kaum mehr durchschaubar war und er in seiner Ver­
wirrung, Orientierungslosigkeit und manchmal auch Wut allein blieb. Die 
Emotionen wurden zum Teil offen zum Ausdruck gebracht, wie in folgen­
dem Brief, den eine Zwangsarbeiterin an die Stiftung schrieb: »Ich sitze hier 
und schreibe und kann die Tränen nicht zurückhalten aufgrund der Krän­
kung und Enttäuschung«. Einige führten das Scheitern ihres Antrags auch 
auf ihre mangelnde Bildung zurück, wie eine ehemalige Zwangsarbeiterin 
vom Land, die vermutete, dass andere Antragsteller ihre erfolgreichen An­
träge möglicherweise »von kompetenten Leuten ausfüllen ließen«. Für den 
einzelnen Zwangsarbeiter war es nicht vermittelbar, dass er aufgrund einer 
minimalen Fristüberschreitung keine Leistung erhalten sollte, obwohl die 
eigenen Geschwister, Freunde oder Bewohner des Nachbardorfes mit glei­
chem Schicksal eine Entschädigung erhalten hatten. Zynische Aussagen wie 
die folgende sind in den Briefen daher kein Einzelfall: »Ich verstehe, dass 
die Deutschen sehr pedantisch sind und keine Ausnahmen von den festge­
legten Antragsfristen zulassen. Mit der gleichen Pedanterie haben ihre Väter 
und Großväter unsere Leute vernichtet und uns unserer Väter und unserer 
Kindheit beraubt.« Zuweilen liest man in den Briefen auch den Vorwurf der 
doppelten Verfolgung. So schrieb ein jüdischer Uberlebender wutentbrannt 
an die belarussische Stiftung und das Verfassungsgericht: »Die offizielle An­
erkennung der ehemaligen Häftlinge verkommt zur erniedrigenden Proze­
dur, die in einer Reihe von Fällen sogar noch ausgeklügelter und unmensch­
licher ist als die NS­Verfolgung«. 
Als besonders ungerecht empfanden es viele ehemalige Zwangsarbeiter, 
dass das Auszahlungsprogramm in Russland, Belarus und der Ukraine er­
hebliche Unterschiede aufwies, die sich zum einen in der Höhe der Auszah­
lungssumme für die verschiedenen Kategorien, in der Hinzunahme weiterer 
Kategorien von Entschädigungsberechtigten durch die Öffnungsklauseln so­
wie in einer unterschiedlich streng gehandhabten Nachweispflicht für die 
Antragsteller äußerten. Die auf Wunsch der Mehrheit der Opfernationen 
erfolgte Aufgabe des Gleichheitsprinzips scheint hier sehr negative Folgen 
gehabt zu haben, was aufgrund der starken Familienvernetzung des postsow­
jetischen Raumes zu erwarten war. Tief verunsichert schrieb eine ehemalige 
Zwangsarbeiterin an die ukrainische und belarussische Stiftung: »Ich denke, 
das ist nicht richtig. Die Gesetze müssen in beiden Staaten doch einheitlich 
sein!« 
Darüber hinaus liefern die Briefe einen Einblick in alte und neu auf­
brechende soziale Spannungen und Konflikte innerhalb der Gesellschaft der 
Alten. In einigen Briefen finden sich Aussagen, die gegen die jüdischen NS­
Opfer gerichtet sind, wie: »Nur die Juden bekommen etwas!« Dank 
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deutscher Rentenzahlungen gehören die wenigen belarussischen Holocaust­
Überlebenden heute zu den wohlhabenderen Rentnern, was in der Kriegs­
generation zuweilen auch Neid hervorruft. 
Aber auch der Konflikt zwischen den Generationen, zwischen den min­
derjährigen und den erwachsenen Zwangsarbeitern kommt in zahlreichen 
Briefen zum Ausdruck. Beispielsweise in den unzähligen Briefen von Tat­
jana S. an die belarussische Stiftung.194 Darin beklagte sie immer wieder die 
zu geringe Summe ihrer Entschädigung, die ihrer Ansicht nach darauf be­
ruhte, dass auch die minderjährigen Zwangsarbeiter eine Entschädigung 
erhalten hatten. In ihren Briefen heißt es: 
»Die Minderjährigen hat der Staat nicht beleidigt. Sie wurden bereits mit 
den Veteranen gleichgestellt. Sie besitzen Vergünstigungen und Privile­
gien, während wir Erwachsene von der offiziellen Macht bis heute prak­
tisch als Repressierte behandelt werden. Die Minderjährigen wurden nach 
der Befreiung nicht verfolgt, sie konnten Bildung erhalten, eine vorteil­
hafte Arbeit. Uber ihnen hing nicht der Verdacht der Unzuverlässigkeit. 
[...] Aber ich, zum Beispiel, konnte nach der Rückkehr keine Arbeit fin­
den. Mich begleitete mein ganzes Leben hindurch die Bemerkung, dass 
ich in Deutschland gewesen war. [...] Ich musste Zwangsarbeit im Berg­
werk leisten, musste mit meinen Händen Kohle fördern, habe meine Ge­
sundheit verloren. Das hat mir mein Land nach der Befreiung angetan. 
[...] Ich erinnere mich noch gut daran, wie mir die Arbeit versagt wurde, 
nur weil ich in Deutschland gewesen war. Ich denke, Sie wissen nicht, wie 
es ist ein Mensch zweiter Klasse zu sein. [...] Stalin hat uns repressiert 
und wir leben bis heute unter einem stalinistischen Regime.«195 
Die zahllosen Briefe der Tatjana S. verdeutlichen auch, dass die erst in An­
sätzen von Historikern erforschten Verfolgungen und Diskriminierungen, 
denen zumindest ein Teil der repatriierten Zwangsarbeiter in der Nach­
kriegssowjetunion ausgesetzt war, für diese ebenfalls ein großes Trauma dar­
stellten. Für dieses sahen sich die deutschen Entschädigungsprogramme je­
doch nicht zuständig. Die biographische Totalität des Unrechtsempfindens 
der Opfer, in dem sich die Wahrnehmungen der Verfolgung im Nationalso­
zialismus und im Stalinismus mit den empfundenen sozialen Ungerechtig­
keiten nach dem Ende der Sowjetunion vermischen, steht im Gegensatz zu 
den partikularen Entschädigungsprogrammen, die jeweils nur ein Teil­Un­
recht entschädigen und daher für viele per se unbefriedigend bleiben müs­
sen. 
194 Diese Briefe entstanden allerdings bereits im Zusammenhang mit dem ersten Aus­
zahlungsprogramm der 1990er lahre. 
195 Siehe Fußnote 189 
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Zugleich trug der Kommunikationsprozess mit den Stiftungen aber auch 
dazu bei, dass einige der NS-Opfer erstmals eine selbstbewusste Opferiden­
tität ausbilden konnten, an die sich entsprechende Anerkennungsforderun­
gen an den belarussischen und den deutschen Staat knüpften. Neben der 
medialen Vermittlung der neuen Geschichtsbilder, die zeitgleich stattfand, 
war es also auch dieser Kommunikationsprozess zwischen Antragstellern 
und Stiftungen selbst, der dieses neue Selbstverständnis als Staatsbürger mit 
entsprechenden Rechten und ein (historisches) Ungerechtigkeitsbewusstsein 
bei den NS­Opfern vorantrieb und sich beispielsweise in der Organisation 
von zahlreichen Opferverbänden äußerte. 
Aus den Briefen derjenigen, die keine Entschädigung erhielten, lässt sich 
die große symbolische Bedeutung der Auszahlungen für die NS­Opfer er­
messen. Sie kommt zum Ausdruck in zahlreichen Briefen, die »wenigstens 
um eine kleine, symbolische Summe« bitten, »um den Nachbarn davon er­
zählen zu können«. Aus solchen Sätzen wird deutlich, dass die Entschädi­
gung aus Deutschland für viele vor allem deshalb so bedeutsam war, weil 
sich daran die (zumeist erstmalige und lange verweigerte) gesellschaftliche 
Anerkennung als NS­Opfer im Heimatland knüpfte. 
Bei der Lektüre der Briefe merkt der Leser schnell, dass eine eindeutige 
Kategorisierung der Fälle, wie sie sich die »Architekten« des Stiftungsgeset­
zes wünschten, häufig sehr schwierig war. Nicht zuletzt liefern die Briefe da­
her spannende Einblicke in eine Vielzahl sehr unterschiedlicher Kriegsbio­
graphien, die den Schluss nahelegen, dass die Vermischung verschiedener 
Phänomene (Opfer, Kollaborateur, Widerständler) kein Randphänomen 
war und die Vorstellungen der Historiker von typischen Kriegs­ und Nach­
kriegsbiographien der Sowjetbürger in einigen Punkten korrigiert werden 
müssen. 
Am Rande erfährt man aus den Briefen zudem etwas über die Wege der 
Erinnerungskonstruktion. So beriefen sich viele der damals minderjährigen 
NS­Opfer in ihren Erinnerungen häufig auf die Erzählungen der Mutter 
oder älteren Geschwister, was dann im Text jeweils durch Einschübe wie 
»nach den Worten der Mutter« kenntlich gemacht wurde. Diese Praxis ver­
weist auf die zentrale Bedeutung des Familiengedächtnisses in der ehema­
ligen Sowjetunion, das erst in jüngerer Zeit von der historischen Forschung 
Aufmerksamkeit erfährt. In diesem Familiengedächtnis konnten Gegennar­
rative zur offiziellen Erinnerungskultur des Sowjetstaates offensichtlich 
überdauern. 
Wertvolle Erkenntnisse liefern die Briefe auch im Hinblick auf die indi­
viduellen Transformationserfahrungen der Kriegsgeneration. Die nach 1991 
aufblühende Transformationsforschung wurde zunächst von politologi­
schen Arbeiten dominiert, die den »Systemwechsel« vom Sozialismus zum 
Kapitalismus vor allem auf der Ebene der wirtschaftlichen Umgestaltung, 
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der politischen Institutionen und der Akteure des Transformationsprozesses 
untersuchten. Wenig wissen wir jedoch bisher darüber, wie die Transfor­
mationsprozesse von den Individuen und gesellschaftlichen Gruppen selbst 
wahrgenommen und verarbeitet wurden. Wie wandelten sich im Kontext 
dieser Transformationsprozesse das Selbstbild der NS­Opfer und ihre Hal­
tungen, Erwartungen und Forderungen gegenüber dem eigenen Staat? An 
wen wurden die Briefe adressiert? Waren es die alten oder neuen Machtins­
tanzen, denen man vertraute ? Waren Wandlungs­ und Demokratisierungs­
prozesse auch bei der Generation der Alten festzumachen oder wurden hier 
eher alte sowjetische Denk­, Wahrnehmungs­ und Handlungsmuster beibe­
halten ? All diese Fragen lassen sich auf der Grundlage der Eingaben an die 
Entschädigungsstiftungen sehr gut untersuchen. Dabei kann methodisch an 
Arbeiten von Ethnologen und Anthropolog en196 an geknüpft werden, die aus 
der Kritik an dem politologischen Transitionsansatz heraus vor allem die 
Frage in den Blick nahmen, wie sich weitreichende soziale Transformations­
prozesse auf das soziale Beziehungsnetz und die Lebenswelten der Bürger in 
den postsozialistischen Staaten auswirkten. Sie setzen dabei der Vorstellung 
von einem klaren Bruch zwischen zwei aufeinander folgenden Gesellschafts­
systemen eine Perspektive auf die komplexen und zum Teil auch wider­
sprüchlichen Kontinuitäten auf sozialer, politischer und ökonomischer 
Ebene entgegen, die in unterschiedlichen sozialen Praktiken und kulturellen 
Repräsentationen zum Ausdruck kamen. Im Hinblick auf diese Fragestel­
lungen können hier zumindest erste Perspektiven angedeutet werden. 
Insbesondere zwei vorläufige Befunde lassen sich im Hinblick auf das 
Verhältnis der NS­Opfer zum belarussischen Staat und generell zu den 
Machtorganen herausfiltern: Zum einen wird aus vielen Briefen erkennbar, 
dass dem verbreiteten Misstrauen der Menschen gegenüber den belarussi­
schen staatlichen Institutionen manchmal ein ungebrochener Glaube an die 
Person des Präsidenten gegenübersteht. Zum anderen wird ebenso deutlich, 
dass viele der NS­Opfer eher geneigt sind, den deutschen Institutionen (wie 
der Stiftung EVZ oder der deutschen Botschaft) uneingeschränkt zu ver­
trauen als den eigenen. 
In den Briefbeständen der belarussischen Stiftung finden sich zahlreiche 
Briefe, die von der Administration des Präsidenten an diese weitergeleitet 
wurden. In diesen Briefen, die an Lukasenka persönlich gerichtet waren, 
kam häufig ein sehr paternalistisches Verständnis des Einzelnen vom staat­
lichen Machtgefüge zum Ausdruck, das an alte Bilder von dem Regierenden 
als »gütigem Vater«, der um das Wohl seiner Untertanen besorgt war, an­
knüpfte. Diese Vorstellungen und Konventionen finden sich in ähnlicher 
Weise bereits in sowjetischen Eingaben wie auch in den Bittschriften an den 
196 Unter anderen H a n n (2002); Buchowski (2001); Verdery (1996). 
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Zaren. Die Vorstellungen von einem höheren Gerechtigkeitssinn des Präsi­
denten fanden ihren Ausdruck in Sätzen wie: »Verehrter Herr Präsident, wir 
wenden uns an Sie als das Oberhaupt des Staates, als Garant der Verfassung 
und gerechter Verteidiger der Menschenrechte« oder: »Ich bitte sehr darum, 
meinen Brief in die Hände unseres Präsidenten zu geben. Ich bin überzeugt 
von seiner Gerechtigkeit«. Die Frau eines verstorbenen Zwangsarbeiters 
schrieb an Lukasenka: »Mein verehrter Präsident, mein verstorbener Mann 
hat das ganze Leben ehrlich gearbeitet und glaubte an Sie, Aleksandr 
Grigor'evic, und sagte mir immer, dass Sie ein sehr ehrlicher und ordent­
licher Mensch sind und wir Glück haben, einen solchen Präsidenten zu ha­
ben.« Die Macht des Präsidenten wurde von den Schreibern der Eingaben 
oft als über allen Instanzen stehende, unangefochtene, allmächtige Instanz 
dargestellt, wie in Sätzen wie folgendem zum Ausdruck kommt: »Sehr ge­
ehrter Präsident, es kann doch nicht sein, dass Sie mit Ihrer großen Autorität 
machtlos sind, mir zu helfen?« Eine Schreiberin bat sogar um persönliche 
Vorsprache bei Lukasenka und verwies darauf, dass in der Zeit der Revolu­
tion die Bauern auch zu Lenin gekommen seien und er sie empfangen habe. 
Der Versuch, durch die Anredeformel eine persönliche Beziehung zum poli­
tischen Führer aufzubauen, stellte eine besondere Strategie dar, mit der den 
Bitten und Forderungen besonderes Gewicht verliehen werden sollte.197 Da­
bei handelte es sich natürlich um rhetorische Figuren, die in der Kommuni­
kation mit der Macht vor allem auch eine strategische Funktion erfüllten. 
Demonstrative Glaubensäußerungen über die Güte und Allmacht des 
Staatsoberhauptes stehen in den Briefen häufig neben einem grundsätz­
lichen Misstrauen gegenüber staatlichen Institutionen, die von vielen als 
potentiell korrupt und unzuverlässig beschrieben wurden. Und so führten 
viele derjenigen, die aus unterschiedlichen Gründen keine Auszahlung er­
halten konnten, dies vor allem auf die Unfähigkeit und Korrumpierbarkeit 
der belarussischen Stiftung zurück, obwohl diese im Grunde nur die Vor­
gaben der deutschen Stiftung ausführte und sich bemühte, Tausende von 
Briefen mit stoischer Sorgfalt und Genauigkeit auch mehrfach in Folge zu 
beantworten. Dagegen bezogen sich die Negativ­Wahrnehmungen der Un­
zufriedenen zumeist nicht auf die deutsche Stiftung EVZ, an deren Kompe­
tenz, Glaubwürdigkeit und Korrektheit bei den meisten kein Zweifel be­
stand. Einige wandten sich mit ihren abgelehnten Anträgen auch noch 
einmal direkt an die deutsche Stiftung, in der Hoffnung, dort Unterstützung 
zu finden. Und so rechneten die Zufriedenen die Leistungen und den Erfolg 
des Auszahlungsprogramms vor allem der deutschen Stiftung an, während 
197 In der Forschung zu Eingaben der Stalinzeit wurde diese Strategie als »Vereinigung 
mit der Macht« beschrieben, vgl. Livsin/Orlov/Chlevnjuk (2002). 
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die Unzufriedenen in der Regel die belarussische Stiftung für ihr Unglück 
verantwortlich machten. 
Und noch zwei weitere neue Tendenzen werden in den Briefen erkenn­
bar, die in ihrer Bedeutung nicht zu unterschätzen sind: Zum einen ver­
suchte eine nicht unbeträchtliche Zahl von Briefeschreibern ihre Forderun­
gen mithilfe internationaler Organisationen und Akteure, wie der Stiftung 
EVZ, der Jewish Claims Conference, deutscher Opferverbände oder auch 
des Deutschen Bundestages und anderer durchzusetzen. Wenngleich es im 
Falle von Entschädigungsansprüchen als naheliegend erscheint, sich an deut­
sche Akteure auf diesem Feld zu wenden, so wird hier dennoch ein Prozess 
sichtbar, der sich auch auf anderen Feldern in den postsowjetischen Staaten 
vollzog:198 das Eindringen internationaler Akteure, Wert­ und Ordnungs­
vorstellungen sowie rechtlicher Verfahrenspraktiken, das auch zu gewissen 
Internationalisierungstendenzen im Hinblick auf die Vorstellungen von his­
torischer Gerechtigkeit und die Selbstwahrnehmungen der NS­Opfer 
führte. Erste Erfahrungen im Kontakt mit Akteuren aus dem westlichen 
Ausland hatten die Belarussen seit Ende der 1980er Jahre im Zusammen­
hang mit der internationalen Tschernobyl­Hilfe gemacht. Die vielverspre­
chenden Möglichkeiten, die sich durch ausländische Akteure eröffneten, 
wurden auch von den belarussischen Kriegsteilnehmern zunehmend er­
kannt. Und so liest man in einem anderen Brief ehemaliger Zwangsarbeiter 
an Lukasenka: »Wenn der Präsident auch dieses Mal unseren Brief nicht 
liest, wenden wir uns an die internationalen Organisationen!« Ein Ergebnis 
des Entschädigungsprogramms ist daher sicher auch in der weiteren Öff­
nung des Landes für internationale Einflüsse und Akteure zu sehen. 
Zum anderen wandte sich eine nicht unbedeutende Zahl von Eingaben­
schreibern aber auch an neue nationale Akteure auf dem Feld der Rechtspre­
chung, wie das Oberste Verfassungsgericht. Verfassungsgerichte fehlten im 
Sowjetsystem gänzlich und waren erstmals in den Nachfolgestaaten der So­
wjetunion (in Belarus 1994) eingerichtet worden. Wenngleich diese Institu­
tion in Belarus unter der Lukasenka­Herrschaft wohl eher eine symbolische 
Bedeutung als reale Macht besitzt, manifestiert sich in den Eingaben an das 
Oberste Verfassungsgericht dennoch ein neues Verständnis der Absender 
von der Macht und der staatlichen Ordnung sowie auch ein neues Selbstver­
ständnis als Staatsbürger mit entsprechenden Rechten. 
198 Auch Tschernobyl­Geschädigte wandten sich in Belarus zunehmend an internatio­
nale Organisationen, wie Aleksandr Dalhouski in seinem Dissertationsprojekt zur 
»Wahrnehmung und Darstellung der Tschernobyl­Katastrophe in belarussischen 
Eingaben« untersucht. Vgl. für das postsowjetische Russland auch die Studie zur 
wachsenden Zahl von Klagen russischer Bürger beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte: Sperling (2009), S. 221­276. 
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Fazit 
Der vorliegende Beitrag hat versucht, das letzte Auszahlungsprogramm für 
ehemalige Zwangsarbeiter in die belarussische Gesellschaftsgeschichte der 
Transformationszeit nach dem Ende der Sowjetunion einzubetten und so­
wohl die zahlreichen Wechselwirkungen auf politischer, sozialer und wirt­
schaftlicher Ebene als auch die Bedeutung des Programms für die beteiligten 
Institutionen, die politischen und gesellschaftlichen Akteure, aber auch die 
einzelnen NS­Opfer deutlich zu machen. Dabei wurde das Auszahlungspro­
gramm auch als eine Art Sonde in die Transformationsgesellschaften ver­
standen, mit deren Hilfe sich die politischen, sozialen und gesellschaftlichen 
Veränderungen nach dem Ende der Sowjetunion erst sichtbar machen lassen. 
Bemerkenswert erscheint zunächst die Beobachtung, dass sich das Fall­
beispiel der belarussischen Stiftung in mehrfacher Weise kontraintuitiv ver­
hielt : Viele Erwartungen, die zunächst auf der Hand zu liegen schienen, er­
wiesen sich im Ergebnis als völlig unzutreffend. Dazu zählt erstens die 
Feststellung, dass die Kooperation mit der belarussischen Stiftung aus Per­
spektive der Deutschen besonders reibungslos und vorbildlich verlief, so 
dass die Belarussen aus deutscher Sicht die »Musterknaben« in Sachen Ent­
schädigung waren. Dies stand in gewissem Gegensatz dazu, dass bei dem 
belarussisch­deutschen Kooperationsprojekt sehr unterschiedliche Vorstel­
lungen von Bürokratie sowie divergierende Kommunikationscodes und 
Bezugssysteme aufeinandertrafen. 
Ebenso überraschend erscheint zweitens, dass sich die belarussische staat­
liche Stiftung in ihrer Interessenpolitik zuweilen deutlich von der Regierung 
entfernte und begann, gemäß der Logik einer N G O im Interesse ihrer Kli­
entel zu handeln, wobei sich allerdings auch die ansonsten eher autoritäre 
Lukasenka­Regierung in den Belangen der Zwangsarbeiterentschädigung 
nach außen gern den Anschein von Rechtstaatlichkeit und Transparenz 
gab. 
Drittens überrascht die Erkenntnis, dass eine nach patriarchalischen Prin­
zipien organisierte Bürokratie eher vormodernen Typs unter den gegebenen 
Bedingungen in Belarus durchaus effizient arbeitete und ihre Klientel in ho­
hem Maße zufriedenstellte. Diese zunächst überraschenden und den Erwar­
tungen widersprechenden Befunde galt es also zu erklären. 
Einige der genannten Phänomene erklären sich aus der großen Bedeu­
tung der Zwangsarbeiterentschädigung für die Lukasenka­Regierung als 
»Vorzeigeprojekt«, mit dem sie sich innen­ wie außenpolitisch profilieren 
konnte. Diese Bedeutung war vor allem darauf zurückzuführen, dass die 
NS­Opfer erstens eine bedeutende Wählerklientel des Lukasenka­Regimes 
stellten und zweitens die Zahlungen aus Deutschland in nicht unbedeuten­
dem Maße das marode belarussische Sozialsystem subventionierten. Zuge­
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spitzt formuliert trug also die Entschädigung von Diktaturopfern in Belarus 
letztlich zur Stabilisierung der Diktatur bei. 
Die Rolle der belarussischen staatlichen Stiftung »Verständigung und 
Aussöhnung« lässt sich jedoch nicht einfach als »verlängerter Arm« des 
Lukasenka­Regimes verstehen, sondern sie lavierte — zuweilen strategisch 
sehr geschickt ­ im Spannungsfeld zwischen den deutschen Geldgebern, der 
belarussischen Regierung und einer sich formierenden Gesellschaft. Sie 
agierte dabei zunehmend gemäß der Logik und des Selbstverständnisses 
einer unabhängigen Organisation (und nicht einer staatlichen Behörde) und 
schöpfte ihre Handlungsspielräume im Interesse ihrer Klientel und ihrer 
institutionellen Eigeninteressen auch selbstbewusst gegenüber der belarussi­
schen Regierung aus, was sich durchaus als Zeichen gewisser Demokratisie­
rungsprozesse deuten ließe, die gleichzeitig aber auch nicht überbewertet 
werden sollten. 
Es gelang den Stiftungsmitarbeitern, trotz der widrigen politischen Rah­
menbedingungen bei den deutschen Kooperationspartnern Vertrauen auf­
zubauen, wozu sicher auch die Strategie der Belarussen beitrug, sich den 
deutschen Vorstellungen zumeist widerspruchslos unterzuordnen und die 
vermeintliche Lehrer­Rolle der Deutschen zu akzeptieren. In der doppelten 
Frontstellung zwischen der eigenen Regierung und den deutschen Geld­
gebern gelang der belarussischen Stiftung das diplomatische Kunststück, die 
unterschiedlichen Erwartungshaltungen, Codes und Spielregeln der verschie­
denen Akteure gleichermaßen zu bedienen und an entscheidenden Stellen 
eigene Interessen durchzusetzen, erstaunlich gut. Die Tatsache, dass eine an 
sowjetische Traditionen angelehnte Verwaltungspraxis der Belarussen nun gar 
nicht dem bürokratischen Leitbild der EVZ­Akteure entsprach, wurde di­
plomatisch geschickt durch eine demonstrative Gastfreundschaft und Dip­
lomatie der kleinen Aufmerksamkeiten überspielt. Dies gelang umso besser, 
als die belarussische Stiftung unter den dortigen Verhältnissen sehr effizient 
und zur weitgehenden Zufriedenheit der NS­Opfer arbeitete — so gingen in 
Berlin auch deutlich weniger begründete Beschwerden von Antragstellern 
über die belarussische Stiftung ein als dies bei den Russen der Fall war. 
Für die Zufriedenheit der Antragsteller erwiesen sich zudem einige Rah­
menbedingungen als vorteilhaft, die bereits aus den internationalen Ver­
handlungen sowie aus der Vorgeschichte des ersten Auszahlungsprogramms 
resultierten: So war die Plafond­Ausstattung der belarussischen Stiftung, ge­
messen an der Zahl der tatsächlichen Leistungsempfänger, deutlich komfor­
tabler als im russischen oder ukrainischen Fall. Die belarussische Stiftung 
konnte daher die Öffnungsklausel, die letztlich ein Instrument nationaler 
Geschichtspolitik darstellte, sehr intensiv ausschöpfen und zahlreichen im 
deutschen Stiftungsgesetz eigentlich nicht vorgesehenen Gruppen von NS­
Opfern eine Auszahlung gewähren. Positiv wirkte sich auf das Ansehen der 
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belarussischen Stiftung zudem aus, dass sie über Restmittel aus dem ersten 
Auszahlungsprogramm verfügte, die es ihr ermöglichten, vielfältigen weite­
ren Förderaktivitäten im sozialen, geschichtspolitischen und kulturellen Be­
reich nachzugehen. Die belarussische Stiftung konnte sich daher (zum Bei­
spiel durch die Förderung von Publikationen, Denkmälern, Ausstellungen 
und Gedenkveranstaltungen) viel stärker als neuer Akteur auf dem Feld der 
Geschichtspolitik positionieren als beispielsweise die russische Stiftung. Da­
bei konkurrierte sie mit der staatlichen Geschichtspolitik, die nach wie vor 
von einer an der sowjetischen (in Teilen sogar stalinistischen) Tradition 
orientierten Erinnerungskultur an den Krieg dominiert wurde. Das Bild der 
belarussischen Erinnerungskultur an den Krieg blieb insgesamt widersprüch­
lich: Gegenerinnerungen gesellschaftlicher Gruppen, die über Kunst, Litera­
tur und Denkmäler zunehmend auch im öffentlichen Raum repräsentiert 
wurden, existierten parallel zum offiziellen Kanon, wurden vom Staat ge­
duldet, gingen aber nicht in den staatlichen Erinnerungskanon ein. Beson­
dere Aufmerksamkeit erfuhren vor allem Opfergruppen (wie die Ozarici­
Uberlebenden), die sich gut in den Kanon der offiziellen Erinnerungspolitik 
einfügten und die in der Lage waren, mithilfe starker Verbände und enger 
Verbindungen zur Macht ihre Interessen wirksam geltend zu machen. 
Wie wurde das Auszahlungsprogramm nun von den Antragstellern wahr­
genommen und was bedeutete es für sie? Zunächst lässt sich feststellen, dass 
die Auszahlungssummen in den meisten Fällen, gemessen am belarussischen 
Rentenniveau, in materieller Hinsicht durchaus bedeutsam waren und dazu 
beitragen konnten, den NS­Opfern ihre oft sehr schwierigen Lebensum­
stände zu erleichtern. Die Lebensbeschreibungen der Betroffenen (zum Bei­
spiel in den Briefen an die Stiftungen) verdeutlichten die eklatanten Defizite 
im belarussischen Sozial­ und Gesundheitssystem und revidierten das bisher 
(im Vergleich zu anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion) eher positive 
Bild von der Sozialpolitik der belarussischen Regierung. 
Als weiterer Befund lässt sich festhalten, dass das Auszahlungsprogramm 
zumindest unter den Leistungsempfängern ein vielfach positives Bild der 
Stiftung EVZ und der Deutschen beförderte. Die Zufriedenen rechneten 
den Erhalt der Auszahlung vor allem der Stiftung EVZ an, während die Un­
zufriedenen die belarussische Stiftung für ihr Unglück verantwortlich mach­
ten ­ ein Mechanismus, der von den Deutschen bei der Festlegung des Aus­
zahlungsverfahrens vermutlich durchaus intendiert worden war. Allerdings 
war auch die Zufriedenheit, zumindest der Leistungsempfänger, mit der 
Arbeit der belarussischen Stiftung (in Belarus und Estland gleichermaßen) 
vergleichsweise groß, wie unter anderem Interviews mit ehemaligen NS­Op­
fern und Opferverbandsvertretern belegen. 
Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es auch in Belarus 
Tausende von Menschen gab, deren Erwartungen an das Auszahlungspro­
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gramm sich nicht erfüllten, darunter über 14.000 potentielle Leistungs­
berechtigte, deren Anfragen verspätet eingegangen waren. Bei diesen Unzu­
friedenen herrschten nicht selten Verwirrung, Enttäuschung oder Wut bis 
hin zum Empfinden einer »doppelten Verfolgung« vor. Insbesondere zwei 
Aspekte wurden von den Antragstellern als besonders nachteilig empfun­
den: Erstens stieß die Tatsache, dass die Auszahlungsprogramme in Belarus, 
der Ukraine und Russland keinen einheitlichen Prinzipien folgten, sondern 
sich im Hinblick auf den Kreis der Leistungsberechtigten, die Höhe der 
Auszahlungssumme in den jeweiligen Kategorien und die Verfahrenspraxis 
zum Teil deutlich unterschieden, auf vielfaches Unverständnis bei den Be­
troffenen. Zweitens war das Nebeneinander konkurrierender Rechtssysteme 
und darin enthaltener divergierender Gerechtigkeitsvorstellungen, das sich 
in der Uberlagerung des deutschen Stiftungsgesetzes mit den nationalen Ge­
setzgebungen manifestierte, für die ehemaligen NS­Opfer kaum nachvoll­
ziehbar. 
Die komplexen Kriegsbiographien und Verfolgungsschicksale der Opfer 
fanden im deutschen Stiftungsgesetz oft keine adäquate Entsprechung, so 
dass in der Verfahrenspraxis ständig nachjustiert werden musste. Zudem 
stand das Unrechtsempfinden der Opfer, das im Sinne einer biographischen 
Totalität Elemente der Verfolgung unter stalinistischer und nationalsozialis­
tischer Herrschaft miteinander verband, im generellen Gegensatz zur parti­
ellen Entschädigung durch die deutschen Programme. In der Kommunika­
tion der Opfer mit der belarussischen und deutschen Stiftung kam zudem 
nicht selten ein weiteres grundlegendes Missverständnis zum Ausdruck: 
Während die Antragsteller mit Kategorien sozialer und historischer Gerech­
tigkeit argumentierten, ging es den Stiftungen bald vor allem um eine büro­
kratische Verfahrensgerechtigkeit, deren Logik für die Opfer kaum vermit­
telbar war. 
Der Kommunikationsprozess der Antragsteller mit den Stiftungen trug 
jedoch auch zur Ausbildung einer selbstbewussten Identität als Opfer (mit 
entsprechenden Rechten) und zunehmenden Selbstorganisation bei, die seit 
den 1990er Jahren unter anderem in der Gründung zahlreicher neuer Opfer­
verbände zum Ausdruck gekommen war. Eine wichtige Begleiterscheinung 
des Auszahlungsprogramms bestand zudem darin, dass es eine weitere Öff­
nung des Landes für internationale Einflüsse und Akteure mit sich brachte 
und auch die Vorstellungen von historischer Gerechtigkeit in diesem Sinne 
eine gewisse Internationalisierung erfuhren. 
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Ausblick: Die Generierung und Sammlung von Datenmaterial 
und Ego-Dokumenten zur Zwangsarbeit und die Möglichkeiten 
für zukünftige historische Forschungen 
Zu den wichtigen Ergebnissen des Entschädigungsprogramms für die histo­
rische Forschung gehört, dass es eine spezifische Überlieferung hervorge­
bracht hat, die Historikern nun zur Auswertung zur Verfügung steht. Daher 
erscheint es angebracht, auf die Möglichkeiten dieser Überlieferung für 
künftige historische Forschungen hinzuweisen. Dies soll hier vor allem im 
Hinblick auf vier Quellenarten geschehen: die Datenbank der Entschädig­
ten, die Antragsunterlagen, die Akten zu »anderen Haftstätten« und die 
Briefe an die belarussische und an die deutsche Stiftung. 
Im Zuge der beiden Auszahlungsprogramme sind bei den Entschädi­
gungsstiftungen umfangreiche Datenbanken über die Antragsteller angelegt 
worden, die Recherchen nach bestimmten Suchkriterien ermöglichen. Ne­
ben Namensrecherchen nach einzelnen NS­Opfern wird beispielsweise die 
Suche nach Zwangsarbeitern, die aus einer bestimmten Stadt oder Region in 
Belarus deportiert wurden oder die in Deutschland in einer bestimmten 
Stadt arbeiten mussten, ermöglicht. Auch nach Zwangsarbeitern, die bei 
bestimmten deutschen Unternehmen eingesetzt wurden, kann recherchiert 
werden. Seit den 1990er Jahren nutzen deutsche Städte diese Datenbanken 
bei den Stiftungen zur Ermittlung ehemaliger Zwangsarbeiter im Rahmen 
von Besuchsprogrammen. 
Darüber hinaus enthalten die Datenbanken jedoch weitere Informatio­
nen, die sich von Historikern empirisch auswerten ließen. Beispielsweise 
könnte man versuchen, die Migrationswege ehemaliger Zwangsarbeiter von 
der Deportation und der Zwangsarbeit in Deutschland bis zur Repatriie­
rung nachzuzeichnen und dort bestimmte Muster festzustellen. Kehrten die 
meisten Repatriierten in ihre Heimatregionen zurück oder versuchten sie 
andernorts ganz neu Fuß zu fassen ? Welchen Einfluss hatten die Traumata 
der Zwangsarbeit auf das Heiratsverhalten ? Gründeten die meisten Familien 
oder blieben sie eher ein Leben lang allein? Welche Berufs­ und Karriere­
chancen hatten die Repatriierten nach ihrer Rückkehr in die Sowjetunion? 
Die Forschung geht bisher davon aus, dass die meisten Heimkehrer massive 
Diskriminierungen und Behinderungen im Hinblick auf ihr berufliches 
Fortkommen erleiden mussten.1" Es stößt daher zuweilen auf Verwunde­
rung, wenn man auf Entschädigungsanträge ehemaliger Zwangsarbeiter 
trifft, die nach dem Krieg dennoch zu angesehenen Professoren, Ärzten oder 
Ingenieuren aufstiegen. In einem Fall wurde der 1942 in Deutschland gebo­
199 Unter anderen Goeken­Haidl (2006). Für eine Regionalstudie zu den Repatriierten 
in Kievvgl. Pastuschenko (2011). 
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rene Sohn von Zwangsarbeitern Pavel Kozlovskij sogar erster Verteidigungs­
minister der unabhängigen Republik Belarus. Er stellte in beiden Entschädi­
gungsprogrammen einen Antrag und erhielt auch jeweils eine Auszahlung.200 
Empirische Untersuchungen über den beruflichen Werdegang der Repatri­
ierten nach dem Krieg stellen also ein Desiderat der Forschung dar. Generell 
ist noch kaum untersucht, inwieweit sich die Zwangsarbeitserfahrungen von 
Hunderttausenden von Menschen auf die soziale, gesellschaftliche und wirt­
schaftliche Nachkriegsentwicklung in Belarus oder der Ukraine auswirkten. 
Ein weiteres beeindruckendes Resultat des Entschädigungsprogramms 
besteht in der Sammlung zahlreicher neuer Erkenntnisse über Lager, Ghet­
tos und andere Haftstätten in den besetzten Gebieten, die häufig zunächst 
aus Zeitzeugenberichten der Antragsteller gewonnen und dann mithilfe von 
entsprechenden Archivrecherchen bestätigt wurden. Die Entdeckung neuer 
Haftstätten in den besetzten Gebieten sowie ihre Prüfung, Anerkennung, 
Einstufung und manchmal auch Umqualifizierung (auf der Grundlage 
neuer Informationen) wurde zum wichtigen Bestandteil des Auszahlungs­
verfahrens. Im Zuge dieser Einstufung von Haftstätten konnten von den 
Mitarbeitern der Stiftung EVZ mit Unterstützung von ihren Partnerorgani­
sationen sowie von Fachhistorikern aus der ganzen Welt Archivnachweise 
und Zeitzeugenerinnerungen zu über 4.000 »anderen Haftstätten« gesam­
melt werden. Dabei konnte man sich vielfach bereits auf erste Verzeichnisse 
stützen, die beispielsweise von den postsowjetischen Entschädigungsstif­
tungen in den 1990er Jahren im Zuge des ersten Auszahlungsprogramms er­
stellt worden waren. Diese Materialsammlung liefert eine wertvolle Basis für 
Studien zur deutschen Besatzungspolitik und zum Alltag in Lagern und 
Haftorten im besetzen Gebiet. Allerdings sollten von den nachfolgenden 
Historikern die von der Stiftung EVZ und den Partnerorganisationen vorge­
nommenen Einstufungen der »anderen Haftstätten« durchaus noch einmal 
kritisch hinterfragt und historisiert werden. 
Eine bemerkenswerte Sammlung von Selbstzeugnissen der Kriegsteilneh­
mer findet sich in den Antragsunterlagen der Entschädigungsempfänger, die 
neben den ausgefüllten Anträgen und Nachweisdokumenten manchmal 
auch biographische Erzählungen, Aussagen von Zeugen und in einigen Fäl­
len persönliche Fotografien enthalten, sowie in den zahlreichen Briefen an 
die Versöhnungsstiftungen. Diese Ego­Dokumente der Kriegsteilnehmer 
revidieren unser gängiges Bild von typischen Kriegsbiographien der Sowjet­
bürger. Sie zeigen, dass die von den Historikern bisher verwendeten Kate­
gorien (Opfer, Kollaborateur, Widerständler) für ein Verständnis der Gesell­
schaften im Krieg wenig geeignet sind. Häufig existierten keine klaren 
Trennlinien zwischen Kollaboration oder Loyalität, sondern die Handlun­
200 Antragsunterlagen des ehemaligen Ministers, AbSt. 
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gen der Menschen bewegten sich eher in moralischen Grauzonen. Phäno­
mene wie Kollaboration, Widerstand oder auch Zwangsarbeit und Kriegsge­
fangenschaft vermischten sich häufig in den individuellen Biographien und 
waren also viel komplexer und dynamischer als Historiker bisher glaubten. 
Und auch die Grenzen zwischen Deportation, Vertreibung oder Flucht wa­
ren, wie die Selbstzeugnisse zeigen, gegen Kriegsende zunehmend fließend. 
Ein wichtiges Ergebnis des Entschädigungsprogramms könnte also auch das 
hier erfolgte Sammeln dieser biographischen Daten sein, die den Histori­
kern eben diese Komplexität der Kriegsbiographien und die zahlreichen 
Grauzonen des Kriegs vor Augen führen. 
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